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Tarifvertrag Entlastung 

Die Auseinandersetzung geht in die heiße Phase. 
Das machten 150 Beschäftigte aus NRW-Kliniken 
am 29. April in Oberhausen deutlich. 
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Wessen Mine? 

Wer ist schuld am Tod eines OSZE-Beobachters? 
Die „Separatisten“, verkündet die ukrainische Re¬ 
gierung. Sie will den Vorfall für ihre Zwecke nutzen. 
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Thema der Woche 


Der Putsch der Obristen 

Am Morgen des 21. April 1967 standen Pan¬ 
zer vor dem Parlament in Athen: Das Mili¬ 
tär griff nach der Macht. Eine Verhaftungs¬ 
welle folgte, Demokraten wurden interniert, 
auf KZ-lnseln deportiert. Streiks und Wahlen 
wurden verboten. Ein demokratischer Sieg 
bei den auf den 28. Mai festgesetzten Wah¬ 
len sollte mit Gewalt verhindert werden. 

Das Obristenregime konnte sich bis 1967 
halten, es zerbrach am inneren Widerstand 
und am Verlust der Unterstützung durch die 
führenden Nato-Staaten. 
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In einem sicheren Land 

Wie Thomas de Maiziere sich Kriminalität und die „Leitkultur“ zurechtbiegt 



V oller Stolz und mit dem drama¬ 
tischen Timbre in der Stimme 
stellte Bundesinnenminister 
Lothar de Maiziere in Berlin wie all¬ 
jährlich neuen Band „Kriminalitäts¬ 
statistik“ vor. Neben den üblichen 
Sätzen wie „die Statistik zeigt, dass 
Deutschland nach wie vor zu einem 
der sichersten Länder weltweit gehört. 
Dafür gilt allen Kollegen, egal ob bei 
den Polizeien von Bund und Ländern 
oder dem Verfassungsschutz unser al¬ 
ler Dank“ war ihm natürlich wichtig 
darauf hinzuweisen: „Dennoch stehen 
die Sicherheitsbehörden in Bund und 
Ländern vor großen Herausforderun¬ 
gen. Neben der Gewalt- und Drogen¬ 
kriminalität sowie Verstößen gegen 
das Waffengesetz ist es vor allem die 
gewachsene Bedrohung durch den is- 
lamistischen Terrorismus.“ 

Eigentlich leben „wir“ also in ei¬ 
nem „sicheren“ Land, aber genau 
so eigentlich haben „wir“ die Lage, 
viele und enorme Probleme mit Ge¬ 
walt und Kriminalität zu haben. Wie 
kommt der Minister damit klar? Nun, 
die Beruhigungspille zwar vorneweg, 
dann aber ganz großes Theater in 
Szene setzen, damit die von ihm for¬ 
cierten höheren Etats für die Sicher¬ 
heitsbehörden auch der Bevölkerung 
einsichtig werden. Im Originalton de 
Maiziere: „Wir gehen mit aller gebo¬ 
tenen Härte des Rechtsstaates gegen 
Personen vor, die unsere Rechtsord¬ 
nung ablehnen. Eine Entspannung 
bei den Zahlen ist nicht zu erwar¬ 
ten. Auf die anstehenden Ereignisse 
wie das G20-Treffen in Hamburg, die 
Wahlkampfveranstaltungen sind die 
Sicherheitsbehörden vorbereitet und 
werden - wenn nötig - hart durchgrei¬ 
fen. Deutschland ist und bleibt ein 
wehrhafter Rechtsstaat.“ So macht 
man nicht nur Stimmung, sondern 
suggeriert, mit noch mehr und noch 
martialischerer Aufrüstung bekomme 
er die Lage in den Griff. 

Erst ein paar Tage später liefert 
der Bundesinnenmister in der „Bild- 
Zeitung“ den tieferen Grund für seine 
ordnungspolitisch strikte Haltung. Es 
ist die deutsche Kultur - genauer: die 
deutsche Leitkultur. Da wird in zehn 
Thesen Grundlegendes gesagt. So un¬ 
ter These 1: „Bei Demonstrationen ha¬ 
ben wir ein Vermummungsverbot.“ In 
These 7 (Zivilkultur) stellt de Maizi¬ 
ere kategorisch fest, Gewalt sei weder 
bei Demonstrationen noch an ande¬ 
rer Stelle gesellschaftlich akzeptiert. 
Schön dagegen seine Feststellung zur 
„Kulturnation Deutschland“ (These 
5): „Wir sind Kulturnation. Kaum ein 
Land ist so geprägt von Kultur und 
Philosophie wie Deutschland.“ Leider 
taucht weder bei der Zivil- noch bei 
der sonstigen Kultur noch irgendwo 
sonst das Prinzip Ordnung auf. Sollte 
dieser Innenminister den leitkulturel¬ 
len Wert „Ordnung“ vergessen haben? 
Niemals. 

Vielleicht eher das Recht. Auffäl¬ 
lig an dem hohen Zahlengebirge der 
Kriminalstatistik Deutschlands ist: 
Es ist immer von Tatverdächtigen die 
Rede. Damit wird suggeriert, diese sei¬ 
en deshalb auch bereits die Schuldi¬ 
gen und vor Gerichten entsprechend 
abgeurteilt worden. Dies ist nicht so, 
denn nur etwa ein Drittel der von der 


Polizei Verdächtigten landet tatsäch¬ 
lich vor Gericht und wird verurteilt. 
Die schnelle Suche nach Personen, die 
man der dann beruhigten Öffentlich¬ 


keit und der Medienmaschine präsen¬ 
tieren kann, ist überwiegend nicht be¬ 
lastbar. Den alten Grundsatz von der 
„UnschuldsVermutung“ lässt de Mai¬ 


ziere anscheinend für sein Ministeri¬ 
um nicht gelten. 

Das nächste Auffällige ist: Alle De¬ 
likte, die nicht zum Aufgabenbereich 


der Polizei gehören, das sind beson¬ 
ders alle Finanz- und Steuerdelikte, 
werden nicht erfasst. Darüber gibt es 
keine Zahlen, geschweige denn, dass 
die Größenordnungen in Euro oder 
Dollar den gewaltigen Unterschied 
deutlich machen würden gegenüber 
Taschendiebstählen oder Wohnungs¬ 
einbrüchen. Alles, was an Verstößen 
gegen Bilanzierung, Kartell- und 
Wettbewerbsrecht, Schwarzgeldkon¬ 
ten, obskuren Finanztransaktionen 
oder den bis vor kurzem so belieb¬ 
ten „Cum-ex-Geschäften“ festgestellt 
wird, fällt wohl unter eine geschützte 
Form von Kriminalität und ist im Be¬ 
richt keine Zeile wert. 

Erfreulich ist, dass Tötungsdelikte 
zu fast 100 Prozent aufgeklärt werden, 
den gewaltigen Anstrengungen des 
Staates bei „Sozialleistungsbetrug“ - 
der schlägt ihm wohl besonders auf 
den Magen - sei ebenfalls zu verdan¬ 
ken, dass fast 100 Prozent aufgeklärt 
werden. 

Die Zahl der Tatverdächtigen liegt 
mit rund 2 Millionen Tatverdächtigen 
geringfügig über der des Vorjahres. 
Die Mehrheit der Tatverdächtigen ist 
männlich (75,5 Prozent). Der Anteil 
der nichtdeutschen Tatverdächtigen 
entspricht einem Anteil von 8,6 Pro¬ 
zent an allen Tatverdächtigen. 

Ob und wenn ja warum die Situa¬ 
tion vieler Menschen mit „falschen“ 
Pässen, ohne Aussicht auf ordentliche 
Arbeit mit ordentlichem Lohn, ohne 
Aussicht auf bezahlbaren Wohnraum, 
dafür mit der ständigen Aussicht auf 
„Race-Profiling“ oder Ausweisung, 
dazu führt, sich auf unlautere Weise 
die Teilhabe am bürgerlichen Leben 
zu organisieren, dies wird natürlich 
in der Sichtweise des Ministers völlig 
ausgeblendet. 

Zu Höchstform läuft de Maiziere 
bei seinem Lieblingsthema auf, den 
von ihm so genannten „politisch mo¬ 
tivierten Straftaten“. Während sich 
die Zahl der Straftaten in den „Phä¬ 
nomenbereichen“ (ein schönes Wort) 
„links“ und „rechts“ insgesamt un¬ 
gefähr auf dem Vorjahresniveau be¬ 
wegt hat (rechts: 23 555; links: 9 389), 
wies die Entwicklung der Gewalttaten 
deutliche Unterschiede auf: Rechts¬ 
motivierte Gewalttaten sind um 14,3 
Prozent angestiegen, bei von ihm ver- 
orteten linksmotivierten ging die Zahl 
der Gewalttaten um 24,2 Prozent zu¬ 
rück. Zu beachten ist: Jeder von den 
Polizeikräften vermuteter, auch fried¬ 
licher Protest und Widerstand, z.B. bei 
Sitzblockaden, wird angezeigt, Anzei¬ 
gen von Protestierenden gegen poli¬ 
zeiliche Übergriffe werden prompt 
mit Gegenanzeigen der Polizeifüh¬ 
rungen und Staatsanwaltschaften be¬ 
antwortet. 

Etwa 45 Prozent der für den Be¬ 
reich der politisch motivierten Auslän¬ 
derkriminalität festgestellten Delikte 
(1 518) stehen im Zusammenhang mit 
dem Konflikt zwischen der Türkei und 
der PKK. Dort, wo sich der deutsche 
Staat zum Handlanger der türkischen 
Politik macht, wird im großen Stil An¬ 
zeige erhoben, die Missachtung bür¬ 
gerlicher Rechte, wie Meinungsfrei¬ 
heit und Demonstrationsrecht ist de 
Maiziere recht und billig. 

Herbert Becker 


















2 Freitag, 5. Mai 2017 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Zersetzung des 
Gewerkschaftsprinzips 

Die fatalen Auswirkungen der „ausgehandelten 
Flexibilität“ am Beispiel der Leiharbeit 


Proteste gegen 
Bayer-Monsanto 

Aktionen unter der Losung „Brecht die Macht der Konzerne!“ 


Das Ergebnis der Tarifverhandlungen 
für die Leiharbeiter in der Metall- und 
Elektrobranche stand schon im Februar 
fest, wurde aber erst Ende März bekannt 
und sorgt seitdem für heftige Diskussi¬ 
onen. Die IG Metall hat einer Überlas¬ 
sungsdauer von 48 Monaten zugestimmt. 
Leiharbeiter können also bis zu vier Jah¬ 
re lang von einem Betrieb ausgeliehen 
werden und damit deutlich länger als mit 
der im erst vor kurzem geänderten Ar¬ 
beitnehmerüberlassungsgesetz (AÜ G) 
vorgesehenen Befristung auf 18 Monate. 

Der Arbeitsrechtler Rolf Geffken 
sieht dadurch die Existenz der IG Me¬ 
tall als Gewerkschaft in Frage gestellt. 
Durch die damit vertiefte Spaltung der 
Belegschaft würden Arbeitskämpfe 
nachhaltig unmöglich gemacht. Er kriti¬ 
siert, dass IG Metall und DGB die Op¬ 
tion zur Abweichung von gesetzlichen 
Mindeststandards durch Tarifverein¬ 
barungen nutzen - und zwar eine Ab¬ 
weichung nach unten. Geffken sagt in 
einem Radio-Interview: „Gesetzliche 
Standards sollen eine Basis nach un¬ 
ten hin schaffen, die dann nach oben 
hin durch Tarifverträge ausgebaut und 
verbessert werden können. So war das 
vor 25 Jahren. Heute ist man dankbar, 
dass der Gesetzgeber gesetzliche Min¬ 
deststandards durchlöchert, von denen 
durch Tarifvertrag abgewichen werden 
kann wie beim Arbeitszeit- und beim 
Mindestlohngesetz. Davon wird kräftig 
Gebrauch gemacht. Da fragt man sich, 
wozu braucht man eigentlich noch eine 
Gewerkschaft?“ 

Ist das eine übertriebene Kritik? Der 
Kölner IG-Metall-Vorsitzende Witich 
Roßmann rechtfertigt das Abkommen, 
da eine längere Beschäftigung günstig 
sei, da „wenigstens der Austausch nach 
18 Monaten verhindert und die Leihar¬ 
beit auf 48 Monate begrenzt wird.“ Zu¬ 
vor habe es gar keine Begrenzung ge¬ 
geben. 

Weil das 2016 verabschiedete Gesetz 
eben nicht die Leiharbeit pro Arbeits¬ 
platz, sondern pro Arbeitnehmer be¬ 
grenzt, ist eine ständige Neubesetzung 
durch Leiharbeiter möglich. Betriebs¬ 
räte versuchen, diesem Dilemma mit 
der Verlängerung der Leiharbeit eines 
Arbeiters zu begegnen. Roßmann be¬ 
grüßt daher die Öffnung, um „betrieb¬ 
liche Lösungsmodelle“ zu ermöglichen. 
Außerdem bekämen die Arbeiter Bran¬ 
chenzulagen, die bei einem Neuanfang 
wegfielen. Damit es einigen Ausnah¬ 
men kurzfristig besser geht, werden die 
Rechte der vielen anderen und letztlich 
von allen geopfert. Dies ist tatsächlich 
das Gegenteil des gewerkschaftlichen 
Gedankens, der gar nicht absichtlich 
von jedem Betriebsrat verdrängt wer¬ 
den muss, sondern sich aus den herge¬ 
stellten Sachzwängen ergibt, wenn kein 
bewusstes und politisches, organisiertes 
Gegensteuern stattfindet. 

In seiner Stellungnahme auf Face- 
book nennt Roßmann mehrere Beispie¬ 
le, die belegen sollen, warum die Re¬ 
gelung im Interesse der Beschäftigten 
sei. Ein Betriebsrat von Ford schildert: 
„Häufig schwankende Arbeitslasten und 
nicht absehbare Zeiträume für Bedar- 
fe an bestimmten Qualifikationen las¬ 
sen Unternehmen im Grenzbereich der 
Kapazität davor zurückschrecken, zu¬ 
sätzliche feste Stellen zu schaffen. (...) 
Dies führt dazu, dass Betriebsräte dem 
Einsatz von Leiharbeitnehmern - entge¬ 
gen den eigenen Grundsätzen - zustim¬ 
men, um entsprechende Projekte und 
Programme in deutschen Standorten zu 


halten oder sie dorthin zu bekommen.“ 
Hier wird sehr deutlich der Druck der 
Kapitalseite auf die Beschäftigten aus¬ 
geführt. Darauf kann ein Betriebsrat 
und eine einzelne Belegschaft kaum re¬ 
agieren, denn sie dürfen nicht streiken. 
Sie sind erpressbar. Daher stimmen die 
Betriebsräte dem Einsatz von Leihar¬ 
beit zu und verlängern die Fristen in der 
Hoffnung, dass die Kollegen dann über¬ 
nommen werden. 

Das ist aber die Ausnahme, wie aus 
den Schilderungen eines Betriebsrats 
der Deutz AG hervorgeht. Die meisten 
Leiharbeiter schaffen es gar nicht über 
drei Monate hinaus. Aber erst, wenn sie 
neun Monate erreichen, erhalten sie die 
vollen Branchenzuschläge. Nach 24 Mo¬ 
naten müssen sie ein Übernahmeange¬ 
bot bekommen, die meisten werden aber 
vorher abgemeldet. In wenigen Fällen 
kommt es zu auf zwei Jahre befristete 
Arbeitsverträge. „Nur wer das Glück 
hat, dass dann sein befristeter Zeitver¬ 
trag mitten in einer Phase der Vollaus¬ 
lastung, der Hochkonjunktur endet, der 
hat die Chance, dann endlich nach vier 
Jahren Probezeit ein echter Stamm-Mit¬ 
arbeiter zu sein.“ Bitterer lässt sich die 
Spaltung der Belegschaft und die Ab¬ 
schaffung des Kündigungsschutzes nicht 
schildern. 

Die Frage, die Geffken aufwirft, trifft 
den Kern des Vorgangs: „Wie sollen das 
Betriebsräte, die gar nicht Arbeitskämp¬ 
fe führen dürfen, machen? Wie stellt sich 
die IG Metall eigentlich Gewerkschafts¬ 
arbeit vor? Das ist gelbe Gewerkschafts¬ 
politik. Das hat mit einer zum Arbeits¬ 
kampf bereiten Gewerkschaft nichts zu 
tun.“ 

Hintergrund für das Festhalten und 
Vertiefen der Leiharbeit der IG-Metall- 
Führung ist ihr Interesse an der Wettbe¬ 
werbsfähigkeit der deutschen Konzerne. 
Neben der Senkung der Lohnkosten ist 
das Kalkül „einflussreicher Betriebsräte 
der Automobilbranche, dass die schlech¬ 
teren Bedingungen, unter denen die 
Leiharbeiter arbeiten müssen, gleich¬ 
sam eingepreist sind in den wesentlich 
besseren Bedingungen der Stammbe¬ 
legschaft“ wie der Arbeitsrechtler Ste¬ 
fan Seil kritisiert. Hinzuzufügen ist, dass 
auch die Stammbelegschaft unter dem 
Druck der Erpressbarkeit der Kollegen 
leidet. 

Durch die Verlagerung auf betriebli¬ 
che Vereinbarungen werden die Beleg¬ 
schaften zersplittert. Der grundsätzliche 
gewerkschaftliche Gedanke - die Verei¬ 
nigung der Arbeiter gegen die Konkur¬ 
renz, der sie ausgesetzt sind - ist ausge¬ 
hebelt. Die Aushöhlung und Anpassung 
der Gewerkschaften an die Erfordernis¬ 
se des Kapitals wurde maßgeblich von 
SPD-Politikern in der Regierung und in 
den Gewerkschaftsspitzen vorangetrie¬ 
ben. Von Wolfgang Clement bis Andrea 
Nahles wird unter der Überschrift der 
„Stärkung der Tarifparteien“ das Ge¬ 
genteil erreicht und die Seite der Arbeit¬ 
geber gestärkt, die Gewerkschaft aber 
geschwächt. Auch beim neuen Arbeits¬ 
zeitgesetz strebt die SPD eine „ausge¬ 
handelte Flexibilität“ an. Dies ist insge¬ 
samt eine gefährliche Entwicklung nicht 
nur in der IG Metall, sondern in allen 
Gewerkschaften. Das Ergebnis ist: Es 
gibt nur noch für einen Teil der Beschäf¬ 
tigten so etwas wie eine Gewerkschaft, 
und damit auch wieder nicht. Denn ohne 
die Einheit keine Arbeitskampffähigkeit 
und damit auch kein Arbeitsschutz und 
keine höheren Löhne. 

Philipp Kissel 


D er Konzern hatte sich alles so 
schön vorgestellt: Gegen die Fu¬ 
sion von Dow/Dupont und Chem- 
china/Syngenta setzte Bayer die Über¬ 
nahme von Monsanto und sieht sich mit 
den Profiten wieder ganz vorne dabei. 
Beim gentechnischen Saatgut mit 95 
Prozent und beim herkömmlichen Saat¬ 
gut mit 30 Prozent. Ein Bayer-Monopol, 
mit der sich wunderschön die ganze Welt 
ausbeuten lässt. 

Doch kaum hatte Bayer die Über¬ 
nahme im Mai 2016 bekannt gegeben, 
wehte dem Konzern auch schon ein bis 
heute anhaltend heftiger werdender 
Wind des Widerstands entgegen. Das 
seit fast 40 Jahren arbeitende interna¬ 
tionale Netzwerk der Coordination ge¬ 
gen Bayer-Gefahren (CBG) erklärte 
noch am Tag der Verkündung in sieben 
Sprachen „Stop Bayer/Monsanto - welt¬ 
weit!“ 

Das internationale Monsanto Tribu¬ 
nal im Oktober 2016 in Den Haag/Nie¬ 
derlande nutzte die CBG, um mit mehr 
als 1 000 Aktivistinnen die Proteste zu 
beraten. Die CBG rief dazu auf, anläss¬ 
lich der Hauptversammlung von Bayer 
am 28. April 2017 einen ersten Höhe¬ 
punkt der weltweiten Widerstandsakti¬ 
onen zu organisieren. 

Der Konzern aus Leverkusen wusste 
sofort, was da auf ihn zukam. Immerhin 
ist Bayer klar, dass er das einzige Unter¬ 
nehmen der Welt ist, das dank der Aktio¬ 
nen der CBG seit 39 Jahren rund um den 
Globus unter Beobachtung und in Kritik 
der mehr als 100 000 Menschen steht, 
die im Rahmen der CBG in mehr als 70 
Ländern innerhalb und außerhalb der 
Konzern-Werke und Tochterunterneh¬ 
men Tag und Nacht ein aufmerksames 
Auge auf Bayer haben. Seit 32 Jahren ist 
keine geordnete Hauptversammlung im 
herkömmlichen Sinn mehr möglich. Die 
Kritik an Gewinn und Profit dominiert 
die Versammlungen der Aktionärinnen, 
immer mehr Kleinaktionärinnen unter¬ 
stützen gar die CBG aktiv. Die Abstim¬ 
mungen bescheren schon lange nicht 
mehr die herrlichen 100 Prozent (!) Zu¬ 
stimmung, sondern bis zu 10 und mehr 
Prozent Gegenstimmen. 

In höchster Not floh der Konzern 
mit seiner HV nach Bonn. Dort wurde 
ihm von den Behörden zugesichert, was 
ihm in Köln gerichtlich untersagt wor¬ 
den war: Die weiträumige Absperrung 
der Hauptversammlung und damit die 
Verhinderung von Demonstrationen vor 
den Toren. Die Stadt Bonn hat Bayer für 


Zur Zeit versenden Krankenkassen, 
Rentenversicherer und Unfallkassen 
rund 52 Millionen Wahlunterlagen. 
Obwohl die Einflussmöglichkeiten der 
Selbstverwaltungsorgane immer gerin¬ 
ger werden, sollte wohlüberlegt sein, 
die Stimmzettel in den Papierkorb zu 
hauen. Denn die Lobbyisten von wei¬ 
teren Privatisierungen der Sozialversi¬ 
cherungssysteme stehen in den Start¬ 
löchern. Wollen das Gesundheits- und 
Rentensystem noch mehr dem Markt 
überlassen. 

Unterstützung bekommen sie dabei 
von CDU, SPD und FDP. Mit jedem 
Sozialabbau gab es weniger Leistung 
und Schutz für die Versicherten und 
deren Vertreter. Kürzungen und Priva¬ 
tisierungen bei den Sozialgesetzen im 
Renten- und Gesundheitssystem in den 
letzten 30 Jahren sorgten dafür, dass die 
Selbstverwaltungen nur noch ausfüh¬ 
rende Organe sind. 

So hatten die Verwaltungsräte 
der Krankenkassen früher noch auf 
die Höhe der Beiträge der Kranken¬ 
versicherung Einfluss. Das regeln die 
Rotstiftparteien nunmehr per Bun¬ 
desgesetz einheitlich für alle Kassen. 
Entscheiden dürfen die gewählten 


läppische 500 Euro im Rahmen einer 
„Sondernutzung“ genehmigt, den öffent¬ 
lichen Raum rund um das World Con- 
gress Center Bonn extrem großräumig 
mit übermannshohen Sichtschutzgittern 
abzusperren. Die Polizei legte nach und 
untersagte der CBG Lautsprecher in 
Richtung HV. Die Aktionärinnen wären 
mit Bussen in den abgesperrten Raum 
transportiert worden und hätten den Wi¬ 
derstand in keiner Weise zu Gesicht oder 
Gehör bekommen. 

Doch es kam anders. Während pa¬ 
rallel im April in Griechenland, USA, 
Kanada und vielen anderen Ländern 
Widerstandsaktionen stattfanden, gab 
es Tage vor der HV an den Universitä¬ 
ten Köln und Bonn gut besuchte Kick- 
Off-Veranstaltungen. Zugleich klagte 
die CBG in vier Eil verfahren gegen den 
skandalösen Bruch der Verfassung im 
Bereich der Versammlungsfreiheit. 

Bayer legte nach, rückte den Bayer- 
Monsanto-Widerstand und vorneweg 
die CBG in die Nähe der „Anschläge 
von Brüssel“ und phantasierte „Terror“ 
und „Gewalttäter“ im Zusammenhang 
mit der HV in langen Schriftsätzen her¬ 
bei (alles dokumenteirt unter www.CB- 
Gnetwork.org). Die teueren Anwälte 
nützten nichts, die Argumente der CBG 
waren vor Gericht stärker. Es gelang 
zwar nicht, den grundsätzlichen Verfas¬ 
sungsbruch juristisch aus der Welt zu 
schaffen, aber der Konzern musste die 
Absperrungen dramatisch verkleinern 
und alle einschränkenden Auflagen der 
Polizei fielen. 

Und dann ging für den Konzern al¬ 
les vollends in die Hose. Selbst das rie¬ 
siges Bayer-Transparent hinter den Git- 


Vertreter noch über eingeführte Zu¬ 
satzbeiträge. Die werden bekanntlich 
von den Versicherten alleine getragen. 
Verwaltet wird also die nichtparitäti¬ 
sche Finanzierung der Krankenkassen. 

Bei der Deutschen Rentenversiche¬ 
rung (DRV) ist es ähnlich. Der Träger 
maßgeblicher Rehaleistungen für den 
Erhalt und die Vorsorge der Beschäftig¬ 
ten konnte früher noch selbst entschei¬ 
den. Die dafür notwendigen Kosten im 
Verhältnis der aktuellen und zukünfti¬ 
gen Rentenleistungen bestimmten die 
Versichertenvertreter. Heute gibt es die 
Deckelung der Ausgaben für Rehabili¬ 
tationskuren. Das entsprechende Ge¬ 
setz der Bundesregierung darf nur noch 
umgesetzt werden. 

Aber nicht nur die rechtlichen Mög¬ 
lichkeiten der Selbstverwaltungen 
werden im Kapitalismus immer mehr 
eingeschränkt. Die Versicherten be¬ 
kommen auch kaum mit, welche Ent¬ 
scheidungen in den gewählten Gremien 
gefällt werden. Erst recht nicht, wer für 
was und wie abgestimmt hat. So wurde 
die Einführung der elektronischen Ge¬ 
sundheitskarte und die damit verbun¬ 
dene Gefahr eines gläsernen Patienten 
von den amtierenden Verwaltungsrä¬ 


tern am Kundgebungsplatz wurde zum 
Eigentor. Der Konzern schrieb „Liebe 
Demonstranten, nutzt doch mal Fakten 
statt Vorurteile.“ Und bekam dann Fak¬ 
ten ohne Ende um die Ohren gehauen: 
Eine große Demo im breiten Bündnis 
von Aktionsgemeinschaft bäuerlicher 
Landwirtschaft über Misereor bis hin 
zu Umweltschutzgruppen demonstrier¬ 
te auf Einladung der CBG mit rund 300 
Teilnehmerinnen vor den Toren der HV. 
Im Saal wurde die Rede des Vorstands¬ 
vorsitzenden bereits nach fünf Minu¬ 
ten und auch danach mehrfach durch 
Sprechchöre wie „Ihr vergiftet unsere 
Böden!“ unterbrochen. Die 2500 Ak¬ 
tionärinnen wurden außerhalb und in¬ 
nerhalb der Halle immer wieder aufge¬ 
fordert: „Stimmen Sie mit Nein.“ Zwei 
Demonstrantlnnen enterten das Vor¬ 
standspodium. In der HV wurden Trans¬ 
parente entfaltet. Mehr als vier Stunden 
sprachen Gäste der CBG aus allen fünf 
Kontinenten. In mehr als 25 Redebei¬ 
trägen wurden den Konzernherren die 
gewünschten Fakten um die Ohren ge¬ 
hauen. Der Landtagskandidat der Lin¬ 
ken, Aggelidis, sowie die Bundestagsab¬ 
geordneten der Grünen Hofreiter und 
Künast kündigten parlamentarischen 
Widerstand an. 

Axel Köhler-Schnura von der CBG 
erklärte: „Wenn zwei Verbrecher-Kon¬ 
zerne sich zusammenschließen, kann 
niemals ein harmloser Konzern her¬ 
auskommen. Gegen diesen Zusam¬ 
menschluss wird es weltweit erbitterten 
Widerstand geben. Das geplante Profit¬ 
monopol im Agrarbereich bringt die Er¬ 
nährung der Weltbevölkerung in ernste 
Gefahr.“ Chr. LeMaan 


ten akzeptiert. Daran beteiligt auch die 
Gewerkschaftslisten. Obwohl mehrere 
Beschlüsse von Gewerkschaftstagen 
dies ablehnten. Die Karte hat bisher 
1,4 Milliarden Euro an Versicherten¬ 
beiträgen verschlungen. 

Was noch durch das Sozialgesetz¬ 
buch abgesichert ist, ist die Zusammen¬ 
setzung der Widerspruchsausschüsse 
bei den Sozialversicherungsträgern. 
Sie prüfen Bescheide, mit denen der 
Versicherte nicht einverstanden ist. 
Ansonsten wird viel Bürokratie in den 
„Versichertenparlamenten“ verwaltet. 
Haushaltspläne im Rahmen der vor¬ 
gegebenen Budgets genehmigt. Hier¬ 
zu gehören auch die unterschiedlichen 
freiwilligen Leistungen der einzelnen 
Kassen. Bestätigt werden dürfen auch 
Geschäftsführung oder die Wahl eines 
hauptamtlichen Vorstandes. 

Transparenz bei den Sozialwahlen 
ist kein Thema. Nicht umsonst liegt die 
Wahlbeteiligung durchschnittlich bei 
nur 30 Prozent. Die Gewerkschaften 
könnten dazu beitragen dies zu ändern. 
Bei ver.di gibt es erste Ansätze. Bei 
zehn Kandidaten kann man sich auf 
Sozialversicherung, watch. informieren. 

Herbert Schedlbauer 


Branchentreffen Gesundheit der Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 

Dieses Treffen richtet sich an Beschäftigte in den Krankenhäusern sowie an die 
für diesen Bereich in den Bezirken verantwortlichen Genossinnen und Genossen. 
Samstag, den 6. Mai 2017 

11.15 Uhr bis 16.00 Uhr, Hoffnungsstr. 18,45127 Essen. 

Konferenz der DKP zur Automobilindustrie 

Es laden ein die DKP Bezirk Niedersachsen, DKP Bezirk Ruhr-Westfalen und die 
DKP Betriebsgruppe VW Braunschweig/Wolfsburg. 

Samstag, 24. Juni 2017,10.30 Uhr bis 16.30 Uhr, Veranstaltungszentrum Rotation 
in den ver.di-Höfen, Goseriede 10,30159 Hannover, (10 min. Fußweg vom Hbf.) 
Anmeldungen an: bv@dkp-niedersachsen.de, Unkostenbeitrag: 15 Euro (u. a. für 
Essen und Trinken) 


Keine wirkliche Mitbestimmung 

Die Sozialwahl 2017 stehen an 
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Wir organisieren jetzt den 
Widerstand 

Auseinandersetzung um Entlastung des Krankenhauspersonals geht in die heiße Phase 



Am i. Mai traten die Kolleginnen und Kollegen aus der Pflege wie hier in Köln in „weißen Blöcken“ auf. 


D ie Bewegung für mehr Personal 
und Entlastung in Nordrhein- 
Westfalens Krankenhäusern 
nimmt Fahrt auf. Am 29. April trafen 
sich rund 150 Beschäftigte aus mehr als 
50 Kliniken zu einer landesweiten Auf¬ 
taktveranstaltung in Oberhausen. Der 
Tenor: Jetzt geht es richtig los - mit Ak¬ 
tionen auf betrieblicher, tariflicher und 
politischer Ebene. 

„Wir fahren auf drei Schienen“, 
erklärte Sylvia Bühler vom ver.di- 
Bundesvorstand. Politisch sei es ein 
wichtiger Teilerfolg, dass die Bun¬ 
desregierung Personaluntergrenzen 
in „pflegesensitiven“ Bereichen ein¬ 
führen will. „Das haben wir durch 
unsere vielen großartigen Aktionen 
erreicht.“ Es reiche aber nicht, ver.di 
wolle „die große Lösung“: personelle 
Mindestbesetzungen in allen pflegeri¬ 
schen Bereichen, die den individuel¬ 
len Pflegebedarf der Patientinnen und 
Patienten berücksichtigen. Zugleich 
forderte sie ein Sofortprogramm, das 
durch die Einstellung von 20 000 zu¬ 
sätzlichen Pflegekräften dafür sorgt, 
dass niemand mehr allein auf Station 
arbeiten muss und genug Zeit für die 
praktische Anleitung der Auszubil¬ 
denden bleibt. 

Auch die Arbeitgeber will ver.di 
nicht aus der Verantwortung entlas¬ 
sen. In einem Teil der bundesweit rund 
2 000 Krankenhäuser sollen sie zu 
Verhandlungen über einen Tarifver¬ 
trag Entlastung aufgefordert werden - 
auch in mehreren NRW-Klinken. Falls 
sich die Arbeitgeber nicht bewegen, 
könnten diese Belegschaften auch zum 
Streik aufgerufen werden. In weiteren 
Krankenhäusern sollen auf betriebli¬ 
cher Ebene Grenzen gesetzt werden - 
zum Beispiel durch die kollektive Ver¬ 
weigerung freiwilliger Leistungen oder 
ungeplanter Einsätze. 

Wie das alles konkret umgesetzt 
werden soll, diskutierten die Teilneh¬ 
merinnen und Teilnehmer der Ober- 
hausener Konferenz in zehn Work¬ 
shops. Die Themen reichten von An¬ 
sprache- und Medientrainings bis zum 
Aufbau von Bündnissen und der Ver¬ 
netzung kirchlicher Häuser. Eine wich¬ 
tige Rolle spielten die Erfahrungen der 
Berliner Charite, deren Belegschaft als 
erste einen Tarifvertrag für mehr Per¬ 
sonal durchgesetzt hat, sowie des Saar¬ 
lands, wo ver.di 21 Kliniken zu Tarifver¬ 


handlungen über Entlastung aufgefor¬ 
dert hat. 

„Wir haben tatsächlich eine Bewe¬ 
gung geschaffen, die mitten in der Ge¬ 
sellschaft angekommen ist“, berichtete 
der ver.di-Sekretär Michael Quetting 
aus der Region Saar-Trier. Seit Oktober 
2015 sind dort über 900 Krankenhaus¬ 
beschäftigte bei ver.di eingetreten. Mit 
zwei Warnstreiks und etlichen Aktio¬ 
nen haben die Belegschaften dafür ge¬ 
sorgt, dass die Landesregierung einige 
Initiativen zur Verbesserung der Lage 
ergriffen hat. „Aber wir können das 
Problem nicht im Saarland lösen“, gab 
Quetting zu bedenken. „Wir brauchen 
die Bewegung in ganz Deutschland.“ 

In Nordrhein-Westfalen soll die¬ 
se in den kommenden Wochen weiter 
aufgebaut werden. „Wir haben kon¬ 
krete Pläne und einen starken Wil¬ 
len“, sagte Achim Teusch vom Helios 
Klinikum Siegburg über die Betriebe, 
die sich auf Tarifauseinandersetzun¬ 
gen um Entlastung vorbereiten. „Es 
gibt keine Sicherheit, dass es klappt, 
aber wir machen uns auf den Weg.“ 
Martin Körbel-Landwehr, Personal¬ 
rat am Düsseldorfer Uniklinikum und 


Vorsitzender des ver.di-Fachbereichs 
in NRW, machte klar, dass die Ausein¬ 
andersetzung um gute Arbeitsbedin¬ 
gungen im Krankenhaus eine zutiefst 
politische ist. „Wir müssen gegenüber 
der Politik deutlich machen, dass nicht 
die Ökonomie über die Gesundheits¬ 
versorgung entscheiden darf.“ Die vor 
gut zehn Jahren eingeführte Kranken¬ 
hausfinanzierung über Fallpauschalen 
(Diagnosis Related Groups - DRG) 
sei der falsche Weg. 

Wolfgang Cremer, der den ver.di- 
Landesfachbereich Gesundheit, Sozi¬ 
ale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen in 
NRW leitet, betonte die Verantwortung 
der Landespolitik für die Zustände in 
den Kliniken. Nordrhein-Westfalen 
stelle den Krankenhäusern nur etwa 
ein Drittel der benötigten Investitionen 
von jährlich rund 1,5 Milliarden Euro 
für zur Verfügung. „Damit verschärft 
das Land die Misere, weil Arbeitsstel¬ 
len zu Baustellen werden: Geld, das 
für die Patientenversorgung gedacht 
ist, wird für Investitionen zweckent¬ 
fremdet.“ Mit der Landtagswahl müsse 
ein Kurswechsel eingeläutet werden. 
Die nächste Regierung müsse alle not¬ 


wendigen Baukosten finanzieren und 
verbindliche Personalvorgaben in den 
Landeskrankenhausplan aufnehmen. 

Um diesen Forderungen Nachdruck 
zu verleihen, wollen die ver.di-Akti- 
ven am 12. Mai - dem internationalen 
Tag der Pflege - die Abschlussveran¬ 
staltungen der Parteien im Landtags¬ 
wahlkampf besuchen. Zudem sollen 
weitere Unterschriften für den NRW- 
Appell für mehr Krankenhauspersonal 
gesammelt und bei der Konferenz der 
Gesundheitsminister am 21./22. Juni in 
Bremen übergeben werden. Vor allem 
aber geht es in den kommenden Wo¬ 
chen darum, in den Betrieben zu mo¬ 
bilisieren und durchsetzungsfähiger zu 
werden. „Wir organisieren jetzt den Wi¬ 
derstand“, brachte es Wolfgang Cremer 
auf den Punkt. „Wir fragen nicht, was 
alles nicht geht, sondern: Wie können 
wir es schaffen, endlich Entlastung in 
die Krankenhäuser zu bringen?“ 

Dieser Artikel ist erstmals auf der 
Homepage des ver.di-Fachbereichs Ge¬ 
sundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt 
und Kirchen in NRW erschienen: htt- 
ps://gesundheit-soziales-nrw.verdi.de/ 


Erneut Streiks für Tarif¬ 
bindung bei Amazon 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) hat am vergan¬ 
gen Dienstag die Beschäftigten bei 
Amazon an den Standorten Bad 
Hersfeld, Leipzig, Rheinberg, Wer¬ 
ne und Koblenz erneut in den Aus¬ 
stand gerufen. Durch die Streiks, die 
zum Teil aus der laufenden Schicht 
begonnen wurden oder als unbere¬ 
chenbare Rein-Raus-Arbeitsnieder¬ 
legungen geführt werden, wird Ama¬ 
zon das erhöhte Auftragsvolumen 
aus dem verlängerten Wochenende 
(1. Mai) nicht wie vorgesehen abar¬ 
beiten können. 

„Amazon verweigert den Be¬ 
schäftigten das Recht auf Tarifbin¬ 
dung. Deswegen legen die Beschäf¬ 
tigten erneut die Arbeit nieder. Sie 
verlangen eine Garantie für existenz¬ 
sichernde Löhne und gute Arbeitsbe¬ 
dingungen per Tarifvertrag. Es wird 
höchste Zeit, dass Amazon die Un¬ 
ternehmenswillkür beendet und mit 
ver.di Tarifverhandlungen führt“, sag¬ 
te ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger. 

Arbeitsplätze im 
Nahverkehr 

Knapp zwei Wochen vor der Land¬ 
tagswahl in Nordrhein-Westfalen 
wollen Nahverkehrsbeschäftigte und 
die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) Fahrgäste und Pend¬ 
ler über anstehende Probleme im 
ÖPNV informieren. Sie befürchten 
Sozialdumping, Arbeitsplatzverluste 
und eine schlechtere Qualität im öf¬ 
fentlichen Nahverkehr. Aktivitäten, 
bei denen Flugblätter verteilt wer¬ 
den, fanden in den frühen Morgen¬ 
stunden an Bahnhöfen statt, die erste 
nach Redaktionsschluss dieser Aus¬ 
gabe am 3. Mai 2017 in Dortmund. 
Weitere Städte folgten. 

Hintergrund ist die Vergabewel¬ 
le von Verkehrsaufträgen. Während 
Städte und Gemeinden nach europäi¬ 
schem Recht ihr eigenes Verkehrsun¬ 
ternehmen beauftragen sowie Sozi¬ 
al- und Qualitätsstandards vorgeben 
können, fährt ihnen das deutsche Per¬ 
sonenbeförderungsgesetz (PBefG) 
in die Parade. Sogenannte eigenwirt- 
schaftliche Antragsteller erhalten 
vorrangig den Zuschlag, obwohl sie 
von der Einhaltung sozialer Vorga¬ 
ben oder der Beschäftigtenübernah- 
me freigestellt sind. „Das ist Sozial¬ 
dumping mit katastrophalen Folgen 
für die Beschäftigten und die Fahr¬ 
gäste“, kritisiert ver.di-Bundesvor- 
standsmitglied Christine Behle. „Ta¬ 
rifgebundene Unternehmen werden 
durch deutlich niedrigere Personal¬ 
kostenkalkulationen aus dem Wett¬ 
bewerb gedrängt.“ 


Wie wollen wir arbeiten? Wie wollen wir leben? 

Zu den Ergebnissen der aktuellen IG-Metall-Umfrage 


Im Wahljahr 2017 hat die IG Metall 
zwischen Mitte Januar und Ende Fe¬ 
bruar in mehr als 7 000 Handwerks-, 
Dienstleistungs-, und Industriebetrie¬ 
ben Beschäftigte über ihre persönli¬ 
che Arbeitssituation sowie über po¬ 
litische Themen befragt. Insgesamt 
haben sich 681 241 Kolleginnen und 
Kollegen an der Befragung beteiligt. 
Jeder dritte ausgefüllte Fragebogen 
kam von Nichtgewerkschaftsmitglie- 
dern. „Die Zahl übertraf alle Erwar¬ 
tungen“, schreibt die IGM auf ihrer 
Internetseite (https://www.igmetall.de/ 
befragung-2017-25201.htm). Die Aus¬ 
wertung des Teils zur Arbeitszeitprob¬ 
lematik soll Mitte Mai vorhegen. 

Auch wenn einige Fragen fehlten 
(so zur Leiharbeit, obgleich der Frage¬ 
bogen auch in Betrieben mit Leiharbeit 
vorlag) und wie bei allen Umfragen ge¬ 
nau geschaut werden sollte, wie „zielge¬ 
richtet“ die Fragen formuliert sind: Es 
ergibt sich ein wichtiges Bild über Ein¬ 
stellungen, Haltungen und Wünsche 
unter den Kolleginnen und Kollegen. 

Viele der Befragten „empfinden 
mehr Unsicherheit, zunehmende Un¬ 
gleichheit und wachsende Fremdbe¬ 
stimmung“. Zwar ist die Sorge um den 
eigenen Arbeitsplatz im Vergleich zur 
Befragung im Jahr 2013 leicht gesun¬ 


ken. Aber immer noch hat etwa ein 
Drittel der Befragten große Ängste. So 
der IG-Metall-Vorsitzende Jörg Hof¬ 
mann bei der Vorstellung der Befra¬ 
gungsergebnisse am 25. April in Berlin. 

2013 bezeichneten 88 Prozent der 
Befragten einen unbefristeten Arbeits¬ 
vertrag als „sehr wichtig“, 83 Prozent 
ein verlässliches Einkommen. Laut der 
Ergebnisse der aktuellen Umfrage le¬ 
gen jetzt 93 Prozent Wert auf Sicher¬ 
heit und berufliche Perspektiven. Aller¬ 
dings sind hier die Ergebnisse beider 
Umfragen nur bedingt vergleichbar: 
2013 lautete die Frage wie wichtig den 
einzelnen Befragten ein unbefristeter 
Arbeitsvertrag sei, jetzt nach der „Si¬ 
cherheit und beruflichen Perspektive in 
der Industrie 4.0 für alle“. 

Wie die Ergebnisse der aktuellen 
Umfrage zeigen, gibt es - erwartbar - 
zudem viel Unsicherheit im Zusam¬ 
menhang mit der Rente. Auch bei der 
Alterssicherung spüren die Beschäf¬ 
tigten persönliche Nöte: „Das Niveau 
der gemeinsam von Beschäftigten und 
Arbeitgebern bezahlten Rentenversi¬ 
cherung sinkt. Darüber hinaus hat die 
Politik auch hier die Arbeitgeber aus 
der Verantwortung entlassen: Die Be¬ 
schäftigten sollen zunehmend privat 
ihre Altersvorsorge finanzieren. Ge¬ 


nau das wollen sie aber nicht. 87 Pro¬ 
zent der Befragten sagen, private Vor¬ 
sorge könne die Lücke nicht schließen, 
die durch die Absenkung des Renten¬ 
niveaus droht. 

Die Befragten wissen: Verlässli¬ 
che Alterseinkommen gibt es nur mit 
der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Mehr als vier von fünf Befragten wol¬ 
len bessere Renten. 

Sie wären sogar zu höheren Beiträ¬ 
gen bereit ...“ - Allerdings fordern 93 
Prozent der Befragten auch, dass alle 
Beschäftigten eine arbeitgeberfinan¬ 
zierte Betriebsrente erhalten sollen. 
(Vgl. Politik für Alle - sicher, gerecht 
und selbstbestimmt. Zahlen und Hin¬ 
tergründe zur Beschäftigtenbefragung 
2017 - die Broschüre kann als PDF-Da- 
tei von der Internetseite der IG Metall 
heruntergeladen werden) 

Eine Mehrheit von 93 Prozent for¬ 
dert eine Bildungspolitik, die Bildungs¬ 
chancen unabhängig von der sozialen 
Herkunft eröffne und „verbrieftes 
Recht jedes Beschäftigten auf betrieb¬ 
liche Weiterbildung garantiere“, so Hof¬ 
mann. Gleiche Teilhabechancen be¬ 
deuteten auch, dass die Betreuung von 
Kindern oder die Pflege von Angehö¬ 
rigen nicht in eine berufliche Sackgasse 
führen dürften. 92 Prozent setzten das 


Thema Vereinbarkeit ganz oben auf die 
Agenda, so der IG Metall-Chef bei der 
Vorstellung der Umfrageergebnisse. 

Die überwiegende Mehrheit der 
Beschäftigten will laut der Befragung 
auch in einer zusehends digitalisier¬ 
ten Arbeitswelt starke Arbeitszeit¬ 
regeln - „mit Ruhezeiten, mit einem 
Recht auf Abschalten“. „Sie erteilen 
der Arbeit ohne Ende eine klare Ab¬ 
sage. Stattdessen erwarten sie von der 
Politik einen festen Rahmen gegen 
ausufernde Arbeitszeiten und Grenzen 
für die von Unternehmen geforderte 
Flexibilität - und das über alle Bran¬ 
chen und Altersgruppen hinweg“.(ht- 
tps://www.igmetall.de/ig-metall-befra- 
gung-2017-25204.htm) Damit haben 
über 96 Prozent der Befragten dem 
Wunsch der Arbeitgeberverbände Ge- 
samtmetall und BDA widersprochen, 
Höchstgrenzen und feste Ruhezeiten 
nicht mehr im Gesetz zu regeln. 

Laut Umfrage ist für 92 Prozent der 
Anspruch auf tarifliche Bezahlung und 
die Verhinderung von Tarifflucht zum 
Beispiel bei Auslagerungen wichtig oder 
sehr wichtig. Gleichen Zugang zur be¬ 
ruflichen Entwicklung und gleiches Ein¬ 
kommen für Männer und Frauen woll¬ 
ten 89 Prozent der befragten Männer 
und 98 Prozent der befragten Frauen. 


In einem Interview auf der Internet¬ 
seite der IGM machte Jörg Hofmann 
aber auch deutlich: „Jüngere Menschen 
schätzen solidarische Regelungen wie 
etwa eine Steuerpolitik, die umverteilt, 
weniger als ältere. Beschäftigten mit 
höheren Einkommen sind sie weniger 
wichtig als jenen mit einem geringen 
Einkommen. Individuelle Ansprüche 
wie das Rückkehrrecht von Teilzeit in 
Vollzeit oder berufliche Fortbildung 
sind aber allen wichtig, unabhängig von 
Alter und Einkommen. Unsere Aufga¬ 
be ist es, den Wert solidarischer Lösun¬ 
gen wieder allen deutlich zu machen.“ 

Immerhin wollen 77 Prozent mehr 
„Verteilungsgerechtigkeit“ durch eine 
stärkere Besteuerung hoher Einkom¬ 
men, hoher Vermögen und großer Erb¬ 
schaften. 

Wie IG Metall-Chef Jörg Hofmann 
am 25. April in Berlin erklärte, sei das 
Ergebnis der Befragung vor der Bun¬ 
destagswahl im Herbst eine „klare An¬ 
sage an die Politik“. Der Studie zufolge 
ist für knapp zwei Drittel der Befragten 
„die faire Integration von Geflüchteten 
in den Arbeitsmarkt“ ein wichtiges The¬ 
ma. Zur Wahrheit gehöre aber auch, dass 
sich diejenigen Beschäftigen, die selbst 
um ihren Job fürchten, mit dieser Frage 
schwerer täten, so Hofmann. nh 
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DKP-Kandidaten in der lokalen Presse 

In den Lokalausgaben der Marler bzw. Recklinghäuser Zeitung erhalten 
auch die DKP-Kandidaten zur Landtagswahl die Möglichkeit, sich und 
ihre politischen Ziele vorzustellen. Die Kandidaten hatten auch fünf Sätze 
mit ihren Vorstellungen zu vervollständigen. Die Vorstellung von Werner 
Sarbok, Kandidat im Wahlkreis Recklinghausen erfolgte am 1. Mai, in der 
kommenden Woche wird Detlev Beyer-Peters als Kandidat im Wahlkreis 
Recklinghausen II vorgestellt. 

Die beiden Kandidaten lieferten den Zeitungen die folgenden Texte. 


Detlev Beyer-Peters 

Alter: 60 Jahre 
Familienstand: geschieden 
Beruf: Fachkrankenpfleger für psychi¬ 
atrische Pflege 

Partei: Deutsche Kommunistische Par¬ 
tei (DKP) 

Politischer Werdegang: seit 1974: Mit¬ 
glied der DKP, 1986-1998: Kreisvorsit¬ 
zender der DKP, 1994-2009: Mitglied 
der Partei des demokratischen Sozi¬ 
alismus (PDS) und später der Partei 
„Die Linke“. Seit 1998: stellvertreten¬ 
der Kreisvorsitzender der DKP, seit 
1998: Vorsitzender der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschisten (VVN-BdA), Kreisverei¬ 
nigung Recklinghausen e.V. 1999-2009: 

Mitglied des Kreistages Recklinghau¬ 
sen, Mitglied des Sozial- und Gesund¬ 
heitsausschusses des Kreistages Reck¬ 
linghausen, seit 2015: sachkundiger Bür- 

Was ich im neuen Landtag nach fünf Jahren unbedingt geschafft haben will, ist... 
... die Festlegung und Finanzierung von besseren Personalstandards in Kinderta¬ 
geseinrichtungen, in der Schulkinderbetreuung und in der stationären Altenpflege. 
180 Milliarden Euro: NRW ist das mit Abstand am höchsten verschul¬ 
dete Bundesland. Sparen würde ich darum in folgenden Bereichen: ... 
... u.a. bei der zivil-militärischen Zusammenarbeit. Zusätzliche Steuereinnahmen 
z. B. durch verbesserte Betriebsprüfungen und noch strengere Maßnahmen gegen 
Steuerflüchtige ermöglichen Mehrausgaben im sozialen Bereich. 

Als politischer Gegner imponiert mir ... 

... niemand, weil keiner die Interessen der arbeitenden, arbeitslosen und verarm¬ 
ten Menschen konsequent vertritt. Ich schätze aber das Engagement von Martina 
Ruhardt (Die Linke), die ich nicht als politische Gegnerin betrachte. 

Aufregen kann ich mich über ... 

... diejenigen, die die staatliche Verantwortung für die sozialen Dienstleistungen 
und der Daseinsvorsorge zunehmend privaten Unternehmen und damit dem Pro¬ 
fitstreben überlassen. 

Für die parlamentarische Arbeit bin ich gut geeignet, weil... 

... ich mich für konsequent und solidarisch halte und ich mich nicht einschüchtern 
lasse. Ich habe gelernt, dass parlamentarische Arbeit erfolgreicher ist, je enger sie 
mit außerparlamentarischem Widerstand verknüpft ist. 



ger der Bürgerliste WiR im Sozial- und 
Gesundheitsausschuss der Stadt Marl 
Hobbys: Salsa-Tanz, Tischlern 


Werner Sarbok 

Alter: 62 Jahre alt 
Beruf: Redakteur 
Partei: DKP 

Werdegang: Diverse betriebliche und 
gewerkschaftliche Funktionen, seit 
1974 organisiert in der DKP, Gründer 
des linken Wahlbündnisses „Basta“ und 
2007 bis 2009 dessen Stadtrat in Reck¬ 
linghausen, zeitlebens Antifaschist. 
Familienstand: verheiratet, ein Kind, 
ein Kater. 

Hobbys: Modelleisenbahn, Radeln, 
Bert Brecht und anderes Wichtige le¬ 
sen. 


Was ich im neuen Landtag nach fünf Jahren unbedingt geschafft haben will, ist... 

... viele Menschen dafür zu gewinnen, das in unserer Landesverfassung verbriefte 
Recht auf Arbeit bei ausreichender Entlohnung durchzusetzen. 

180 Milliarden Euro: NRW ist das mit Abstand am höchsten verschuldete Bun¬ 
desland. Sparen würde ich darum in folgenden Bereichen:... 

... Abschaffung der Steuerprivilegien für die Reichen, keinen Cent für Auslands¬ 
und Kriegseinsätze der Bundeswehr. 

Als politischer Gegner imponiert mir ... 

... niemand, weil keiner meiner politischen Gegner die Interessen der arbeitenden 
Menschen vertritt, sondern die Interessen des Kapitals. 

Aufregen kann ich mich über ... 

... das Enden der Demokratie vor den Betriebstoren. Milliardäre herrschen über 
Millionen Menschen - wie bei Ball. Das ist Diktatur des Kapitals. 

Für die parlamentarische Arbeit bin ich gut geeignet,... 

... weil ich mich ausschließlich -an den Interessen der arbeitenden Menschen ori¬ 
entiere. Das habe ich im Stadtrat von Recklinghausen bewiesen. 



Eigenlob stinkt 

Die Digitale Agenda und drei Minister 


rei Verantwortliche, Zypries, de 
Maiziere und Dobrindt, sitzen 
bei der Bundespressekonferenz 
und stellen ihren „Fortschrittsbericht 
der Digitalen Agenda“ vor. Natürlich 
nur Eigenlob für die bisherige Arbeit, 
selbstkritische Töne sind nicht zu hören. 
Themen sind u.a. der Breitbandausbau 
in der Fläche, Open Data, die Sicherheit 
im Netz. Dabei ist längst nicht alles su¬ 
per bei der Digitalen Agenda der Bun¬ 
desregierung. 


Landkreise in dieser Legislatur zur Ver¬ 
fügung gestellt, um vor Ort schnelles 
Internet zu realisieren.Doch nicht alle 
Auserwählten werden mit ihren Förder¬ 
bescheiden auch glücklich, der Landkreis 
Hameln-Pyrmont zum Beispiel. Er wird 
nach eingehender Prüfung nun doch auf 
die zugesagten 15 Mio. Euro verzichten. 
Die Fördermittel seien unter Bedingun¬ 
gen gestellt, die wirtschaftlich in hohem 
Maße nachteilig für die Landkreise sind, 
erklärt Landrat Tjark Bartel. „Sämtliche 


für neue Geschäftsmodelle und Inno¬ 
vationen.“ Er meint, wenn offene Daten 
wirtschaftlich genutzt werden, kann das 
einer Wertschöpfung von mindestens 
12,1 Mrd. Euro in den nächsten zehn 
Jahren entsprechen. Und die Europäi¬ 
sche Kommission schätzt das Potenzial 
in der EU auf 140 Mrd. Euro jährlich. 
Wie er Datensicherheit, Schutz von Net¬ 
zen und Nutzern und Persönlichkeits¬ 
rechte dabei gewährleisten will, lässt er 
wohlweislich offen. 



Gläsern und transparent 


Minister Alexander Dobrindt (CSU) 
zeigt sich wie immer ein bisschen be¬ 
rauscht von sich selbst und seiner Arbeit 
und schwärmt vom Breitbandausbau für 
schnelles Internet. Deutschland habe die 
höchste Dynamik in Europa. Das Ziel: 
Jeder Haushalt, jedes Unternehmen 
soll bis 2018 einen Anschluss haben, der 
eine Übertragungsgeschwindigkeit von 
50 Megabit in der Sekunde liefert. Und 
jetzt seien 75 Prozent geschafft. Aller¬ 
dings, und das weiß auch der Minister: 
50 Mbit/s sind heute schon wieder viel zu 
wenig. Die Technik und die Ansprüche 
der Nutzer verändern sich einfach viel 
schneller und haben das Ziel der Bun¬ 
desregierung überholt. Flächendeckend 
Gigabit ist das, was eigentlich ab jetzt 
ansteht. 

Vier Milliarden Euro Fördergeld hat 
das Ministerium für Kommunen und 


positiven wirtschaftlichen Entwicklun¬ 
gen werden von der Förderung abgezo¬ 
gen, das Verfahren massiv erschwert und 
verlängert“, so der SPD-Politiker. Bei¬ 
spielsweise würden drei getrennte Aus¬ 
schreibungen gefordert, was dem Land¬ 
kreis unerfüllbar erscheint, wenn gleich¬ 
zeitig die Fertigstellung des Projekts im 
Jahr 2018 verlangt werde. 

Open Data-ein Einfallstor 

Ein großer auch noch zu erschlie¬ 
ßender Bereich der Digitalisierung ist 
Open Data. Dabei geht es um trans¬ 
parente Behördendaten oder Statisti¬ 
ken - etwa aus den Bereichen Gesund¬ 
heit, Mobilität oder Umwelt und Klima. 
Alle Bürger sollen unentgeltlich dar¬ 
auf zugreifen können; gleichzeitig ver¬ 
spricht de Maiziere - dafür zuständig - 
„Open Data biete interessante Impulse 


Ministerin Zypries hat vor allem Mit¬ 
telstand und Start-Ups im Blick. „Wer 
die Digitalisierung nicht ernst nimmt, 
wird künftig nicht mehr am Markt sein“, 
prophezeit Zypries und fordert die Ver¬ 
netzung und Kooperation von etablier¬ 
ten und neuen „Playern“. Mit der Abar¬ 
beitung der Digitalen Agenda für diese 
Legislatur sei man gut aufgestellt, lobt 
Zypries, die für die Zukunft verstärkt 
auch die Themen künstliche Intelligenz 
und „smart living“ nennt (was immer sie 
damit meint). 

Noch ein Glück für die Menschen im 
Lande: Die auf verschiedene Ministeri¬ 
en aufgesplitteten Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten. Und da die Legis¬ 
laturperiode bald zu Ende ist, wird sich 
eine neue (alte?) Koalition wieder daran 
versuchen. 

Frank Schumacher 


Links und antikapitalistisch 

i. Mai: Klassenkämpferische Demonstrationen 


An den insgesamt knapp 500 Veran¬ 
staltungen des Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes nahmen am 1. Mai bun¬ 
desweit über 360 000 Menschen teil. 
Rund 30 000 Menschen davon gingen 
allein in Berlin und Brandenburg auf 
die Straße. Während linke und anti¬ 
kapitalistische Gruppen mit einem 
„klassenkämpferischen Block“ an der 
DGB-Demonstration in der Bundes¬ 
hauptstadt teilnahmen, hatten erstmals 
auch Sexarbeiterinnen zu der Gewerk¬ 
schaftsdemonstration aufgerufen, um 
gegen weitere Verschlechterungen ih¬ 
rer Arbeitsbedingungen durch das am 
1. Juli in Kraft tretende sogenannte 
„Prostituiertenschutzgesetz“ auf die 
Straße zu gehen. Im Bezirk Neukölln 
nahmen mehr als 200 Menschen an ei¬ 
ner l.-Mai-Demonstration des „Jugend¬ 
widerstandes“ teil. Darunter befanden 
sich viele Palästinenserinnen und Pa¬ 
lästinenser. Um 16 Uhr hatte sich eine 
Gruppe von rund 3000 Linken zu einer 
ersten „Revolutionären Mai-Demons¬ 
tration“ am Lausitzer Platz versammelt. 
„Es erfüllt uns mit Stolz, dass wir inter¬ 
nationale Solidarität auf der Demons¬ 
tration praktisch sichtbar machen 
konnten“, erklärte Bündnissprecher 
Georg Ismael im Anschluss. Um 18 Uhr 
zog die traditionelle „Revolutionäre 
l.-Mai-Demonstration“ mit mehreren 


Tausend Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mern vom Kreuzberger Oranienplatz 
hin zum Myfest, welches von Zehn¬ 
tausenden Menschen besucht wurde. 
Am Ende der Demonstration kam es 
zu brutalen Übergriffen der Polizei, 
die auch Pfefferspray einsetzte. Mehr 
als 50 Demonstranten wurden von den 
Beamten festgenommen. In Hamburg 
nahmen rund 2 500 Menschen an der 
„revolutionären“ Demonstration und 
Kundgebung teil. Die Polizei nahm 
das Ganze als großangelegte Übung 
für den kommenden G-20-Gipfel und 
fuhr jede Menge schweres Gerät auf, 
dabei gab es ähnliche Szenen wie an¬ 
derenorts. Rund 250 Personen beteilig¬ 
ten sich hingegen in Freiburg an dem 
Block, zu dem die Antifaschistische 
Linke Freiburg (IL) unter dem Motto 
,Eine andere Welt ist machbar - für den 
Kommunismus! 4 aufgerufen hatte. 

Über 4000 Menschen nahmen an 
der „Revolutionären l.-Mai-Demons- 
tration“ in Nürnberg teil. 

Aufgrund von zunehmenden Ver¬ 
suchen der AfD, den „Tag der Arbeit“ 
zu vereinnahmen, sprach sich DGB- 
Vorstandsmitglied Annelie Bunten- 
bach in Salzgitter für eine „klare Kan¬ 
te“ aus. „Sozial ist an dieser Partei gar 
nichts. Seit sie die so genannten kleinen 
Leute als Zielgruppe ausgemacht hat, 


versucht sie dort mit wohlklingenden 
Allgemeinplätzen zu punkten. Aber 
sobald es konkret wird, taucht sie weg, 
um es sich nicht mit ihren neoliberalen 
Unterstützern zu verscherzen“, warnte 
Buntenbach. Die AfD verspreche das 
Blaue vom Himmel. „Was am Ende des 
Tages bleibt, ist nur das Braune unterm 
Fingernagel“, stellte sie klar. 

Markus Bernhardt 



Roter i. Mai in Siegen 
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Straßenprivatisierung kommt 

Grundgesetz soll am 18. Mai eigens dafür geändert werden 



D ie große Koalition will am 
18. Mai eines der ihr wichtigsten 
Vorhaben beschließen lassen. 
Der Bundestag wird dann 13 einzelne 
Änderungen im Grundgesetz mit der 
notwendigen 2/3-Mehrheit aus CDU/ 
CSU und SPD beschließen. Vorder¬ 
gründig geht es um die Neuregelung 
der Finanzbeziehungen zwischen Bund 
und Ländern. Der Länderfinanzaus¬ 
gleich soll ab 2020 entfallen. Die Län¬ 
der erhalten dafür höhere Zuweisun¬ 
gen vom Bund. Zugleich hat in den 
Verhandlungen dazu Finanzminister 
Wolfgang Schäuble die Zustimmung 
der Länder erhalten, die Kompetenz 
für den Bau und den Erhalt der Fern¬ 
straßen von den Ländern auf den Bund 
zu übertragen. Der Zweck dabei ist es, 
dass die Bundesregierung damit auch 
vorhat, Bau, Finanzierung, Verwal¬ 
tung und Abkassierung der Maut über 
eine bundeseigene Gesellschaft priva¬ 
ten Kapitalisten zu überlassen. Ban¬ 
ken, Versicherungen und Fonds sollen 
demnach, wie Schäuble ganz offen und 
lobend hervorhob, attraktive Anlage¬ 
möglichkeiten geboten werden. 

Das Vorhaben ist von den Regie¬ 
rungsparteien in trauter Eintracht 
langfristig eingefädelt worden. Bereits 
im August 2014 hatten die drei Minis¬ 
ter Sigmar Gabriel (SPD - Wirtschaft), 
Alexander Dobrindt (CSU-Verkehr) 
und Schäuble (CDU-Finanzen) im 
August 2014 eine „Expertenkommissi¬ 
on“ eingesetzt, die sich über die Finan¬ 
zierung der Infrastruktur Gedanken 
machen sollte, mit Bankern und Ver¬ 
sicherungsvertretern besetzt war und 
ein Jahr später einen schönen Plan zur 
Privatisierung des Autobahnnetzes vor¬ 
legte. Weil deutsche Bürger im vergan¬ 
genen Vierteljahrhundert schon sehr 
viel Privatisierungen über sich haben 
ergehen lassen müssen, sind diese nicht 
populär. 

Die DGB-Gewerkschaften, die 
„Linke“, die „Grünen“ und eine Reihe 


Bald privat und fast leer? 

von Bürgerinitiativen lehnen das Pro¬ 
jekt ab. Erst in den letzten Monaten 
hat sich eine breitere Öffentlichkeit 
damit befasst. Überraschend wand¬ 
ten sich auch der Bundesrechnungs¬ 
hof und der wissenschaftliche Beirat 
des Bundesverkehrsministeriums da¬ 
gegen. Sie rechneten noch einmal vor, 
was alle beteiligten Politiker längst 
wissen, dass nämlich die Finanzierung 
öffentlicher Vorhaben durch Private 
immer und systematisch für Staat und 
Steuerzahler teurer kommt, als wenn 
sie direkt aus dem öffentlichen Haus¬ 
halt bezahlt werden. Die 2009 in einem 
Coup der damaligen Großen Koalition 
ins Grundgesetz platzierte „Schulden¬ 


bremse“ dient regelmäßig als Recht¬ 
fertigung für diese Bereicherungspro¬ 
jekte für Fonds, Versicherungen und 
Banken. 

Gabriel, von Anfang an einer der 
Hauptbetreiber des Projekts, vermit¬ 
telte bei verschiedenen Gelegenhei¬ 
ten öffentlich den Eindruck, mit ihm 
sei eine Privatisierung der Fernstra¬ 
ßen nicht zu machen. Entsprechend 
erschien beispielsweise die „Süddeut¬ 
sche Zeitung“ am 21. November 2016 
mit der Überschrift „Gabriel stoppt 
Autobahn-Privatisierung“. Davon 
konnte aber keine Rede sein. Wegen 
des Widerstands bei einigen SPD-Bun- 
destagsabgeordneten wurde die für Fe¬ 


bruar geplante Grundgesetzänderung 
aber einmal verschoben. Widerstand 
gibt es immer noch. Dass die Koaliti¬ 
on die Sache aufgegeben hat, wurde 
bisher aber nicht berichtet. SPD-Frak¬ 
tionsvorsitzender Thomas Oppermann 
übt deshalb schon Pirouetten ä la Ga¬ 
briel: „Wir wollen weder die Autobahn 
noch die Infrastrukturgesellschaft in ir¬ 
gendeiner Weise privat gestalten. Das 
wollen wir ausschließen“, sagte er am 
25. April. Wie das im einzelnen gere¬ 
gelt werden müsse, kläre man jetzt in 
der Beratung, fügte er hinzu. So wird 
dann die Neufassung des Grundgeset¬ 
zes aussehen. 

Lucas Zeise 


Ruhig schaukeln die Boote im Norden 

Vor der Landtagswahl in Schleswig-Holstein 


Keine größere mediale Aufmerksamkeit 
gibt es um die bevorstehende Landtags¬ 
wahl in Schleswig-Holstein, am 7. Mai 
wird im „Land zwischen den Meeren“ 
abgestimmt. Im nach dem Saarland 
zweitkleinsten Flächenland der Repub¬ 
lik können rund 2,2 Mio Menschen zur 
Wahl gehen. 

Nach der letzten Wahl bildete die 
SPD mit den Grünen und dem SSW 
(Südschleswigscher Wählerverband) 
eine Regierungskoalition mit Torsten 
Albig als Ministerpräsident. „Die Lin¬ 
ke“ schied aus dem Landesparlament aus, 
nach den letzten Umfragen kurz vor der 
Wahl sieht es auch diesmal sehr knapp 
für die Partei aus. SPD und CDU liegen 
Kopf an Kopf, die Grünen und die FDP 
werden es wohl schaffen, möglicherweise 
ganz knapp auch die AfD. 

Der Bezirksverband der DKP hat¬ 
te es bei einer Wahlkonferenz aufgrund 
unterschiedlicher Auffassungen nicht 
geschafft, die Vorgaben des Wahlgeset¬ 
zes zu erfüllen, um eigenständig an der 


Landtagswahl teilzunehmen. Was nicht 
heißt, dass die Partei die Aufmerksam¬ 
keit in den Städten nicht nutzt, um an 
Infoständen und in Gesprächsrunden die 
Politik der Partei, besonders das Sofort¬ 
programm vorzustellen und Unterschrif¬ 
ten für die Bundestagswahl zu sammeln. 

Die Wahlaussagen der SPD lauten 
kurz und knapp „Weiter so, wir sind doch 
erfolgreich“, die CDU hat sich, neben dem 
obligatorischen Ruf nach mehr Polizei 
und „Sicherheit“ die Forderung „Zurück 
zur G-9-Schule“ als Banner gewählt, ob¬ 
wohl sie sich in früheren Jahren heftig für 
das Turbo-Abitur verkämpft hatte. 

Die Genossinnen und Genossen in 
Kiel, Lübeck, Flensburg und Wedel ge¬ 
hen konkret auf Missstände und kata¬ 
strophale Landes- und Kommunalpo¬ 
litik ein und machen deutlich, welche 
Auswirkungen die kapitalistische Wirt¬ 
schaftsform für die arbeitenden Men¬ 
schen hat. So z.B. ist es schon vor Jahren 
den Kieler Hafenbetreibern im Zusam¬ 
menspiel mit Kommunal- und Landes¬ 


politikern gelungen, Warenumschlag 
von Lübeck nach Kiel zu holen. Zur ak¬ 
tuellen Katastrophe wurde allerdings 
der letzte Coup des Kieler Hafens im 
Zusammenspiel von Lokal- und Landes¬ 
politikern. Die schwedischen Unterneh¬ 
men SCA und Iggesund verlagerten den 
Umschlag von 850 000 Tonnen Forstpro¬ 
dukte und Papier von Lübeck nach Kiel. 
Entgegen aller menschlichen Vernunft 
werden jetzt Fähranleger, Hallen und 
andere Bauten, in die viele Millionen 
Euro u.a. aus dem Verkauf der Antei¬ 
le an den Finanzinvestor Rreef - hinter 
dem die Deutsche Bank steht - inves¬ 
tiert wurden, ungenutzt liegen bleiben 
und verrotten. Das gleiche Geld wurde 
aber nun in Kiel noch einmal investiert. 
Den Schaden zahlen, trotz eines vorbild¬ 
lichen Kampfes von ver.di, selbstver¬ 
ständlich wieder die Beschäftigten des 
Lübecker Hafens. 

Oder auch im Gesundheitswesen: 
Die Aufkündigung der Regelversorgung 
von Erkrankten durch die Sana-Klinik 


in Oldenburg/Holstein, der „Brandbrief“ 
von Beschäftigten der Asklepios-Klini¬ 
ken in Hamburg, aber auch die Personal¬ 
situation im Universitäts-Krankenhaus 
Lübeck/Kiel machen deutlich, dass der 
Umbau der Gesundheitsfürsorge nach 
kapitalistischer Profitlogik für alle zur 
realen Bedrohung wird. Die DKP vor 
Ort kämpft daher für die Erhöhung der 
Personalbemessung. 

Oder in Flensburg: Hier zeigt der ak¬ 
tuelle „Sozialatlas“, dass in der Stadt in¬ 
nerhalb nur eines Jahres die Anzahl der 
Empfängerinnen von Grundsicherung 
um 5,4 Prozent zunahm. Gegenüber 
2011 beträgt der Anstieg sogar 29,6 Pro¬ 
zent. Diese rasante Entwicklung bedeu¬ 
tet für die kommenden Rentengenerati¬ 
onen: ohne existenzsichernde Rentenan¬ 
sprüche wird es ziemlich unruhig werden 
im Ruhestand. Das betrifft vor allem die 
Stadtteile im Norden Flensburgs. Laut So¬ 
zialatlas sind „ältere Menschen dort am 
stärksten auf Unterstützung angewiesen. 
Innerhalb dieser Altersgruppe beziehen 
20,3 Prozent Grundsicherung nach dem 
SGB XII. Jeder fünfte in diesen Stadttei¬ 
len über 65 Jahre bezieht also finanzielle 
Unterstützung; hat dafür einen entspre¬ 
chenden Antrag gestellt und seine Kinder 
und andere Angehörige haben ihre finan¬ 
ziellen Mittel offenlegen müssen. 

Während es letztes Jahr viel Aufre¬ 
gung gab um die vom örtlichen DGB 
verlangte Nichtteilnahme der DKP an 
der l.-Mai-Feier in Lübeck, Proteste al¬ 
lerseits, ist dieses Jahr die Partei offen¬ 
siv dabei. 

Zwei Tage vor der Wahl spricht Pa- 
trik Köbele in Lübeck zum Thema „Wo¬ 
hin steuert Deutschland?“ und wird den 
Genossinnen und Genossen sicherlich 
Mut machen, trotz ihrer angespannten 
Situation die kommenden Monate bis 
zur Bundestagswahl aktiv zu nutzen. 

Gretchen Kallenberg 



Posse um Flughafen 

Die rheinland-pfälzische Landes¬ 
regierung hat beim ersten Versuch, 
den Flughafen Hahn zu verkaufen, 
nach Ansicht des Landesrechnungs¬ 
hofs Fehler gemacht. Das geht aus 
einem Gutachten hervor, das vor 
einigen Tagen veröffentlicht wurde. 
In dem Gutachten heißt es dazu, bei 
dem damaligen chinesischen Bieter 
habe es von Anfang an Auffällig¬ 
keiten gegeben, die man hätte drin¬ 
gend überprüfen müssen. So sei das 
Stammkapital der Bietergesellschaft 
mit 14 000 Euro äußerst gering gewe¬ 
sen. Zudem hätte auffallen müssen, 
dass die Geschäftspläne weder rea¬ 
listisch noch nachvollziehbar waren. 
Wie beim Nürburgring wurde erneut 
so gut wie alles falsch gemacht, was 
falsch gemacht werden kann. Trotz 
des vorläufigen Rückziehers von 
Hessen steht der Verkauf des staat¬ 
lichen Flughafens Hahn nicht vor 
dem Aus. Die Rheinland-Pfälzer ha¬ 
ben jetzt wohl einen „seriösen“ Käu¬ 
fer aus China gefunden, die hessische 
Landesregierung bekräftigte ihr Ziel, 
mit der pfälzischen ADC GmbH wei¬ 
ter über denVerkauf ihrer Anteile an 
dem hochdefizitären Flughafen im 
Hunsrück zu verhandeln, der bisher 
zu 82,5 Prozent Rheinland-Pfalz und 
zu 17,5 Prozent Hessen gehört. 

Grüne und Autos 

Die Grünen bekennen sich zum Au¬ 
tomobilstandort Deutschland, er sei 
der Vorreiter für die notwendige öko¬ 
logische Transformation. Sie glau¬ 
ben, dass dabei eine Mobilität entwi¬ 
ckelt werden kann, die auch in Zu¬ 
kunft exportierbar bleibt. Dies geht 
aus einem Grundsatzpapier hervor, 
hauptsächlich von Politikern aus dem 
Schwabenland erarbeitet. 

Es bereitet ihnen Sorge, dass der 
Einstieg in die Fertigung von Batte¬ 
riezellen etwa von Volkswagen oder 
Bosch noch immer nicht voran geht. 
Ohne nähere Begründung behaupten 
sie, „rund 40 Prozent der Wertschöp¬ 
fung eines Elektroautos wird der Bat¬ 
teriespeicher ausmachen“. 

Sie wollen, dass die Wertschöp¬ 
fung bei deutschen Herstellern statt¬ 
findet und unterstützen das Angebot 
der Europäischen Kommission, den 
Bau von Batteriefabriken in der EU 
finanziell zu fördern. Natürlich feh¬ 
len nicht die Schlagworte Elektrifi¬ 
zierung, Digitalisierung, Industrie 4.0 
und der fromme Wunsch, Innovati¬ 
onen sichern Beschäftigung. Klassi¬ 
sche Fertigungsberufe würden durch 
neue Fachkräfte, etwa in den Berei¬ 
chen Elektronik und Softwareent¬ 
wicklung gebraucht. 

Die Berufsschulen müssen das 
digitale Lernen und das selbstständi¬ 
ge Weiterlernen unterstützen, damit 
die Kompetenzen mit der Beschleu¬ 
nigung in der Wissens- und Produkti¬ 
onsentwicklung mitwachsen können. 
Kein Wort über die ständigen enor¬ 
men Profite dieser Branche, die nicht 
oder nur höchst unzureichend die 
Zukunft der Beschäftigten sichern. 

Senioren-Union 

Wenig Freude wird Armin Laschet, 
Chef der CDU in NRW mit seiner 
Senioren-Gang im Moment haben. 
Kurz vor den Landtagswahlen pre¬ 
schen die älteren Mitglieder vor mit 
der Forderung „zumindest männ¬ 
lichen Migranten ab 14 Jahren vor¬ 
sorglich auch eine DNA-Probe abzu¬ 
verlangen“. 

Mit der schmutzigen Behaup¬ 
tung „rund 80 Prozent aller Neuan¬ 
kömmlinge seien Männer im besten 
Alter“ und damit wohl grundsätzlich 
zu Gewalttaten, besonders zu Sexual¬ 
delikten bereit, wird eine Verletzung 
von Persönlichkeitsrechten in Kauf 
genommen und den rechten Parolen 
weiteres Futter für Fremdenfeind¬ 
lichkeit und Rassismus gegeben. La¬ 
schet hat sich bisher öffentlich noch 
nicht davon distanziert, es passt ja 
eigentlich ganz gut zu einem Plakat 
der NRW-CDU mit dem Spruch „Ich 
fühl mich hier nicht mehr sicher. Wa¬ 
rum tun die nichts? Uns reicht’s! Wir 
wählen CDU“. Aber so direkt nach 
rechts schielen, will der feine Herr 
doch wohl nicht? Oder? 
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Taliban in der Offensive 

Am ersten Tag ihrer Frühjahrsoffen¬ 
sive haben die Taliban in Afghanistan 
in der letzten Woche einen Bezirk im 
Nordosten des Landes eingenommen. 
Eine große Anzahl Kämpfer habe den 
Bezirk Sebak in der Provinz Badach- 
schan angegriffen und nach heftigen 
Kämpfen mit Sicherheitskräften er¬ 
obert, sagte ein Mitglied des Provinz¬ 
rates der Deutschen Presse-Agentur. 
Auf beiden Seiten habe es Tote gege¬ 
ben. Das Ziel der alljährlichen Früh- 
j ahrsoffensive der Taliban sei, Angrif¬ 
fe auf afghanische und ausländische 
Truppen zu verstärken. Knapp die 
Hälfte des Landes sei unter ihrer Kon¬ 
trolle, ließen die Taliban verlauten. 

Generalstreik in Brasilien 

Am Generalstreik, den Gewerk¬ 
schaften, Oppositionsparteien und 
soziale Bewegungen am vergangenen 
Freitag durchführten, beteiligten sich 
nach Gewerkschaftsangaben 35 bis 
40 Millionen Menschen. Damit dürfte 
es sich um den größten Generalstreik 
in der Geschichte Brasiliens handeln. 

Der öffentliche Nahverkehr in 
den großen Städten war weitgehend 
stillgelegt, öffentliche und priva¬ 
te Schulen, Banken und Behörden 
blieben geschlossen. Krankenhäu¬ 
ser beschränkten sich auf eine Not¬ 
versorgung von Patienten. Eine gro¬ 
ße Beteiligung am Streik zeigten die 
Beschäftigten des Ölsektors und die 
Beschäftigten der Automobilindus¬ 
trie im Großraum von Säo Paulo. 

Der Streik und die Demonstra¬ 
tionen prägten in den linken Hoch¬ 
burgen im Nordosten Brasiliens, wie 
Recife und Fortaleza, das Bild. Hier, 
wie an vielen Orten landesweit, blo¬ 
ckierten u. a. Aktivisten der Landlo- 
senbewegung wichtige Straßen. In 
Rio de Janeiro und Säo Paulo setz¬ 
te die Polizei Tränengas und Gum¬ 
migeschosse gegen Demonstranten 
ein. „Die Polizei wollte uns nie unse¬ 
re Kundgebung durchführen lassen. 
Sie haben Bomben auf die Bühne 
geschossen, während die Menschen 
gesprochen haben“, erklärte der Vor¬ 
sitzende des Gewerkschaftsbundes 
CTB, Ronaldo Leite. 

i.Mai in Havanna 

Unter dem Motto „Unsere Stärke ist 
die Einheit“ demonstrierten in Ha¬ 
vanna Hunderttausende Teilnehmer. 
Mehr als 50 000 Jugendliche mar¬ 
schierten an der Spitze der Demons¬ 
tration zum Platz der Revolution im 
Zentrum der Hauptstadt. „Wir wol¬ 
len zeigen, dass wir das, was wir er¬ 
reicht haben, verteidigen“, erklärte 
die Vorsitzende des Jugendverban¬ 
des „Union de Jövenes Comunistas“ 
(UJC), Susely Morfa Gonzalez. 

i.Mai in Istanbul 

Mehr als 200 Menschen wurden in 
Istanbul am 1. Mai von der Polizei 
festgenommen. Zuvor hatte die Poli¬ 
zei die Demonstranten mit Tränengas 
und Gummigeschossen angegriffen, 
wie die Nachrichtenagentur „Reu¬ 
ters“ berichtete. Die Demonstran¬ 
ten trugen Banner mit der Aufschrift 
„Lang lebe der 1. Mai - nein zum 
Diktator“ und wollten damit zum 
Taksim-Platz ziehen. 

i. Mai in Athen 

Mit einem landesweiten Streik und 
Demonstrationen starteten die Ge¬ 
werkschaften in Griechenland in den 
1. Mai. Am Mittag versammelten sich 
Tausende Anhänger der klassenbe¬ 
wussten Gewerkschaftsfront PAME 
vor dem Parlament von Athen. Ge¬ 
werkschaftsverbände organisierten 
Kundgebungen unter dem Motto: 
„Wir leisten Widerstand gegen den 
Abbau des Sozialsystems“. Außerdem 
wurde gegen Rassismus und für ein 
Ende der Kriege demonstriert. 

EU, Europäische Zentralbank 
und Internationaler Währungsfonds 
verlangen von der griechischen Re¬ 
gierung weitere Kürzungen von 3,6 
Milliarden Euro in den Jahren 2019 
und 2020. Die Maßnahmen sollen 
Mitte Mai vom Parlament bestätigt 
werden. Für den 17. Mai ist in Grie¬ 
chenland erneut ein Generalstreik 
geplant. 


Tödliche Provokationen 

Ukraine fordert nach Tod von OSZE-Beobachter ein Eingreifen internationaler Truppen 



A m 23. April fuhr ein Fahrzeug 
der OSZE-Beobachtermission 
in der Lugansker Volksrepub¬ 
lik (LVR) bei Prischib in der Nähe der 
Front auf eine Mine. Ein US-amerika¬ 
nischer OSZE-Beobachter starb, zwei 
weitere wurden verletzt. 

Reaktionen erfolgten innerhalb we¬ 
niger Stunden. Merkel forderte Aufklä¬ 
rung und eine Einhaltung des vereinbar¬ 
ten Waffenstillstands und unterließ es 
nicht mitzuteilen: „Dabei kommt den von 
Russland unterstützten Separatisten, die 
widerrechtlich und mit Gewalt Teile des 
ukrainischen Staatsgebiets besetzt halten, 
eine besondere Verantwortung zu.“ Das 
Zitat stammt von „tagesschau.de“, wo 
wohl kaum je darüber informiert wurde, 
dass die Regierung der Ukraine aufgrund 
eines Staatsstreichs im Februar 2014 an 
der Macht ist oder dass die Volksrepub¬ 
liken des Donbass nach einem Referen¬ 
dum mit hoher Beteiligung und überwäl¬ 
tigender Mehrheit für die Souveränität 
der Republiken gebildet wurden. 

Die ukrainische Regierung beschul¬ 
digte sofort die LVR und forderte das 
Eingreifen internationaler Truppen 
oder eine bewaffnete Polizeimission. 
Diese Forderung der Ukraine ist nicht 
neu, widerspricht dem von der ukrai¬ 
nischen Regierung Unterzeichneten 
Minsker Abkommen und wird von den 
Volksrepubliken kategorisch abgelehnt, 
die darin einen weiteren Versuch sehen, 
ihre Territorien militärisch zu besetzen. 

Die ukrainische Regierung begrün¬ 
det ihre Beschuldigung nur mit der Be¬ 
hauptung, dass die Routen der OSZE- 
Beobachter der Volksmiliz der LVR be¬ 
kannt seien. Allerdings fordern beide 
Volksrepubliken seit langer Zeit, dass die 
OSZE die Routen mit ihnen abspricht, 
um die Sicherheit der Beobachter besser 
gewährleisten zu können. Auch der Lei¬ 
ter des OSZE-Teams ins Lugansk, Arne 
Dalhaug, sagte am 24. April in Lugansk, 
dass die OSZE ihre Routen mit nieman¬ 
dem abspreche und dies auch in Zukunft 
nicht tun werde. 

Möglich wäre, dass das OSZE-Fahr- 
zeug auf eine seit langem dort liegende 
Mine geraten ist. Woche für Woche wer¬ 
den im Donbass Dutzende von nicht 
detonierten Geschossen oder Minen 
entschärft. Bereits gesäuberte Gebiete 
an der Front werden von ukrainischen 
Soldaten häufig wieder vermint. In der 
letzten Woche gab es mehrere verletz¬ 
te Zivilisten durch solche Sprengsätze. 


Dagegen spricht, dass am Tag danach 
von Entminungstrupps der LVR zwei 
weitere Minen im gleichen Bereich ge¬ 
funden wurden und dass es sich um 
eine Straße handelt, die von der örtli¬ 
chen Bevölkerung häufig befahren wird. 
Die Behörden der LVR geben auch an, 
dass sie Spuren eines ukrainischen Di¬ 
versionstrupps gefunden hätten. Für 
eine Provokation von Seiten der Ukra¬ 
ine, die damit ihre terroristische Kriegs¬ 
führung rechtfertigen und weitere Un¬ 
terstützung erhalten will, spricht auch, 
dass unmittelbar nach der Detonation 
das Gebiet von ukrainischer Seite aus 
massiv beschossen wurde. 

Von Seiten der OSZE gibt es bisher 
keinerlei Untersuchungsberichte. 

Die Einschätzungen der OSZE- 
Mission über die Situation im Donbass 
stoßen wegen mangelnder Objektivi¬ 
tät in den Volksrepubliken häufig auf 
Kritik. Obwohl die OSZE in ihren täg¬ 
lichen Berichten oft schwere ukraini¬ 
sche Waffen an der Front erwähnt und 
das Fehlen solcher Waffen in den regis¬ 
trierten Abzugsorten vermerkt, wird die 
Verantwortung für den nicht eingehal¬ 


tenen Waffenstillstand von OSZE-Sei- 
te gewöhnlich auf die Volksrepubliken 
geschoben. In der letzten Woche gab es 
in keinem einzigen OSZE-Bericht An¬ 
gaben über das Fehlen oder Vorhan¬ 
densein ukrainischer Technik an den 
registrierten Abzugsorten. Entweder 
wurde die OSZE nicht dorthin gelas¬ 
sen - es gibt einige Erwähnungen von 
Behinderungen von OSZE-Beobach- 
tern, jedoch keine Angaben zum Zweck 
der Patrouillen - oder es wurden kei¬ 
ne Kontrollen vorgenommen. Hinge¬ 
gen wurde in der letzten Woche mehr¬ 
fach dieselbe Militärtechnik der LVR 
in der Nähe von Lugansk erwähnt, die 
von LVR-Seite an die OSZE gemeldet 
wurde und die für die Parade am 9. Mai 
vorgesehen ist, was in den OSZE-Be- 
richten mit keinem Wort erwähnt wird. 

Infolge des Vorfalls am 23. April hat 
die OSZE bei der Verhandlungsrunde 
in Minsk die Sitzung der Untergruppe 
zu Sicherheitsfragen abgesagt, obwohl 
die ukrainischen Angriffe gegen die 
Volksrepublik unvermindert weiterge¬ 
hen. Dies geschieht vor allem in der Do- 
nezker Volksrepublik (DVR) entlang 


der gesamten Frontlinie, wo im letzten 
Monat wieder mehrfach ukrainische 
Vorstöße zurückgeschlagen wurden. Es 
gab mehrere verletzte Zivilisten und In¬ 
frastruktur wurde bewusst beschossen. 

Zusätzlich zu den militärischen An¬ 
griffen und der vollständigen Blockade 
der Verkehrsverbindungen wurden im 
April trotz gegenteiliger Absprachen in 
Minsk die Wasser- und Stromlieferun¬ 
gen aus der Ukraine in die LVR voll¬ 
ständig eingestellt. Seitdem ist in eini¬ 
gen Orten der Notstand ausgerufen, 
weil Trinkwasser angefahren werden 
muss - die LVR kann sich nur zu gut 
80 Prozent selbst mit Trinkwasser ver¬ 
sorgen. Die fehlende Stromversorgung 
wurde mit Lieferungen aus der Russi¬ 
schen Föderation und der DVR ausge¬ 
glichen. Die DVR kann sich mit Wasser 
und Strom weitgehend selbst versorgen, 
allerdings werden dort insbesondere 
Einrichtungen der Trinkwasserversor¬ 
gung regelmäßig beschossen, was zu 
häufigen Ausfällen der Wasserversor¬ 
gung in der DVR, aber auch auf ukrai¬ 
nischem besetztem Gebiet des Donbass 
führt. Renate Koppe 


Maduro geht in die Offensive 

Venezuelas Präsident ruft Verfassunggebende Versammlung ein - Mindestlohn angehoben 


Venezuelas Präsident Nicolas Madu¬ 
ro hat auf der Großkundgebung zum 
1. Mai in Caracas die Einberufung einer 
Nationalen Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung angekündigt. In seiner An¬ 
sprache im Zentrum der Hauptstadt er¬ 
klärte er unter Berufung auf Artikel 347 
der venezolanischen Verfassung von 
1999, die „Verfassunggebende Macht“ 
einzuberufen, damit die Arbeiterklas¬ 
se und das Volk ein neues Grundgesetz 
ausarbeiten können. „Dies ist die Stun¬ 
de und dies ist der Weg - sie haben uns 
keine Alternative gelassen“, erklärte 
der Staatschef mit Blick auf die anhal¬ 
tenden gewaltsamen Proteste der Re¬ 
gierungsgegner. 

Das Volk soll die künftigen Mitglie¬ 
der der Verfassunggebenden Versamm¬ 
lung direkt wählen. Maduro schlug au¬ 
ßerdem vor, dass etwa die Arbeiter¬ 
klasse ihre Delegierten direkt in den 
Fabriken wählen solle. Auch die Jugend, 
Rentner, Indfgenas und andere Bevöl¬ 
kerungsgruppen sollten direkt ihre Ver¬ 
treter in die Versammlung entsenden. 
Die bolivarischen Sozialprogramme 
und die Rechte der Jugend sollten in 
der neuen Verfassung festgeschrieben 
werden, so Maduro. 

Artikel 347 der Verfassung legt fest, 
dass die „ursprüngliche konstituieren¬ 
de Macht“ im venezolanischen Volk 
liegt. Daher könne es zu einer Verfas¬ 


sunggebenden Versammlung aufrufen, 
um „den Staat zu transformieren, eine 
neue rechtliche Ordnung zu schaffen 
und eine neue Verfassung zu schreiben“. 
Dem Präsidenten erteilt die Verfassung 
in Artikel 348 die Befugnis, eine solche 
Versammlung einzuberufen. 



Am Tag zuvor verkündete Madu¬ 
ro außerdem die Anhebung des Min¬ 
destlohns um 60 Prozent. Dieser Schritt 
soll helfen, die Bevölkerung vor den 
schlimmsten Folgen der Wirtschafts¬ 
krise zu schützen. Die Anhebung trat 


am 1. Mai in Kraft. Der Mindestlohn in 
Venezuela steigt auf insgesamt 200 000 
Bolivars, 65 000 Bolivars in bar und 
135 000 in Lebensmittelscheinen. 

Maduro wies darauf hin, dass es das 
37. Mal sei, dass seit die bolivarische Re¬ 


gierung 1999 erstmals gewählt wurde, 
der nationale Mindestlohn angehoben 
werde. Allerdings können die Lohner¬ 
höhungen mit der dreistelligen Inflation 
der letzten Jahre nicht mehr mithalten. 

Imö 


Aus dem Aufruf der Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 

Die Bolivarische Republik Venezuela sieht sich einmal mehr bedroht durch die Entwicklung 
politischer Gewaltaktionen von Teilen der extremen Rechten in Ausübung eines Destabili¬ 
sierungsplans, den der US-lmperialismus entworfen hat (...) Sie wollen die fortschrittlichen 
Veränderungen zurückdrängen, die es den Arbeitern und dem ganzen Volk erlaubt haben, 
soziale Rechte und Errungenschaften zu erlangen, die ihnen historisch von den Regierun¬ 
gen verweigert worden waren, die dem nordamerikanischen Imperialismus untergeordnet 
absolut den Interessen der Großbourgeoisie gehorchten. 

(...) Das Ziel ist es, Verwirrung und Konfrontation zwischen Landsleuten zu provozieren, 
um allgemeines Chaos und Gewalt zu schaffen, die für einen schrecklichen Ausgang des 
politischen Konflikts mittels eines Staatsstreichs und/oder einer direkten Intervention des 
nordamerikanischen Imperialismus und der ihm zu Diensten stehenden internationalen 
Institutionen dienen sollen. Die extreme Rechte Venezuelas, die dem Diktat des Yankee- 
Imperialismus folgt und von ihm finanziert wird, hält sich in ihren illegalen Gewaltaktionen 
und Provokationen nicht zurück. 

Mit solchen Absichten übt die Pro-Yankee-Rechte mittels verschiedener Formen der Ma¬ 
nipulation und Erpressung Druck auf die Offiziere der FANB (Bolivarische Nationale Streit¬ 
kräfte) aus. Wir rufen die patriotischen Militärs auf, den vaterlandslosen Terroristen nicht 
nachzugeben und ohne zu zögern umfassend für die Verteidigung der Souveränität und der 
nationalen Unabhängigkeit sowie für die Sicherheit unseres Volkes einzutreten. 

Für uns venezolanische Kommunistinnen und Kommunisten ist klar, dass sich der Klas¬ 
senkampf in seiner politischen Form verschärft, also der Kampf um die Macht eskaliert. 
Die Kräfte, die den Interessen des nordamerikanischen und europäischen Monopolkapitals 
dienen, wollen die Macht in Venezuela und ganz Lateinamerika ergreifen. Dazu haben sie 
sich vorgenommen, alle sozialen und politischen Kräfte zu unterwerfen und zu besiegen, 
die diesen Zielen Widerstand entgegensetzen. (...) 
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Waffen für Saudi-Arabien, 
Pflaster für Jemen 

Das Leid im Jemen ist ein gutes Geschäft 


S eit mehr als zwei Jahren führt Sau¬ 
di-Arabien Krieg gegen den Je¬ 
men. Die Infrastruktur des Landes 
wird zerstört, Millionen Menschen im 
Jemen sind auf Hilfe von außen ange¬ 
wiesen. Der Direktor des UN-Kinder- 
hilfswerks Unicef für den Nahen Os¬ 
ten und Nordafrika, Geert Cappelaere, 
sprach davon, dass „in keinem anderen 
Land“ mehr Kinder leiden würden als 
im Jemen. UN-Generalsekretär Anto¬ 
nio Guterres sagte: „Wir erleben das 
Verhungern und die Verkrüppelung ei¬ 
ner ganzen Generation.“ 

In den Medien nehmen Berichte 
über den Krieg und die humanitäre 
Katastrophe im Jemen nur einen ge¬ 
ringen Platz ein, schließlich ist es der 
Krieg eines zentralen Verbündeten 
der westlichen Wertegemeinschaft. 
Saudi-Arabien liegt mit seinen Rüs¬ 
tungsausgaben weltweit auf einem der 
vordersten Plätze. 67 Milliarden Euro, 
das sind fast zehn Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts, gab das Königreich 2014 
für seine Rüstung aus - bei prompter 
Bezahlung ein gutes Geschäft für Waf¬ 
fenexporteure aus aller Welt, auch aus 
China. 

Als Saudi-Arabien 2015 den Krieg 
gegen den Jemen begann, wurden aus 
der Europäischen Union Waffen für 
gut 1,8 Milliarden Euro nach Sau¬ 
di-Arabien exportiert. Großbritan¬ 
nien, Frankreich, die USA und auch 
Deutschland gehören zu den Lieferan¬ 
ten. Das deutsche Wirtschaftsministe¬ 
rium genehmigte 2016 Exportlizenzen 
für Waffen im Wert von mehr als 500 
Millionen Euro. 

Schon vor dem Krieg war der Je¬ 
men auf Importe von Grundnahrungs¬ 
mitteln angewiesen. Je länger der Krieg 
andauert, umso schwieriger wird die 
Anlieferung von Hilfsgütern. Hafen¬ 
anlagen wurden durch Bombenangrif¬ 
fe zerstört, das Land unterliegt einer 
Seeblockade durch Saudi-Arabien, un¬ 
terstützt von den USA. 


Über Bombenangriffe und See¬ 
blockade hinaus soll nun womöglich 
ein Großangriff auf die Hafenstadt al- 
Hudeida erfolgen. Angebliches Ziel 
ist es, Waffenlieferungen an die schi- 
itischen Ansarollah (Huthi) zu unter¬ 
binden. Tatsächlich würde mit einem 
solchen Angriff - ob erfolgreich oder 
nicht - lediglich die Versorgungslage 
der Bevölkerung weiter erschwert. 
Damit könnte Saudi-Arabien - noch 
mehr als bisher schon - „Hunger als 
Waffe“ gegen die Popularität der An¬ 
sarollah einsetzen. Immer wieder 
demonstrieren Hunderttausende in 
Sanaa gegen Saudi-Arabien und sei¬ 
nen Krieg. 

Und US-Präsident Trump soll offen¬ 
bar die Unterstützung der USA über 


die bisherigen Drohnenangriffe und lo¬ 
gistische Unterstützung hinaus weiter 
ausdehnen. Verteidigungsminister Jim 
Mattis hat eine entsprechende Anfor¬ 
derung an das Weiße Haus geschickt. 
„Begrenzte Unterstützung“ für Saudi- 
Arabien und die Vereinigten Arabischen 
Emirate in ihrem Krieg und insbeson¬ 
dere in der Offensive gegen al-Hudeida 
würden eine gemeinsame Bedrohung 
bekämpfen. 

Tatsächlich würde eine erweiterte 
Beteiligung der USA ein klares Sig¬ 
nal für eine noch aggressivere Politik 
gegenüber dem Iran bedeuten. Zwar 
heißt es in Berichten über den Jemen 
regelmäßig, dass dort ein Bürgerkrieg 
herrsche. Aber Hauptkriegspartei ist 
schließlich Saudi-Arabien. Auch im 


Jemen wird ein Stellvertreterkrieg um 
die Vorherrschaft in der Region ge¬ 
führt. 

Die größte Hungerkrise weltweit 
ist das Ergebnis der Seeblockade und 
der Bombenangriffe Saudi-Arabiens. 
Eine Geberkonferenz der UN in Genf 
hat am 25. April nur 50 Prozent der 2 
Milliarden Euro erbracht, die zur Be¬ 
grenzung der humanitären Katastrophe 
im Jemen nötig sind. Das ist eine Milli¬ 
arde, die zunächst nur auf dem Papier 
steht und nicht die Menschen vor Ort 
erreicht hat. 

Solange Saudi-Arabien mit Waf¬ 
fen versorgt wird, wird das Königreich 
kaum zu einer Verhandlungslösung be¬ 
reit sein, der Krieg wird weitergehen. 

Manfred Ziegler 


Russland kritisiert fran¬ 
zösische Behauptungen 

Das russische Außenministerium kri¬ 
tisiert den jüngsten französischen Be¬ 
richt über den Einsatz von Kampf¬ 
stoffen in Syrien und zweifelt an der 
Glaubwürdigkeit der Proben, die von 
französischen Geheimdienstexperten 
im Raum von Chan Scheichun ge¬ 
nommen wurden. Der in Paris veröf¬ 
fentlichte Bericht enthält Einschät¬ 
zungen des mutmaßlichen Einsatzes 
von Kampfstoffen im Raum der Sied¬ 
lung Chan Scheichun in der syrischen 
Provinz Idlib. Zuvor hatten bereits 
die Türkei und Britannien ähnliche 
Berichte präsentiert. 

„Es entsteht der Eindruck, dass 
die obengenannten Länder entwe¬ 
der der Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen (OPCW) nicht 
glauben oder versuchen, deren Ak¬ 
tivitäten in eine andere Richtung zu 
lenken. Allein schon die erste Analy¬ 
se des fünfseitigen französischen Be¬ 
richts lässt viele Fragen offen: Unter 
welchen Umständen hatte die fran¬ 
zösische Seite Proben erhalten, die, 
wie in dem Dokument behauptet 
wird, unmittelbar vor Ort genommen 
wurden“, fragt das russische Außen¬ 
ministerium. „Wenn die Franzosen 
diese Proben selber genommen ha¬ 
ben, heißt es, dass sie freien Zugang 
zu Gebieten haben, die laut Bericht 
von den mit Al-Qaida verbundenen 
bewaffneten Gruppierungen der sy¬ 
rischen Opposition kontrolliert wer¬ 
den.“ „Wenn die Proben an einem an¬ 
deren Ort genommen wurden, so in 
einem an Syrien angrenzenden Land, 
lässt die Glaubwürdigkeit der Ana¬ 
lysen zu wünschen übrig“, hieß es in 
Moskau. 

Israel bombardiert 
Syrien 

Am 27. April griff die israelische Luft¬ 
waffe erneut Ziele in Syrien an, dies¬ 
mal wieder in der Nähe des interna¬ 
tionalen Flughafens von Damaskus. 
Offizielle israelische Begründung für 
die Angriffe ist immer wieder die Be¬ 
hauptung, die „Lieferung von moder¬ 
nen Waffen an Hisbollah“ unterbin¬ 
den zu wollen. Tatsächlich war es nur 
der letzte in einer Reihe von Angrif¬ 
fen der israelischen Luftwaffe auf die 
syrische Armee. Die Angriffe wurden 
in den letzten Monaten häufiger, ein 
klarer Hinweis darauf, dass die isra¬ 
elische Regierung sich nicht mit der 
militärischen Entwicklung in Syrien 
und den Erfolgen der syrischen Ar¬ 
mee abfinden will. 



Waffenbrüder und Geschäftspartner: Verteidigungsminister Jim Mattis trifft den saudischen König Salman ibn Abd al-Aziz 
in Riad (19. April 2017) 


Ohne die Bombe so gut wie tot 

Nordkorea und die Drohung mit dem atomaren Selbstmord 


Die psychologische Vorbereitung ist 
längst in vollem Gange. Kim Jong-un 
gilt in den Mainstreammedien als un¬ 
berechenbarer Aggressor, als „der Irre 
mit der Bombe“. 

Auf dieses sorgfältig gepinselte 
Negativbild kann die Trump-Regie¬ 
rung aufbauen, die sich nun offenbar 
entschlossen hat, das „Problem“ zu lö¬ 
sen. Nordkorea sei die „größte globa¬ 
le Herausforderung“, verkündete Do¬ 
nald Trump. Nun gebe es die Chance 
„den größten, größten Konflikt mit 
Nordkorea zu beenden“. Am 27. April 
informierte der Präsident den Senat, 
dass Nordkorea ein „dringendes na¬ 
tionales Sicherheitsproblem“ sei, das 
„oberste außenpolitische Priorität“ 
habe. 

Das Pentagon, wie immer in sol¬ 
chen Fällen hilfreich zur Stelle, hat seine 
„Problemloser“, „Carrier Strike Group 
One“ (CSG-1) mit dem Flugzeugträger 
„USS Carl Vinson“,Tomahawk-bewaff¬ 
neten Zerstörern, strategischen Bom¬ 
bern und U-Booten demonstrativ vor 
die koreanische Halbinsel geschickt. 

Dass dies keineswegs als leere Droh¬ 
gebärde aufzufassen ist, macht neben 
Außenminister Rex Tillerson auch die 
US-Botschafterin bei der UNO, Nik- 
ki Haley, klar. Auf die Frage des Fern¬ 
sehsenders „NBC“ ob Washington zu 
militärischen Aktionen greifen wer¬ 
de, meinte sie: „Falls Sie erleben, dass 
er eine Militärbasis angreift, falls Sie 
eine Art Interkontinentalrakete sehen, 
dann werden wir natürlich genau das 
machen.“ Donald Trump scheint das 
Nordkorea-„Problem“ als Chance für 
das Überleben seiner Präsidentschaft 
zu begreifen. 


Dabei wird wieder einmal klassisch 
über Bande gespielt. Und die heißt in 
diesem Fall VR China: „China ist in ho¬ 
hem Maße die ökonomische Lebensader 
Nordkoreas“, so der US-Präsident, „na¬ 
türlich ist es nicht einfach, aber wenn 
sie das Nordkorea-Problem lösen wol¬ 
len, dann werden sie es.“ Falls es dennoch 
zum Krieg kommt, liegt der Schwarze 
Peter praktischerweise in Peking. 

Natürlich zeigt sich das Imperium 
bereit für Kooperation, besser Kum¬ 
panei, einen Preis zu zahlen. „Warum 
sollte ich China als Währungsmani¬ 
pulator bezeichnen, wenn sie mit uns 
beim Nordkorea-Problem Zusammen¬ 
arbeiten?“ Auf der selben Linie dürf¬ 
te auch Trumps Klagen über das Stahl¬ 
preisdumping Chinas liegen. Es ist ein 
offen gehandeltes ökonomisches Er¬ 
pressungspotential, mit dem das politi¬ 
sche Wohlverhalten der Volksrepublik 
erzwungen werden soll. 

Diese ist durchaus willens den mi¬ 
litärischen Konflikt an ihrer Nordost¬ 
grenze zu vermeiden. Laut der chine¬ 
sischen Zeitung „Global Times“ steht 
die Volksrepublik vor einer doppel¬ 
ten Herausforderung: Zum einen die 
KDVR zur Aufgabe ihres Atom- und 
Raketenprogramms zu bewegen und 
andererseits die USA und Südkorea 
zur Beendigung des fortdauernden 
Großmanövers zu veranlassen: „Aber 
keine der Parteien hat darauf gehört.“ 
Die Situation habe nur die „enormen 
Differenzen zwischen der von Trump 
ins Spiel gebrachten chinesischen Lö¬ 
sung und der von Peking vorgestellten“ 
deutlich gemacht. 

Das Atom-Problem sei eines zwi¬ 
schen der KDVR auf der einen und 


den USA/Südkorea auf der anderen 
Seite, macht „Global Times“ deutlich. 
So lange Pjöngjang die Umweltsicher¬ 
heit seiner atomaren Anstrengungen 
garantiere, stelle dies keine Gefähr¬ 
dung für China dar. Wenn sich die be¬ 
vorstehenden Atomwaffentests aber 
als potentiell riskant für den Nordos¬ 
ten Chinas erwiesen, würde Peking 
die Sanktionen innerhalb der UN- 
Beschlusslage verschärfen, was eine 
„dramatische Drosselung der Öl- 
Exporte nach Nordkorea“ bedeuten 
würde. Chinas Außenminister Wang 
Yi betonte auf der Sitzung des UN-Si- 
cherheitsrates am vergangenen Frei¬ 
tag die Forderung nach einer „De- 
Nuklearisierung der koreanischen 
Halbinsel“. 

Nordkorea hatte 1985 den Atom¬ 
waffensperrvertrag unterzeichnet, 
aber 2003 seinen Austritt erklärt. 
Dieser Vertrag kann allerdings in sei¬ 
nen wesentlichen Zielen als geschei¬ 
tert betrachtet werden. „Artikel IV: 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich, 
in redlicher Absicht Verhandlungen 
zu führen über wirksame Maßnah¬ 
men zur Beendigung des nuklearen 
Wettrüstens in naher Zukunft und zur 
nuklearen Abrüstung sowie über ei¬ 
nen Vertrag zur allgemeinen und voll¬ 
ständigen Abrüstung unter strenger 
und wirksamer internationaler Kon¬ 
trolle.“ Mit Indien, Israel und Pakis¬ 
tan sind, über die ursprünglich fünf 
Atommächte hinaus, weitere - ak¬ 
zeptierte - Kernwaffenstaaten hinzu 
getreten. Die Kampagnen gegen die 
Atomprogramme des Iran und Nord¬ 
koreas können daher kaum anders als 
ein Versuch der Festigung einer geo- 


strategischen Machtposition verstan¬ 
den werden. 

Wie die US-Zeitschrift „Foreign 
Policy“ (FP) in einem bemerkenswert 
realistischen Beitrag, „Kim Jong Un 
is a Survivor, not a Madman“ hervor¬ 
hebt, hatte auch Muammar al-Gaddafi 
2003 der Einstellung seines Atompro¬ 
gramms zugestimmt - zur großen Be¬ 
geisterung des „Westens“. Genutzt hat 
es ihm nichts, er teilte das Schicksal 
von Mohammed Nadschibullah (Af¬ 
ghanistan), Saddam Hussein (Irak) 
und vielen anderen. „We came, we saw, 
he died“ lachte Hillary Clinton. Ohne 
Atombomben sind wir so gut wie tot, 
so „FP“, dürfte die Kalkulation von 
Kim und seinen Generälen sein. Und 
man kann kaum behaupten, dass sie 
damit falsch lägen. 

In dieser Perspektive ist ein nicht¬ 
militärischer Ausweg aus der Krise 
schwer vorstellbar. „De-Nukleari- 
sierung der koreanischen Halbinsel“ 
muss sich für Pjönjang nach einseiti¬ 
ger Entwaffnung der Volksrepublik 
anhören. Die Tests gehen weiter. Die 
USA werden ebenfalls nicht auf ihre 
Atomwaffen verzichten. Ex-Präsident 
Obama hat ein atomares Neubaupro¬ 
gramm auf den Weg gebracht, das in 
den nächsten 30 Jahren über eine Bil¬ 
lion Dollar kosten könnte. 

Das ist eigentlich unnötig. Auch 
ohne US-Atomwaffen hätte das 
25-Millionen-Volk der KDVR der 
Feuerkraft des Imperiums wenig ent¬ 
gegenzusetzen. Das Bild des brutal ab¬ 
geschlachteten Ghaddafi, tot auf eine 
Motorhaube geschnallt, dürfte War¬ 
nung genug sein. 

Klaus Wagener 


Bürger stürmten 
Parlament 

In Mazedonien haben letzte Woche 
aufgebrachte Anhänger des langjäh¬ 
rigen Regierungschefs Nikola Gruev- 
ski in der Hauptstadt Skopje das Par¬ 
lamentsgebäude gestürmt. Die teils 
vermummten Angreifer gingen mit 
Stühlen auf Oppositionsabgeordnete 
los, von denen nach Medienberichten 
acht verletzt wurden. 

Die Gewalt des Gruevski-Lagers 
war eine Reaktion auf die Wahl ei¬ 
nes Präsidenten der Volksvertretung 
durch die neue Regierungsmehrheit. 
Die bisher oppositionellen Sozialde¬ 
mokraten (SDSM) und Abgeordne¬ 
te der albanischen Minderheit hatten 
den Albaner Talat Xhaferi zum neu¬ 
en Parlamentspräsidenten gewählt. 
Die langjährige Regierungspartei 
Gruevskis (VMRO) sprach von ei¬ 
nem „Putsch“. Hahn und Mogherini 
begrüßten die Wahl als demokrati¬ 
sche Abstimmung. 

Tschechische Regierung 
tritt zurück 

Wegen des Vorwurfs des Steuerbe¬ 
trugs gegen den tschechischen Fi¬ 
nanzminister Andrej Babis hat Minis¬ 
terpräsident Bohuslav Sobotka seinen 
Rücktritt angekündigt. Neuwahlen 
zum Parlament sollen demnach am 
20. und 21. Oktober stattfinden. 

Babis, Vorsitzender der Zen¬ 
trumspartei ANO, weist den Vor¬ 
wurf des Steuerbetrugs zurück und 
sprach von „Lügen oder Halbwahr¬ 
heiten“. Der Milliardär Babis ist laut 
„Forbes“-Magazin der zweitreichs¬ 
te Tscheche. 
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Der i. Mai 2017 - Auftakt für neue Kämpfe 


Aus der Rede 

von Patrik Köbele am 

D er 1. Mai muss der Anfang neu¬ 
er Kämpfe um das Recht auf 
Arbeit, gegen Deregulierung, 
Werkverträge, Leiharbeit gegen die 
Agenda 2010 werden. 

Jeder Erfolg in diesen Kämpfen 
hat nicht nur nationale Bedeutung. 
Denn die sogenannte Exportwal¬ 
ze, das deutsche Erfolgsmodell ist ja 
nichts anderes als die Ausblutung an¬ 
derer Ökonomien - das spürt vor al¬ 
lem die Peripherie der EU. Hier er¬ 
weisen sich die EU und der Euro als 
scharfe Waffe des deutschen Imperia¬ 
lismus. Zollschranken und Währungs¬ 
kurse gibt es nicht mehr, mit denen 
schwächere Ökonomien sich schüt¬ 
zen könnten. Hintergrund dieses Er¬ 
folgsmodells des deutschen Imperia¬ 
lismus ist, dass es ihm, vor allem mit 
der Agenda 2010, gelungen ist dieses 
Land im Verhältnis zur hohen Pro¬ 
duktivität faktisch zu einem Niedrig¬ 
lohnland zu machen. Darum bedeu¬ 
tet jeder Erfolg in Lohnkämpfen, in 
Kämpfen gegen Deregulierung, für 
Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich eine 
Schwächung dieser imperialistischen 
Ausblutung anderer Ökonomien. 

Hier gibt es einen großen Hoff¬ 
nungsstrahl. Das ist der Kampf von ver. 
di in den Krankenhäusern um die Per¬ 
sonalbemessung. Er stellt einen drin¬ 
gend notwendigen Paradigmenwechsel 
dar. Waren vergangene Kämpfe meist 
reine Abwehrkämpfe und endeten oft 
mit faktischen Niederlagen, die oft aber 
selbst nicht eingestanden wurden, weil 
der Abbau von Arbeitsplätzen sozial¬ 
verträglich genannt wurde, geht es bei 
diesem Kampf darum, dass sein Aus- 


. Mai in Siegen 

gangspunkt die benötigten Arbeitsplät¬ 
ze sind und zwar nicht ausgehend vom 
Profitinteresse, sondern ausgehend 
von der Gesundheit der Beschäftigten 
und der Patienten. Dieser Kampf kann 
und muss Ausgangspunkt für ein Um¬ 
denken in der Arbeiterbewegung sein. 
Nicht Überlegungen des Co-Manage- 
ments, sondern die Interessen der Be¬ 
schäftigten müssen der Ausgangspunkt 
für Forderungen und Kämpfe werden. 
Geld ist genug da. 

Mit diesem Kampf wird gleichzei¬ 
tig etwas sehr grundsätzlich, kapitalis¬ 
tisches in Frage gestellt. Wir erleben es 
überall. Der Kapitalismus macht alles 
zur Ware. Kein Bereich ist davon ver¬ 
schont und schlimmstens spürbar ist 
dies derzeit im Gesundheitswesen. Da 
wird outgesourct und gekürzt. Da gibt 
es schon wieder Luxusabteilungen für 
die Reichen und verdreckte Kranken¬ 
häuser für die gesetzlich Krankenver¬ 
sicherten. Da sitzt der Kassenpatient 
vor gebogenen Brotscheiben mit Ein¬ 
heitswurst und Einheitskäse, während 
der Privatpatient im Bett nebenan ans 
Frühstücks-Büfett geht. Die Pflege¬ 
kraft geht auf dem Zahnfleisch und 
soll doch gleichzeitig im Nachtdienst 
alleine 30 oder mehr Patienten betreu¬ 
en. Das ist das Ergebnis der Durch¬ 
setzung des Warencharakters im Ge¬ 
sundheitswesen. Und ja, so grundsätz¬ 
lich ist das, dem stellt sich der Kampf 
um die Personalbemessung entgegen. 
Es ist unsere Pflicht diesen Kampf zu 
unterstützen, als Patienten, als Ge¬ 
werkschafter, als diejenigen die da¬ 
gegen kämpfen, dass alles den kapita¬ 
listischen Wolfsgesetzen unterworfen 
wird. 
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Günter Pohl zum Tug der Befreiung 

Im Fadenkreuz 


M it dem Sieg der Antihitlerkoali¬ 
tion endete am 8. Mai 1945 der 
Zweite Weltkrieg. Ein Krieg, 
den Deutschlands Großindustrie und 
relevante bürgerliche Kreise, gemein¬ 
sam mit der Nazibewegung, die sie zu 
dem Zweck an die Macht gehievt hat¬ 
ten, 1939 militärisch begonnen hatten. 

Seinen Anfang nahm der Krieg lange 
zuvor. Nicht nur durch eine gigantische 
Rüstungsmaschinerie, sondern maßgeb¬ 
lich durch die Propaganda der Herr¬ 
schenden und ihrer Medien. Die Rede 
vom „raffenden Juden“, vom „aggressi¬ 
ven Bolschewismus“, vom „slawischen 
Untermenschen“ oder vom „notwendi¬ 
gen Schutz der Sudetendeutschen“ war 
keine alleinige Erfindung der NSDAP, 
sondern diese hatte sich immer auch 
Anleihen aus Altbeständen genommen. 

Die Zustimmung für den zweiten 
Krieg musste geschaffen werden, denn 
zwanzig Jahre nach 1918 war das Volk 
nicht kriegsbegeistert. Ähnlich verhält 
es sich heute, und tatsächlich hat man 


angesichts der ungeheuerlichen Größe 
der Verbrechen des deutschen Faschis¬ 
mus und seiner Finanziers einige Jahr¬ 
zehnte länger als damals gebraucht, um 
den Menschen wieder etwas von „deut¬ 
scher Verantwortung in der Welt“ einflö¬ 
ßen zu können. Es hat gedauert, aber bei 
der geistigen Mobilmachung blieben die 
Medien entscheidend. 

Und es geht voran. Mittlerweile sind 
Bundeswehrsoldaten an vielen Konflikt¬ 
punkten präsent und in den Kasernen 
verfestigen sich Strukturen von Miss¬ 
handlungen und Rechtsextremismus, 
die mit dem gern gepflegten Bild vom 
„Bürger in Uniform“ kaum etwas zu tun 
haben. Über diese in dreieinhalb Jahren 
Amtszeit als zuständige Ministerin nicht 


angegangenen Skandale könnte von 
der Leyen bald fallen - nicht aber über 
Kriegseinsätze. 

Die Massenmedien - ob in Bild-, 
Ton- oder Schriftform - sind jedenfalls 
immer am rechten Platz, heute da und 
dort auch in Konkurrenz zu den USA. 
Trump mag man nicht; dennoch stif¬ 
tet man ihn zu mehr von dem an, was 
Deutschland sich noch nicht erlauben 
kann oder darf. 2017 geht es um drei 
voneinander entfernte Staaten. 

Seit Wochen schafft man es im Fall 
Venezuela unter Ausblendung noch so 
offensichtlicher Fakten die weit größe¬ 
ren Demonstrationen für die linksge¬ 
richtete Regierung unter den Tisch fal¬ 
len zu lassen und den Forderungen der 


Opposition - egal zu welchen Mitteln 
diese greift - jeden Raum zu geben. Egal 
ist, wenn dieselben Kommentatoren 
Gewalt gegen die Ordnungskräfte bei 
l.-Mai-Demonstrationen in Berlin oder 
Hamburg verurteilen. Der Widerspruch 
fällt ihnen nicht einmal auf, so sehr sind 
sie in ihre Irrationalität verbissen. 

Auch Syrien ist im Fadenkreuz: ge¬ 
betsmühlenartig wird die Version des sy¬ 
rischen Giftgasangriffs wiederholt, auch 
wenn sich keine Beweise dafür finden 
lassen und ohnehin jede Logik dagegen 
spricht, dass die syrische Regierung der 
„Weltgemeinschaft“ eine solche Vorlage 
zur Intervention gäbe. 

Und die Koreanische Demokra¬ 
tische Volksrepublik? Sie „droht den 


USA mit einem Atomkrieg“, lässt der 
WDR in seinen Nachrichten verlau¬ 
ten. Nicht etwa, dass die USA entschie¬ 
den - noch vor der Präsidentenwahl in 
Südkorea am Sonntag, weil der aus¬ 
sichtsreichste Kandidat dagegen ist - 
ein bis über die VR China reichendes 
Raketenabwehrsystem aufbauen. Nein, 
die Aggression geht angeblich von der 
KDVR aus, so kalt berechnend deren 
Führung die Möglichkeiten eines Frie¬ 
densvertrags auch auslotet. Deren Ra¬ 
tionalität beinhaltet nicht nur die Mög¬ 
lichkeit, sondern auch den Willen zum 
Gegenschlag; mit allen Konsequenzen. 

Der 8. Mai kann nur dann zur Ver¬ 
nunft beitragen, wenn die Friedenskräf¬ 
te weltweit in die publizistische Offen¬ 
sive kommen. Auch weil die Nachfolge¬ 
rin der Sowjetunion, die damals für die 
Freiheit der Menschheit vom Faschis¬ 
mus die größten Opfer brachte, jetzt 
nach Venezuela, Syrien und der KDVR 
das nächste Ziel für einen Regime- 
Change wäre. 



Ursula Gertrud von der Leyen (VDL, 59) hat sich in einem „Offenen Brief“ als „Inhaberin der Befehls- und Komman¬ 
dogewalt“ an ihre Untergebenen, also an die Soldatinnen und Soldaten und zivilen Mitarbeiter der Bundeswehr, 
gewandt. Ihr missfällt, dass die Truppe ein Image hat, das der Realität entspricht und durch rechtsradikale Umtriebe, 
Misshandlungen und Korpsgeist geprägt ist. Weil sie das öffentlich äußert, bekommt sie heftige Kritik. Die Ministerin 
hat ihr Militär zu verteidigen, deshalb heißt das Amt ja auch Verteidigungsministerin. VDL will eine moderne Bundes¬ 
wehr mit aufgeschlossen, technikaffinen Killertypen, die auch im Auslandseinsatz cool bleiben. Ganz Flinten-Uschi, 
ganz Kriegsministerin. Imc 
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Liberale Hoffnung 

Warum Macron gewinnen muss - Kolumne von Georg Fülberth 


Kaum waren am 23. April in Frank¬ 
reich die Wahllokale geschlossen und 
kaum zeichnete sich ab, dass Emma¬ 
nuel Macron vorn lag, ging ein Seufzer 
der Erleichterung durch das Europa 
der „Mitte“: eine große Gefahr schien 
abgewendet. Aber welche? Erste Ant¬ 
wort: Marine Le Pen. Sie landete auf 
dem zweiten Platz. Die geschlagenen 
Kandidaten der Republikaner und der 
sich sozialistisch nennenden Partei des 
noch amtierenden Präsidenten Hollan¬ 
de forderten ihre Wähler(innen) auf, 
im zweiten Wahlgang für Macron zu 
stimmen. Das klang wie ein Aufstand 
der Anständigen gegen den Faschis¬ 
mus. 

Aber war nur Le Pen die Gefahr, 
über deren sich abzeichnende Abwen¬ 
dung so deutlich aufgeatmet wurde? 
Nein. Es ist der zweite Teil einer Mo¬ 
bilisierung der liberalen Mitte nicht 
nur gegen Rechts, sondern auch gegen 
Links. 

Stellen wir uns einen Moment lang 
vor, Jean-Luc Melenchon vom „Par¬ 
ti de Gauche“ sei im ersten Wahlgang 
auf Platz eins oder zwei gelandet und 
stünde jetzt gegen Marine Le Pen. Das 
Heulen und Zähneklappern wäre groß. 
Die „Mitte“ würde lamentieren, un¬ 
möglich könne man sich für eines der 
beiden Übel: Faschismus rechts oder 
„Kommunismus“ links, entscheiden. 
Gewinnen würde mit großer Mehrheit 
Le Pen, denn viele Anhänger der Re¬ 
publikanischen und der geschrumpften 
Sozialistischen Partei würden nicht zur 
Wahl gehen, und diejenigen, die sich 
dennoch beteiligten, wären meist für 
die Kandidatin des „Front National“. 


Zwischenfazit: Im ersten Wahlgang 
wurde der Linke Melenchon ausge¬ 
schaltet, jetzt geht es gegen extrem 
Rechts, und anschließend soll mit Ma¬ 
cron der Sieg der liberalen Mitte beju¬ 
belt werden. 

Die wollen wir uns jetzt ein we¬ 
nig genauer anschauen. Machen wir 
es grundsätzlich und fragen zunächst: 
Was ist das eigentlich - Liberalismus? 
Ursprünglich war das die Bewegung 
des Bürgertums gegen den Adel und 
den Fürstenstaat und deren politische 



Vertreter, die Konservativen. Es for¬ 
derte freie Entfaltung der Individu¬ 
en, nicht nur durch Rede- und Presse¬ 
freiheit und Menschenrechte, sondern 
auch auf dem Markt, wo dem Tüchtigen 
freie Bahn zu lassen sei. Während der 
Industriellen Revolution des 19. Jahr¬ 
hunderts galt der Manchesterliberalis¬ 
mus. Der Staat sollte sich aus der Wirt¬ 
schaft heraushalten und war nur dazu 
da, für Infrastruktur zu sorgen und die 
Arbeiterbewegung niederzuhalten. 
In Deutschland sollte Preußen über¬ 


dies noch die territoriale Einheit her¬ 
beischießen. Als Bismarck das gelang, 
verbündeten sich die meisten Liberalen 
mit ihm und nannten sich Nationalli¬ 
berale. Es gab ein paar Idealisten - sie 
nannten sich „Freisinnige“ -, die diesen 
Weg nicht mitgingen, sondern es aus¬ 
schließlich mit den Menschenrechten 
hielten. Das waren die Linksliberalen 
oder Radikaldemokraten, nette Men¬ 
schen. Sie hatten nicht viel zu sagen. 

In Deutschland kriegten die Kon¬ 
servativen mit dem Sozialistengesetz 
(1878-1890) die Arbeiterbewegung 
nicht klein. Ein Teil der Liberalen woll¬ 
te es schlauer anfangen und setzte auf 
Integration durch ein Bündnis mit dem 
rechten Flügel von Sozialdemokratie 
und Gewerkschaften: die Soziallibera¬ 
len. Ihre große Zeit war während der 
Goldenen Jahre des westlichen Kapita¬ 
lismus 1947-1973. In der Bundesrepu¬ 
blik regierte 1969-1982 eine soziallibe¬ 
rale Koalition. Der Liberalkonservati¬ 
vismus (Kapitalismus, Ehre, Vaterland) 
von CDU und CSU hatte einige Jahre 
einen schweren Stand. 

Danach kam der Neoliberalismus 
= Unterwerfung der Gesellschaften 
unter die Finanzmärkte. Kohl zöger¬ 
te noch, aber dann kamen Gerhard 
Schröder (SPD) und die Grünen und 
machten Nägel mit Köpfen. Ihr Master¬ 
plan war die Agenda 2010. Deren Aus¬ 
weitung auf ganz Europa funktioniert 
nicht ganz reibungslos. In Italien schei¬ 
terte Renzi damit, in Frankreich Hol¬ 
lande. Jetzt soll Macron das hinkriegen. 
Deshalb - vor allem deshalb! - wünscht 
sich das neoliberale Europa, dass er ge¬ 
gen die Faschistin Le Pen gewinnt. 


Nina Hager zum „March for science u 


Unsere Stimme ist nötig 


Im Internet nimmt die Zahl jener Sei¬ 
ten zu, auf denen „alternative Fakten“ 
präsentiert werden. In den USA leug¬ 
net der Präsident den Klimawandel, wie 
hierzulande die AfD. Dort ist die finan¬ 
zielle Förderung einiger Wissenschafts¬ 
bereiche bedroht, werden wissenschaft¬ 
liche Daten gelöscht .“Alternativen“ zur 
Evolutionstheorie, kreationistische Be¬ 
hauptungen gelten in diesem Land ja 
schon lange als „hoffähig“. Dabei wird 
Entwicklungsdenken insgesamt für ob¬ 
solet erklärt. Das dient als Begründung, 
um die Veränderbarkeit der gesellschaft¬ 
lichen Verhältnisse zu leugnen und jeden 
anzugreifen, der dazu steht. 

„Wir brauchen Denker, keine Leug¬ 
ner“, „Wer nichts weiß, muss alles glau¬ 
ben“ - mit solchen und ähnlichen Lo¬ 
sungen gingen weltweit am 22. April 
Hunderttausende auf die Straße. Der 
„March for Science“, an dem sich Wis- 
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
Studierende und auch Sympathisanten 
beteiligten, war eine Aktion gegen Wis¬ 
senschaftsfeindlichkeit und „alternati¬ 
ve Fakten“, zugleich aber mehr als ein 
„bloßes“ Bekenntnis zur „Freiheit wis¬ 
senschaftlicher Forschung“. 

Der Hauptredner in Berlin, der Phy¬ 
siker und TV-Kommentator Ranga Yo- 
geshwar, hatte in einem Interview auf 
„heise online“ erklärt, wir bräuchten 
eine Wissenschaft, „die sich ihrer Ver¬ 
antwortung bewusst ist und Erkenntnis 


paart mit einem gesellschaftlichen Dia¬ 
log. Wissenschaftler sollten sich aktiver 
zu Wort melden. Die Stimme der Wissen¬ 
schaft muss in gesellschaftliche Entschei¬ 
dungen stärker einfließen.“ Der Bund de¬ 
mokratischer Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler (BdWi) erklärte sich so¬ 
lidarisch mit dem Marsch und betonte: 
„Wir begreifen uns als Teil des Engage¬ 
ments für demokratische Wissenschaft 
und Wahrhaftigkeit in Gegnerschaft zu 
den gesellschaftlich rechten Kräften.“ 

Kritiker bemängeln, dass während der 
Aktionen viel zu wenig von dieser Ver¬ 
antwortung wahrgenommen wurde, die 
prekäre Lage vieler Forschungsgebiete 
oder die bevorzugte Förderung anderer 
durch große Konzerne kaum zur Sprache 
kam, wie auch die gravierenden Mängel 
in der schulischen und universitären Aus¬ 
bildung, die soziale Spaltung oder die zu¬ 
nehmende Umweltzerstörung durch gro¬ 
ße Konzerne. Es hätte um mehr gehen 
können und müssen. Richtig. Aber hier 
kann etwas neu in Bewegung kommen. 

Aufklärung und Verteidigung der 
Wissenschaft tut Not. Auf einem der 
Plakate in Frankfurt konnte man lesen: 
„Dark Energy not dark Ages!“ („Dunk¬ 
le Energie statt dunkle Zeiten!“) Auf¬ 
klärung, das ist doch auch unser Thema, 
das braucht auch unsere Unterstützung 
sowie - als Anhänger des wissenschaftli¬ 
chen Sozialismus - unseren aktiven und 
kritischen Beitrag. 


Melina Deymann über ein Damentreffen 


Feministinnengipfel 


Alle sind sich einig, alle sind Feminis- 
tinnen: Christine Lagarde, die Chefin 
des IWF, Nicola Leibinger-Kammül- 
ler, Chefin der Trumpf-Gruppe, die mit 
Werkzeugmaschinen Millionen macht. 
Auch Ivanka Trump, von Beruf Toch¬ 
ter, findet sich ziemlich feministisch. 
Bei der Frauenkonferenz der G20 kam 
Ende April in Berlin die Speerspitze 
des Kampfes für Gleichberechtigung 
zusammen. Nur Angela Merkel meldet 
sich nicht, als gefragt wird, wer auf dem 
Podium Feministin sei: Sie wolle sich 
„nicht mit fremden Federn schmücken“. 

Die bürgerliche Presse interessiert 
sich vor allem dafür, wie Ivanka Trump 
ihren Vater verteidigen würde. Ihr Vater 
habe sie immer unterstützt, in der Per¬ 
sonalabteilung des Weißen Hauses wür¬ 
den viele kluge Frauen arbeiten - also 
ist der oberste Pussygrabscher doch 
auch für Gleichberechtigung. 

Was die weiblichen Konzernvertre¬ 
ter besprachen, kann von den meisten 
Frauen getrost ignoriert werden. Was 
die Bourgeoisie mit ihren Frauen macht, 
muss uns nicht interessieren. Das ande¬ 
re Thema hatte da schon mehr Poten¬ 
zial. Warum gibt es weltweit nur weni¬ 
ge Frauen, die (Kleinst-)Unternehmen 
gründen? Liegt es am mangelnden Zu¬ 


gang zu Bildung für Frauen? Oder liegt 
es daran, dass Frauen in vielen Staaten 
der Erde nicht das Recht haben, eine 
Schule zu besuchen oder einen Beruf 
auszuüben, geschweige denn ein Un¬ 
ternehmen zu gründen? 

Königin Mäxima der Niederlande 
kennt die Antwort: Frauen fehlt Geld, 
Zugang zu digitaler Bildung, oft haben 
sie noch nicht mal ein Smartphone. An¬ 
gela Merkel möchte zwar nicht gleich 
Smartphones an alle Frauen der Welt 
verteilen, aber einen Fonds gründen, 
der Frauen Mikrokredite zur Unterneh¬ 
mensgründung gibt. Sie erklärt, warum 
sich das besonders lohnt: Frauen wür¬ 
den das geliehene Geld im Durchschnitt 
häufiger zurückzahlen. Und Lagarde 
weiß, warum Frauenrechte den Einsatz 
wert sind: Das Wirtschaftswachstum 
der USA könnte um 5 Prozent steigen, 
wenn Frauen komplett gleichberech¬ 
tigt wären, in Indien könnten es sogar 
23 Prozent sein. 

Als die royale Mäxima zum Schluss 
noch verkündet, jede/r der/die für die 
Gleichberechtigung der Frau sei, sei 
Feminist/in, war auch die Einheit auf 
dem Podium wieder hergestellt, denn 
Angela konnte feststellen: „Na, dann 
bin ich‘s ja auch.“ Alles ist gut. 
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Atomwaffen gegen die Sowjetunion 

40er Jahre, Kalter Krieg: US-Planungen für einen Nuklearkrieg • Von Reiner Zilkenat 


A ngesichts des 100. Jahrestages 
der Oktoberrevolution sollte der 
Blick in die Geschichte auch die 
zahlreichen Versuche imperialistischer 
Mächte nicht außer Acht lassen, die So¬ 
wjetmacht mit militärischen, politischen, 
ökonomischen und psychologisch-ideo¬ 
logischen Mitteln zu eliminieren. Es gilt 
zunächst, kritisch und selbstkritisch aus 
den eigenen Fehlern und Versäumnis¬ 
sen zu lernen, die ein Scheitern des ers¬ 
ten Versuchs, eine sozialistische Gesell¬ 
schaftsordnung als Alternative zur Welt 
des Kapitals zu konstituieren, mit her¬ 
beigeführt bzw. begünstigt haben. Da¬ 
bei darf allerdings nicht in Vergessen¬ 
heit geraten, dass die Sowjetunion seit 
dem ersten Tag ihrer Existenz mit einem 
reichhaltigen und äußerst differenzier¬ 
ten Arsenal konterrevolutionärer Akti¬ 
onen konfrontiert wurde. 

Ein ebenso wichtiger wie extremer 
Bestandteil dieses Arsenals waren seit 
der Befreiung der Welt von der faschis¬ 
tischen Barbarei, bei der die UdSSR den 
entscheidenden Beitrag geleistet hatte, 
diverse Atomkriegspläne der USA. Sie 
beinhalteten, mittels eines „ersten Schla¬ 
ges“ die Sowjetunion auszulöschen. 

Im folgenden Beitrag sollen einige 
der Atomkriegspläne des US-Imperia- 
lismus in den späten vierziger Jahren im 
Zusammenhang des von den USA insze¬ 
nierten Kalten Krieges skizziert werden. 

Kalter Krieg und 
„Atomdiplomatie“ 

Mit dem erfolgreichen Test einer Atom¬ 
bombe am 29. August 1949 war es der 
UdSSR gelungen, das Kernwaffen-Mo- 
nopol der USA zu brechen. Sie hatte 
damit die Voraussetzungen geschaffen, 
sich als zweite Nuklearmacht zu etablie¬ 
ren. Dieser Test traf die Militärs und Ge¬ 
heimdienste in den Vereinigten Staaten 
vollkommen überraschend. Sie waren 
davon überzeugt, dass die Sowjetuni¬ 
on frühestens in der Mitte der fünfziger 
Jahre imstande sein könnte, eine Kern¬ 
waffenexplosion durchzuführen. So äu¬ 
ßerte zum Beispiel im Oktober 1947 Ge¬ 
neral Leslie Groves, der im Rahmen des 
„Manhattan-Projektes“ für die Entwick¬ 
lung der US-amerikanischen Atombom¬ 
ben während des Zweiten Weltkriegs 
verantwortlich war, dass es sogar fünf¬ 
zehn bis zwanzig Jahre dauern könnte, 
bevor die UdSSR in der Lage sei, über 
die Atombombe zu verfügen. 

Eine wichtige Ursache für diese An¬ 
nahme war die Vermutung, dass die So¬ 
wjetunion keinen ausreichenden Zu¬ 
gang zu Uranvorkommen hätte, eine 
unverzichtbare Grundlage, um Kern¬ 
waffen produzieren zu können. Offen¬ 
sichtlich wurde die mit Hochdruck be¬ 
triebene Förderung des Urans, das in 
großen Mengen von der SDAG (Sowje¬ 
tisch-Deutsche Aktiengesellschaft) Wis¬ 
mut in Sachsen und Thüringen gefördert 
wurde, bei weitem unterschätzt. Gene¬ 
ral Groves gestand in einem im Okto¬ 
ber 1979 dem Historiker Gregg Herken 
gewährten Interview, er habe den Zu¬ 
gang der UdSSR zu den Uranvorkom¬ 
men in der sowjetischen Besatzungszo¬ 
ne schlicht „übersehen“ („overlooked“). 

Bereits während des Krieges hat¬ 
ten die USA damit begonnen, die ihnen 
weltweit bekannten Uran-Vorkommen 
möglichst exklusiv für ihre Zwecke aus¬ 
zubeuten. Dies betraf besonders die 
Uran-Förderung in Kanada, Belgisch- 
Kongo und Südafrika/Namibia. Aus 
diesen Gründen erklärt sich auch die 
damals „zurückhaltende“ Politik der 
Vereinigten Staaten gegenüber dem 
rassistischen Apartheid-Regime und die 
Beteiligung der CIA am Mordkomplott 
gegenüber Patrice Lumumba, dem ers¬ 
ten Ministerpräsidenten des im Juni 1960 
unabhängig gewordenen Kongo. Seine 
öffentlich geäußerten anti-imperialisti¬ 
schen Anschauungen und sein Streben 
nach freundschaftlichen Beziehungen 
mit der UdSSR hatten tiefes Misstrau¬ 
en bei den politisch Verantwortlichen 
in Washington hervorgerufen und die 
Befürchtung genährt, sich künftig nicht 
mehr die reichen Uran-Vorkommen die¬ 
ses Landes nach Belieben aneignen zu 
können. 


Bekanntlich waren auf Befehl von 
Präsident Harry S. Truman die japani¬ 
schen Städte Hiroshima und Nagasaki 
am 6. bzw. 9. August 1945 durch den Ab¬ 
wurf von Atombomben dem Erdboden 
gleichgemacht worden. Diese Demons¬ 
tration militärischer Stärke hatte sich 
weniger gegen den bereits geschlage¬ 
nen japanischen Militarismus als viel¬ 
mehr gegen die UdSSR gerichtet, die 
von den maßgeblichen Kreisen des US- 
Imperialismus als der entscheidende Wi¬ 


derpart beim angestrebten Versuch der 
Errichtung einer globalen politischen, 
ökonomischen und militärischen Hege¬ 
monie der Vereinigten Staaten angese¬ 
hen wurde. Die Perspektive eines Krie¬ 
ges gegen die Sowjetunion wurde bereits 
in den engsten Zirkeln der Macht dis¬ 
kutiert. Joseph C. Grew, stellvertreten¬ 
der Außenminister der USA, schrieb 
nur wenige Tage nach der Kapitulation 
des faschistischen Deutschlands in sein 
Tagebuch: „Ein Krieg mit Russland ist 
so sicher wie irgend etwas auf der Welt 
nur sein kann. Er mag innerhalb weniger 
Jahre ausbrechen. Wir sollten deshalb 
darauf achten, unsere militärische Stärke 
aufrecht zu erhalten ''(Joseph C. Grew: 
Turbulent Era. A Diplomatie Record of 
Forty Years, 1904-1945. Edited by Wal¬ 
ter Johnson, Vol.II, Boston 1952, S. 1445) 

Mit derartigen Anschauungen korre¬ 
spondierten auch die Handlungen von 
US-amerikanischen und britischen Mi¬ 
litärbefehlshabern in Deutschland und 
Italien, gefangen genommene Einhei¬ 
ten der Nazi-Wehrmacht als geschlosse¬ 
ne Formationen bestehen zu lassen und 
ihre Waffen bereit zu halten, um sie ge¬ 
gebenenfalls gegen die Rote Armee ein¬ 
zusetzen. Kurz und bündig erklärte hier¬ 
zu der britische Feldmarschall Bernard 
Law Montgomery, der einen Befehl sei¬ 
nes Premierministers Churchill erhal¬ 
ten hatte, Kontingente der Wehrmacht 
in Norddeutschland zu konzentrieren: 
„Meiner Ansicht nach waren die her¬ 
annahenden Russen gefährlicher als die 
geschlagenen Deutschen.“ (B.L. Mont¬ 
gomery: Memoiren, München 1958, 
S. 374f.) 

Auch die bereits unmittelbar nach 
der bedingungslosen Kapitulation Hit¬ 
lerdeutschlands begonnene Anwer¬ 
bung von Angehörigen der Wehrmacht, 
der Geheimdienste und der SS, die als 
„Spezialisten“ für die Vorbereitung und 
Führung eines zukünftigen Krieges ge¬ 
gen die Sowjetunion dienen sollten, ge¬ 
hört in diesen Zusammenhang. 

Doch vor allem das große Ansehen 
der UdSSR in bedeutenden Teilen der 
Bevölkerung der USA und Großbritan¬ 
niens wie in der gesamten Weltöffent¬ 
lichkeit, besonders bei den ehemaligen 
alliierten Soldaten, ermöglichte keinen 
abrupten Übergang zu einer von Feind¬ 
schaft geprägten Politik gegenüber dem 
ersten sozialistischen Staat. 

Der damalige US-Außenminister 
James F. Byrnes und der britische Kriegs¬ 


premier Winston S. Churchill sind unver¬ 
dächtige Zeugen für die großen Sympa¬ 
thien, die in ihren Ländern der Sowjet¬ 
union entgegengebracht wurden. Byrnes 
gab zu Protokoll: „Wenn man sich die 
Stimmung Amerikas gegenüber Russ¬ 
land ins Gedächtnis ruft, wie sie in den 
Tagen unmittelbar nach der deutschen 
Kapitulation herrschte, wird man zuge¬ 
ben, dass die Sowjetunion in den Verei¬ 
nigten Staaten ein Guthaben an Hoch¬ 
achtung besaß, das so groß und vielleicht 


noch größer war als das jedes anderen 
Landes.“ ( Offen gesagt... Eine Auswahl 
aus dem Buche „ Speaking Frankly “ von 
James F. Byrnes, München o.J., S. 27) 
Und Churchill formulierte in gleichem 
Sinne in seinen Memoiren: „Durch ih¬ 
ren Kampf gegen Hitler hatten die Völ¬ 
ker Russlands unendliche Zuneigung im 
Westen gewonnen, nicht zuletzt in den 
Vereinigten Staaten.“ ( Winston S. Chur¬ 
chill: Der Zweite Weltkrieg. Mit einem 
Epilog über die Nachkriegsjahre, Bern 
u.a. 1963, S. 1115) 

Der Weg von der Kooperation im 
Kampf gegen den deutschen Faschis¬ 
mus zu einer globalen Konfrontation 
mit der Sowjetunion war deshalb nach 
dem Tod von Präsident Franklin D. 
Roosevelt am 12. April 1945 zwar be¬ 
gonnen, aber erst im Jahre 1947 weit¬ 
gehend vollendet worden. Von nun an 
war der Kalte Krieg, den der ehemalige 
britische Kriegspremier Winston Chur¬ 
chill am 5. März 1946 mit einer Anspra¬ 
che in Fulton/Missouri und der US-Prä- 
sident Harry S. Truman mit einer Rede 
vor beiden Häusern des Kongresses am 
12. März 1947 öffentlichkeitswirksam 
eingeläutet hatten, die dominierende 
Tendenz in den internationalen Bezie¬ 
hungen. Die „Eindämmung des Kom¬ 
munismus“ (Containment), das „Wan¬ 
deln am Rande des Abgrunds“ (brink- 
manship), ja selbst die Orientierung auf 
eine auch militärisch zu planende „Zu- 
rückdrängung“ (roll back) und die „Be¬ 
freiung“ (liberation) der sozialistischen 
und volksdemokratischen Länder in 
Europa und Asien standen zukünftig in 
Washington auf der politischen Agenda 
an vorderster Stelle. 

Es galt in diesem Zusammenhang 
die Frage zu beantworten, in welcher 
Weise die exklusive Verfügung über 
Atomwaffen für die Durchsetzung der 
US-amerikanischen Interessen nutzbar 
gemacht werden könnte. Die Antwort 
lautet: Es schlug die Stunde der „Atom¬ 
diplomatie“. So führten z.B. die auf den 
zahlreichen Außenministerkonferenzen 
der vier alliierten Siegermächte agieren¬ 
den Chefdiplomaten der USA den Ver¬ 
tretern der UdSSR in ihrem Auftreten 
unmissverständlich vor Augen, dass sie 
„in ihrer Tasche die Atombombe“ tru¬ 
gen. Denn mit der neuen Massenver¬ 
nichtungswaffe in der Hinterhand, so 
lautete die vorherrschende Denkungs¬ 
art in Washington, verfügten die USA 
über ein wirksames Droh- und Erpres¬ 


sungsinstrument, um der UdSSR jeder¬ 
zeit ihren Willen aufzwingen zu können. 

Der prominente Bürgerrechtler und 
Pazifist A. J. Muste brachte im Juli 1946 
die Verlogenheit eines solchen Verhal¬ 
tens in einem Brief an den späteren Au¬ 
ßenminister John Foster Dulles präzise 
zum Ausdruck: „Ist es nicht so, dass wir 
von den Russen verlangen, den Eiser¬ 
nen Vorhang’ in Europa zu lüften, wäh¬ 
rend wir zugleich einen festen Atoma¬ 
ren Vorhang’ errichten 1“(Zitiert nach 
Gregg Herken: The Winning Weapon, 
New York 1980, S. 149, Übersetzung - 
R.Z.) 

Atomkriegspläne der USA 
gegen die Sowjetunion 

Zugleich beinhaltete die Politik der 
USA, ein dicht geknüpftes, weltweites 
Netz von Militärstützpunkten zu ins¬ 
tallieren, um von hier aus Atomschlä¬ 
ge gegen die Sowjetunion ausführen 
zu können. Seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges wurden zahlreiche „vorge¬ 
schobene“ Stützpunkte (forward bases) 
für die Bomberflotte der Vereinigten 
Staaten im Ausland angelegt, zunächst 
in Großbritannien, dann u. a. in Franzö- 
sisch-Marokko, Libyen, Spanien, Grön¬ 
land und im asiatisch-pazifischen Raum, 
darunter auf Guam, Okinawa, Taiwan 
sowie in Japan und Südkorea. Zusätzlich 
kamen seit dem Ende der fünfziger Jah¬ 
re Abschussbasen für Mittelstreckenra¬ 
keten des Typs „Jupiter“ und „Thor“ in 
Italien, in der Türkei und Großbritanni¬ 
en sowie seit Anfang 1954 in der BRD 
(Hahn Air Base, Sembach Air Base, 
Bitburg Air Base) stationierte Marsch¬ 
flugkörper der Typen „Matador“ und 
„Mace“ hinzu, die Ziele auch im Hinter¬ 
land der UdSSR angreifen konnten. In 
der Nähe von Bitburg (bei Rittersdorf 
und Idenheim) befanden sich insgesamt 
16 „Mace“-Marschflugkörper in verbun- 
kerten Stellungen in ständiger Alarm¬ 
bereitschaft, so dass sie innerhalb von 
maximal 15 Minuten abgeschossen wer¬ 
den konnten. Ihre atomaren Sprengköp¬ 
fe verfügten über die 60fache Vernich¬ 
tungskraft der Hiroshima-Bombe. 

Oft wurden die „verbündeten“ Re¬ 
gierungen der USA gar nicht oder ver¬ 
spätet darüber informiert, dass auf den 
Stützpunkten der U. S. Air Force Atom¬ 
bomben gelagert wurden bzw. Lang¬ 
streckenbomber diese Flughäfen mit 
Nuklearwaffen an Bord anflogen. 1957 
verfügte das Strategie Air Command 
(SAC), dem die Langstreckenbomber 
und Interkontinentalraketen unterstan¬ 
den, über insgesamt 68 Stützpunkte, von 
denen sich mittlerweile nicht weniger 
als 30 außerhalb der USA befanden. 
Wie ein tödlicher Ring umschlossen 
sie das Territorium der Sowjetunion. 
General Leslie Groves formulierte be¬ 
reits frühzeitig - am 22. August 1945 - 
die durchaus zutreffende Auffassung, 
dass die Verfügung über dieses welt¬ 
weit existierende Netz von Stützpunk¬ 
ten für die Kernsprengköpfe tragenden 
Waffensysteme des SAC, aber auch die 
von den USA eingeforderten Überflug- 
und Landerechte für die strategischen 
Bomber, nicht für die kommenden zehn 
Jahre geplant worden sei, sondern für 
einen Zeitraum von fünfzig bis einhun¬ 
dert Jahre. (Siehe Melvin P.Leffter: A 
Preponderance of Power. National Secu¬ 
rity, the Truman Administration, and the 
Cold War, Stanford (Calif.) 1992, S. 57f.) 

Aber es blieb nicht allein bei der 
„Atomdiplomatie“ und dem Aufbau 
von Stützpunkten für atomare Träger¬ 
systeme. Denn bereits 1945 begannen 
die Vereinigten Stabschefs der US- 
Streitkräfte, konkrete Atomkriegsplä¬ 
ne gegen die Sowjetunion zu schmie¬ 
den. Am Anfang stand eine Ausarbei¬ 
tung vom 3. November 1945 mit der 
„Empfehlung“, im Kriegsfälle 20 Städte 
in der UdSSR atomar zu zerstören. Es 
handelte sich dabei um Moskau, Gor¬ 
ki, Kuibyschew, Swerdlowsk, Nowosi¬ 
birsk, Omsk, Saratow, Kasan, Leningrad, 
Baku, Taschkent, Tscheljabinsk, Nishni 
Tagil, Magnitogorsk, Molotow, Tiblis- 
si, Stalinsk, Grosny, Irkutsk, Jaroslawl. 
Neben der Begründung, wichtige mili¬ 
tärische und Industrieanlagen sowie die 
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entscheidenden administrativen Zen¬ 
tren vernichten zu wollen, wurde die un¬ 
terschiedslose Massenvernichtung von 
Menschen als Ziel der Bombardierung 
der genannten Städte definiert. Hierzu 
wurde unumwunden formuliert, dass 
„es zu den wichtigsten Besonderheiten 
der Atomwaffen gehört, Menschenan¬ 
sammlungen vernichten zu können, und 
von dieser Besonderheit muss man zu¬ 
sammen mit ihren anderen Eigenschaf¬ 
ten Gebrauch machen.“ (Bernd Gr einer 
u. Kurt Steinhaus: Auf dem Weg zum 3. 
Weltkrieg, Köln 1981, Dok. 3, S. 74f.) 

Es folgten unter anderem am 1. Mai 
1947 die „Leitlinien für die strategische 
Planung“, in denen die Stabschefs der 
US-Streitkräfte zusätzlich die atomare 
Vernichtung der Ölfördergebiete und 
Industriezentren im Ural sowie im Kau¬ 
kasus planten. Die dafür vorgesehenen 
Bomber sollten von Großbritannien, 
„im Gebiet Kairo-Suez“ und von Flug¬ 
plätzen in Indien starten. Über das Ziel 
einer damit synchron zu vollziehenden 
Offensive von Landstreitkräften der 
USA und der mit ihnen verbündeten 
Armeen heißt es: „Die Alliierten könn¬ 
ten es als ausreichend ansehen, nur bis 
zu einer gewissen, strategisch bedeut¬ 
samen natürlichen Schranke vorzu¬ 
rücken und dort eine Front zu errich¬ 
ten, von deren Hinterland die Zerstö¬ 
rung des sowjetischen Militärpotentials 
durch Luftangriffe fortgesetzt werden 
könnte, bis das sich daraus ergebende 
Chaos das Sowjetvolk davon überzeugt 
hätte, dass weiterer Widerstand zweck¬ 
los ist 5 (Bernd Gr einer u. Kurt Steinhaus: 
Auf dem Weg... Dok. 10, S. 111.) 

Am 19. Dezember 1949, vier Mo¬ 
nate nach dem ersten Kernwaffenver¬ 
such der UdSSR, verabschiedeten die 
Vereinigten Stabschefs ihren Kriegs¬ 
plan „Dropshot“, der unter anderem 
diesen ebenso interessanten wie die 
Kriegsziele der USA entlarvenden Ge¬ 
danken enthielt, der die Überlegungen 
vom Mai 1947 weiter führte: „Obwohl 
die anfängliche alliierte Strategie ge¬ 
gen die UdSSR das Schwergewicht auf 
die Durchführung schwerer atomarer 
und konventioneller Bombenangriffe 
gegen ausgewählte und ausschlagge¬ 
bende Ziele sowie auf eine Fortsetzung 
der Luftoffensive bis zur sowjetischen 
Kapitulation legen sollte, ist es unklug 
anzunehmen, dass der vollständige Sieg 
allein durch die Luftoffensive errungen 
werden kann. Die Verwirklichung un¬ 
serer Kriegsziele wird unzweifelhaft die 
Besetzung bestimmter strategisch wich¬ 
tiger Gebiete mit größeren alliierten 
Landstreitkräften erfordern und könn¬ 
te einen größeren Landfeldzug notwen¬ 
dig machen.“ Und weiter: „Eine frühe 
Kapitulation der UdSSR könnte mög¬ 
licherweise das Ergebnis eines atoma¬ 
ren Bombardements von solch durch¬ 
schlagender Wirkung sein, dass die ge¬ 
samte Nation dadurch gelähmt wird. 
Wenn dieser Fall eintritt, dann sollten 
Schritte unternommen werden, um eine 
Kapitulation der sowjetischen Truppen 
zu erreichen, sie zu entwaffnen und ein 
Kontrollsystem zu errichten, bevor das 
Land Zeit hatte, sich von dem Schock 
zu erholen 5 (Ebenda, Dok. 25, S. 191 ff. 
Zitate: S. 207 u. 209.) 

Für derartige Angriffe waren „un¬ 
gefähr 75 bis 100 Atombomben“ vor¬ 
gesehen, die speziell Anlagen zur Pro¬ 
duktion und Lagerung von Kernwaffen 
vernichten sollten, während zur Zer¬ 
störung der Verkehrsinfrastruktur, von 
Nachschubbasen und Truppenkonzen¬ 
trationen „100 zusätzliche Atombom¬ 
ben“ benötigt würden. Zur Erinnerung: 
Zum Zeitpunkt der Konzipierung dieses 
Kriegsplanes verfügte die UdSSR über 
keine einzige einsatzbereite Atombom¬ 
be und kein einziges Trägersystem, um 
eine Kernwaffe in die USA transportie¬ 
ren zu können. 

Kürzung, Hauptüberschrift UZ, der voll¬ 
ständige Text mit den vollständigen Fuß¬ 
noten ist in der Geschichtskorrespondenz, 
April 2017, erschienen (siehe: https://www. 
die-linke.de/partei/weitere-strukturen/an- 
dere-gremien/marxistischer-arbeitskreis/ 
geschichtskorrespondenz/) 
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„Lola“ Filmpreise 

Das Spektakel der Gala zu den Film¬ 
preisen ist eher ein bemühter Ab¬ 
klatsch vergleichbarer US-Veranstal¬ 
tungen. Dennoch ist eines positiv zu 
vermerken, denn erstmals ging die 
Mehrzahl aller Auszeichnungen an 
weibliche Filmschaffende. Den Haupt¬ 
preis bekam - fast unvermeidlich - der 
Film „Toni Erdmann“ der Regisseurin 
Maren Ade. Insgesamt räumte der Film 
sechs Preise ab. 

Dass Filme den Anspruch auf po¬ 
litische Schlagkraft besitzen können, 
zeigte sich bei der „Lola“ für den bes¬ 
ten Dokumentarfilm an. „Cahier Afri- 
cain“ von Heidi Specogna beschäftigt 
sich mit Frauen, die von kongolesischen 
Rebellen vergewaltigt wurden: „Wen 
kümmert es, wenn ich sterbe, sagte eine 
der Frauen zu mir. Mich kümmert es! 
Deswegen machen wir Dokumentar¬ 
filme.“ Dass der Ehrenpreis in diesem 
Jahr an Monika Schindler und damit an 
eine Editorin (früher hießen sie Cut¬ 
ter oder Schnittmeister) ging, ist lange 
überfällig. Den peinlichen Höhepunkt 
der Gala hatte sich die Staatsministerin 
Monika Grütters Vorbehalten. Sie hatte 
doch fast die „FilmWirtschaft“ in ihrer 
Rede vergessen - deswegen findet das 
Ganze überhaupt statt - und haspelte 
einen Satz hinterher. 

Freilassung 

Der iranische Filmregisseur Keywan 
Karimi hat nur fünf Monate seiner ein- 
jährigen Haftstrafe ableisten müssen, 
der 31-jährige Regisseur, der unter einer 
Knochenerkrankung leidet, war zuvor 
bereits mehrfach wegen einer Bronchi¬ 
tis sowie einer akuten Lungenentzün¬ 
dung auf die Krankenstation des Te- 
heraner Gefängnisses verlegt worden. 
Außerdem seien ihm 223 Peitschenhie¬ 
be erspart geblieben, so er selbst nach 
seiner Freilassung. Karimi war im ver¬ 
gangenen Jahr wegen Religionsbeleidi¬ 
gung verurteilt worden. Grund war ein 
von ihm 2015 gedrehter Film über poli¬ 
tische Graffiti im Iran von der Revoluti¬ 
on 1979 bis zur umstrittenen Wahl 2009. 
Der internationale PEN hatte sich sehr 
für Karimi eingesetzt und gefordert, 
Karimis Verurteilung aufzuheben. Zu¬ 
dem machte der PEN die Androhung 
der Auspeitschung zum Thema, da sie 
gegen das absolute Folterverbot des 
Völkerrechts verstößt. 

Endlich, aber reichlich spät 

Man reibt sich die Augen bei dieser 
Nachricht: Erst jetzt gibt es in Deutsch¬ 
land eine Professur, die sich hauptsäch¬ 
lich mit dem Holocaust, der millionen¬ 
fachen, systematischen Vernichtung 
von Juden aus ganz Europa durch den 
deutschen Faschismus, beschäftigt. 

Die Historikerin Sybille Steinba¬ 
cher übernimmt die bundesweit ers¬ 
te Holocaust-Professur an der Jo¬ 
hann-Wolfgang-Goethe-Universität in 
Frankfurt am Main. Ihre Aufgabe ist 
die Erforschung von Geschichte und 
Wirkung dieses singulären Verbre¬ 
chens. Sie ist Mitglied des Internatio¬ 
nalen Wissenschaftlichen Beirats des 
Simon-Wiesenthal-Instituts für Holo¬ 
caust-Studien. Die 1966 in München 
geborene Steinbacher hatte zuletzt an 
der Universität Wien Zeitgeschichte 
gelehrt. Sie gilt als renommierte Ex¬ 
pertin auf dem Gebiet der Holocaust- 
Forschung und hat mehrere umfang¬ 
reiche Monographien, besonders über 
Auschwitz, veröffentlicht. Die Profes¬ 
sur ist im Fachbereich Philosophie und 
Geschichtswissenschaften angesiedelt. 
Der neue Lehrstuhl ist zudem mit der 
Leitung des Fritz-Bauer-Institutes in 
Frankfurt verbunden, das den Holo¬ 
caust erforscht und dokumentiert. 

PEN hat eine neue Präsidentin 

Die neue Präsidentin der Schriftsteller¬ 
vereinigung PEN, Regula Venske, hat 
angekündigt, dass ihre Organisation 
sich weiterhin intensiv für Demokratie, 
Meinungsfreiheit und Menschenrech¬ 
te engagieren will. Bisher war Venske 
als Generalsekretärin für den Verband 
tätig, ihre letzten Bücher liegen - viel¬ 
leicht deshalb? - schon einige Jahre zu¬ 
rück. Auf die gerade zu Ende gegange¬ 
ne Tagung in Dortmund kommen wir 
noch zu sprechen. Herbert Becker 


Heimatlos in der Fremde 

Gedanken zur Bücherverbrennung durch die deutschen Faschisten • Von Ellen Beeftink 


10. Mai 1933, Mittwochabend. In 
Deutschland lodern Scheiterhaufen, 
Bücher brennen, Zeugnisse des intel¬ 
lektuellen Lebens werden in den Flam¬ 
men vernichtet. Darunter die Werke 
von Heinrich und Thomas Mann, Al¬ 
fred Kerr, Sigmund Freud, Albert Ein¬ 
stein, Erich Maria Remarque, Erich 
Kästner. Angezündet von Studieren¬ 
den und Gymnasiasten. 

Damit begann eine Kulturpoli¬ 
tik, die die Faschisten unter dem Slo¬ 
gan „Wider den undeutschen Geist“ 
konsequent fortsetzten und die alles 
humanistische, nicht völkische Ge¬ 
dankengut ausrotten sollte. Das soge¬ 
nannte „Vaterländische Schrifttum“, 
Blut und Boden Literatur, Deutschtü¬ 
melei hatte Hochkonjunktur. Der In¬ 
dex „undeutscher Literatur“ verzeich¬ 
net wenig später über 4 000 Titel und 
er wird ständig weiter geschrieben. 
1933 wurden allein in Leipzig 60 000 
Bücher, 85 000 Zeitschriften beschlag¬ 
nahmt und vernichtet. Eingeleitet wur¬ 
de diese Politik schon zwei Wochen 
nach der Machtübergabe an Hitler. 
Am 15. Februar 1933 schloss die Preu¬ 
ßische Akademie der Künste Heinrich 
Mann aus, seine Ausbürgerung folgte 
wenige Tage später. Damit begann ein 
unvorstellbarer Exodus von Künst¬ 
lern, Wissenschaftlern und Literaten. 
Viele wurden verbannt, andere wähl¬ 
ten die innere Emigration oder leiste¬ 
ten aktiven Widerstand, allein 2 000 
Autorinnen und Autoren gingen ins 
ungeliebte Exil. 

Der Börsenverein des deutschen 
Buchhandels, Standesorganisation der 
Buchhändler und Verleger wie heu¬ 
te, zeigte sich anpassungsfähig. Am 

11. Mai 1933 - und damit in Kenntnis 
der nächtlichen Geschehnisse - verab¬ 
schiedete der Vorstand eine Erklärung, 
die am 13. Mai im Börsenblatt erschien: 
„Schwarze Liste undeutscher Schrift¬ 
steller. Der Vorstand des Börsenver¬ 
eins der Deutschen Buchhändler und 
Verleger ist sich mit der Reichsleitung 
des Kampfbundes für Deutsche Kul¬ 
tur und der Zentralstelle für das deut¬ 
sche Bibliothekswesen einig gewor¬ 


den, dass die zwölf Schriftsteller Lion 
Feuchtwanger, Ernst Glaeser, Arthur 
Holitscher, Alfred Kerr, Egon Erwin 
Kisch, Emil Ludwig, Heinrich Mann, 
Ernst Ottwald, Theodor Plivier, Erich 
Maria Remarque, Kurt Tucholsky (ali¬ 
as Theobald Tiger - Peter Panter - Ig¬ 
naz Wrobel - Kaspar Hauser), Arnold 
Zweig für das deutsche Ansehen als 
schädlich zu erachten sind. Der Vor¬ 
stand erwartet, dass der Buchhandel 
die Werke dieser Schriftsteller nicht 
weiter verbreitet.“ 

Damals verließen die Träger der 
zeitgenössischen Literatur das Land, 
gingen in eine Fremde, die vielen nie¬ 
mals Heimat wurde. Aber sie überleb¬ 
ten, während in Deutschland schon 
bald ein Wort Heinrich Heines (auch 
ein politisch Vertriebener): „Wer Bü¬ 
cher verbrennt, verbrennt am Ende 
auch Menschen“ grausame Wirklich¬ 
keit wurde. Ein paar Zeilen Bertolt 
Brechts - geschrieben im dänischen 
Exil - können einen Eindruck von der 
Befindlichkeit und der Hoffnung von 
Emigranten vermitteln: 

„Schlage keinen Nagel in die 
Wand./Wirf den Rock auf den Stuhl./ 
Warum Vorsorgen für vier Tage?/Du 
kehrst morgen zurück./Lass den klei¬ 
nen Baum ohne Wasser./Wozu noch ei¬ 
nen Baum pflanzen?/Bevor er so hoch 
wie eine Stufe ist/Gehst du froh weg 


von hier./Zieh die Mütze ins Gesicht, 
wenn Leute vorbeigehn!/Wozu in ei¬ 
ner fremden Grammatik blättern?/Die 
Nachricht, die heimruft/ist in bekann¬ 
ter Sprache geschrieben.“ Es wurden 
immer mehr als vier Tage und die Per¬ 
spektive der Wiederkehr war für viele 
eine überlebenswichtige Illusion. 

Nicht viel anders dürfte es den 
Menschen heute gehen, die vor Krieg, 
Hunger, Verfolgung fliehen. Sie wur¬ 
den in Deutschland zunächst überwie¬ 
gend freundlich empfangen. Und dann 
brannten nicht Bücher, sondern Häu¬ 
ser in denen Geflohene untergebracht 
waren oder Unterkommen sollten. In 
voraus eilendem Gehorsam setzte da¬ 
mals „die Blüte unseres Volkes“ fa¬ 
schistische Politik in die Tat um. Heu¬ 
te erledigt das „Volk“ die Arbeit ohne 
Auftrag. Die ideellen Brandstifter der 
etablierten Parteien zeigen sich em¬ 
pört, nennen die Täter aber nicht Ras¬ 
sisten, sondern Wutbürger, und unter¬ 
nehmen alles, um Wählerstimmen wie¬ 
der einzufangen. Faschistische Parteien 
sind wieder salonfähig. 

Es war nicht das erste Mal, dass 
Deutsche ihrer Heimat den Rücken 
kehrten. Seit fast 200 Jahren verließen 
Millionen Deutsche überwiegend als 
Wirtschaftsflüchtlinge das Land. Nach 
einer verheerenden Kartoffelmissern¬ 
te 1854 wanderten allein 220 000 in die 


USA aus. Und das ging so weiter. In 
den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts 
während der großen Depression und 
noch einmal nach der Befreiung 1945. 
Das „Wirtschaftswunder“ begann erst 
1950/51. Vorher stiegen die Preise und 
die Arbeitslosigkeit, während die Löh¬ 
ne stagnierten. Zwischen 1820 und 
1970 stammten 15 Prozent aller Emi¬ 
granten, die im New Yorker Hafen an¬ 
kamen, aus Deutschland. 

Die ersten Einwanderer kamen 
auch schon vor rund 140 Jahren. Die 
Stadt Essen hatte 1780 gerade mal 
6000 Einwohner, hundert Jahre später 
waren es 600 000. Der expandieren¬ 
de Ruhrbergbau und die Eisen-und- 
Stahl-Industrie brauchten dringend 
Arbeitskräfte. In den 50er und 60er 
Jahren haben „Gastarbeiter“ für das 
„Wirtschaftswunderland“ geschuftet 
und es mit geschaffen. Auch sie woll¬ 
ten ihrem Elend entkommen. Kapital¬ 
interessen der Ruhrbarone machten es 
möglich. 

Eines verbindet sie alle, die Flücht¬ 
linge aus wirtschaftlicher Not, die poli¬ 
tisch, religiös oder rassisch Verfolgten: 
Das Gefühl des Fremdseins. Es gibt 
eine Fülle von Texten deutscher Emig¬ 
ranten, aber auch solche ausländischer 
Autoren im Exil, die das eindrucksvoll 
belegen. 

Wie wäre es, wenn es auf dem 
nächsten UZ-Pressefest ein „Cafe Ba¬ 
bylon“ geben würde? Dort könnte ich 
mir vielleicht eine szenische Lesung 
ebensolcher Texte ansehen, die mir 
dieses Gefühl des Fremdseins greif¬ 
barer, erfahrbar machen. Schon Goe¬ 
the hatte eine klare Vorstellung davon, 
woher Fremdenfeindlichkeit rührt. 
„Man wird sich dessen, was man hat 
oder nicht hat, ist oder nicht ist, erst 
am Gegenteile bewusst oder inne. Da¬ 
rum werden so viele Menschen durch 
die Erscheinung eines neuen, fremden 
Menschen in der Gesellschaft beunru¬ 
higt. Er entdeckt ihnen, was sie nicht 
haben, und dann hassen sie ihn, oder 
er entdeckt ihnen durch sein Gegen¬ 
teil, was sie haben, und so verachten 
sie ihn wieder.“ 



„Wir übergeben den Flammen die Schriften von ..." -Bücherverbrennung am 
Berliner Opernplatz. 


Eine Nacht in Paris 

Jerome Leroys Roman „Der Block“ blickt in das Innenleben einer faschistischen Partei 


Zwei Männer, Antoine und Stanko, 
verbringen die Nacht schlaflos einige 
Kilometer voneinander entfernt. Sie 
warten. Und erinnern sich ihrer Le¬ 
bensgeschichten, die sie einst zu Freun¬ 
den machte. Stanko wartet in einem 
dreckigen Hotelzimmer auf seine Mör¬ 
der, Antoine in seiner edlen Stadtwoh¬ 
nung auf die Nachricht vom Tod seines 
Kumpanen. 

Antoine Maynard, Sohn ehren¬ 
werter Christdemokraten, Enkel eines 
Resistancekämpfers und Kommunis¬ 
ten, ist der Ehemann von Agnes Dor- 
gelles, Vorsitzende der rechtspopulisti¬ 
schen Partei „Bloc patriotique“. Schon 
als Kind wurde bei ihm eine manifeste 
Gewaltbereitschaft und fehlende Em¬ 
pathie diagnostiziert. Er liebt Bücher, 
liest vor allem faschistische Literatur 
der 20er und 30er Jahre, war Lehrer an 
einer Militärakademie, ambitionier¬ 
ter Schriftsteller und ist jetzt der in¬ 
tellektuelle Kopf und Stichwortgeber 
des „Blocks“. Antoine ist ein zynischer, 
bourgeoiser Geck, der Selbstgefällig¬ 
keit, moralische Attitüde und die all¬ 
gegenwärtige Vergnügungssucht verab¬ 
scheut. Gleichzeitig ist er Agnes sexu¬ 
ell verfallen. Sein Monolog beginnt mit 
dem Bekenntnis: „Letztlich bist du also 
wegen der Möse einer Frau Faschist ge¬ 
worden.“ 

Stanko, Sohn eines kommunisti¬ 
schen Gießereiarbeiters, ist sein glat¬ 
tes Gegenteil. Sein Vater arbeitete bei 
Usinor in Denain, dem ersten franzö¬ 
sischen Betrieb, der Mitte der siebziger 
Jahre Massenentlassungen vornahm. 
Der Vater nahm sich das Leben, der 
Sohn wusste sich nur mit Gewalt ge¬ 
gen die Ohnmacht zu wehren. Und traf 


dabei auf die falschen Propheten. Beim 
Militär als Fallschirmspringer ausgebil¬ 
det, traf er auf legendäre Söldnerfüh¬ 
rer, ehemalige Angehörige der fran¬ 
zösischen Freiwilligenlegion (LVF), 
die später in der SS-Brigarde „Char- 
lemagne“ aufgegangen ist, und weite¬ 
re Kriegshelden. Sie alle gehören zum 
inneren Kreis um Roland Dorgelles, 
Gründer des „Bloc patriotique“. Stan¬ 
ko ist ein Skin, Schläger, Rassist, Kom¬ 
munistenhasser. Mit Antoine verbindet 
ihn eine jahrzehntelange Freundschaft 
und dessen immer wieder ausbrechen¬ 
de Lust an Gewalt. 

Es ist eine Zeit bürgerkriegsähnli¬ 
cher Zustände in Frankreich. Die Auf¬ 
stände in den Banlieus breiten sich im¬ 
mer weiter aus, die Polizei geht immer 
brutaler dagegen vor, die Zahl der To¬ 
ten steigt kontinuierlich. Die Staats¬ 
macht hat die Lage nicht mehr unter 
Kontrolle. In dieser Situation verhan¬ 
delt Agnes über eine Regierungsbe¬ 
teiligung. Anders als ihr Vater Roland 
Dorgelles, von dem sie das Amt über¬ 
nommen hat, setzt sie auf gemäßig¬ 
te Töne. Sie will auch die Mitte. Die 
Hilflosigkeit der rechtskonservativen 
Regierung ist ihr Schlüssel zur Macht. 
Sie will das Präsidentenamt, das ihrem 
Vater Jahre zuvor versagt blieb. Dafür 
nimmt sie auch die Bedingung des Ge¬ 
heimdienstes in Kauf, Stanko auszu¬ 
schalten. Antoine widersetzt sich nicht. 
Ihm winkt ein Staatssekretärsposten, 
der ihn in die Lage versetzen wird, sich 
für Schmähungen der „Schickeria-Lin- 
ken“ zu rächen. 

Jerome Leroy beschreibt in „Der 
Block“ Strukturen, Strategien und 
Methoden einer faschistischen Partei. 


Dass es sich dabei um den Front Natio¬ 
nal und sein Führungspersonal handelt, 
ist selbst für Deutsche leicht zu erken¬ 
nen. Zeitlich ist der Roman auf diese 
eine Nacht beschränkt. In den Monolo¬ 
gen der beiden Hauptfiguren wird der 
Aufstieg der Partei nachgezeichnet. 
Von der gelungenen Vereinigung der 
zersplitterten extremen Rechten durch 
Jean-Marie Le Pen bis zum verbalen 
Kurswechsel durch seine Tochter Ma¬ 
rine, der den FN auch fürs bürgerliche 
Lager wählbar machte. Es wird klar, 
dass auch rechtsextreme Parteien kein 
monolithischer Block sind. Das gilt für 
den FN ebenso wie für die AFD, Geert 
Wilders 4 PW in den Niederlanden und 
all die anderen. Es gibt unterschiedli¬ 
che Milieus, die aus unterschiedlichen 
Gründen zusammen kommen. Gelenkt 
nicht von Ideologie, sondern von Hass, 
Angst, Herrenmenschendenken und 
Machtgeilheit. Antoine und Stanko 
verkörpern die widerstreitenden Inte¬ 
ressen eines faschistischen Bündnisses. 

Erzählen lässt Leroy den einen, 
Stanko, aus der Ich-Perspektive, also 
„Ich empfinde in dieser Nacht nichts 
als Hass“. Antoine redet mit sich selbst, 
„Du bist wegen der Möse einer Frau 
Faschist geworden“. Das ist zunächst 
etwas irritierend. Dennoch, ein geni¬ 
aler Schachzug. Denn eventuell auf¬ 
kommende Sympathien werden durch 
die Distanz des Du und die Nähe des 
Ich immer wieder in Frage gestellt. 
Und Leroy findet für beide den rich¬ 
tigen Ton. Stankos Sprache ist vulgär, 
gehässig, voller Gewalt. Antoine ver¬ 
gewissert sich in wohlgesetzten Worten 
seiner eigenen Wahrheit. Er outet sich 
als Opportunist. „Er weiß, dass die Ein¬ 


zigen, die mit ihrer Analyse richtig lie¬ 
gen, die Roten sind. Die Kommunisten, 
aber keiner hört ihnen mehr zu ...“ Das 
hindert ihn nicht die Wahlkampfparo¬ 
le auszugeben „Weder Kapitalist noch 
Sozialist: Patriot.“ 

Jeröme Leroy, langjähriges Mit¬ 
glied der PCF, arbeitete viele Jahre als 
Französischlehrer im industriellen Nor¬ 
den Frankreichs. Der Front National 
kommt in dieser von Arbeits- und Per- 
spektivlosigkeit geprägten Region auf 
etwa 40 Prozent der Stimmen. Er hat 
erlebt, wie die Rechte langsam, aber 
sicher die kulturelle Hegemonie über¬ 
nimmt. „Der Block“ ist ein grandioser 
Roman, der den Leser zwingt, seine 
eigenen Positionen und Haltungen zu 
hinterfragen. Es ist kein Krimi, eher ein 
aufwühlender Blick hinter die Fassade 
einer sich bürgerlich gebenden Partei. 
In Frankreich schon 2011 erschienen, 
kommt er für uns zur rechten Zeit. 

Bee 



Jeröme Leroy:„Der Block“. Kriminalro¬ 
man. Aus dem Französischen von Cor¬ 
nelia Wend. Edition Nautilus, Hamburg 
2017.320 Seiten, 19,90 Euro 
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Die neue Hölle von Hellas 


Vor 50 Jahren entledigte sich das griechische Militär der Demokratie • Von Uwe Koopmann 


E s gibt vermutlich keinen Platz 
in Griechenland und speziell in 
Athen, der so geschichtsträchtig 
ist wie der Syntagma-Platz vor dem 
Parlament. Seine deutschsprachige 
Bezeichnung lautet „Platz der Verfas¬ 
sung“ Angelegt wurde der Platz 1837. 
Hier verkündete König Otto (nicht: 
„König Otto Rehakles“) die konstitu¬ 
tionelle Monarchie. Am 10. Mai 1974 
machte sich auf dem Platz ein ande¬ 
rer Deutscher einen Namen für die 
Geschichtsbücher: Günter Wallraff. 
Er kettete sich an einen Laternenmast 
und verteilte Flugblätter gegen die 
griechische Junta. Wallraff war Dele¬ 
gierter des „Ausschusses Griechen- 


Demokratische Armee Griechenlands 
(DSE) gemacht. 

Das Vorgehen der Obristen er¬ 
innert in gewisser Weise an aktuelle 
Vorgänge in der Türkei: „Neun Bürger¬ 
meister in Griechenlands wichtigsten 
Städten wurden abgesetzt, Hunderte 
von Beamten ohne Begründung ent¬ 
lassen, 279 Organisationen und Ver¬ 
eine verboten“. So noch einmal der 
„Spiegel“ von 1967. 

Alle Elemente der Zerschlagung 
der Demokratie bilden zusammen ein 
Gefüge, mit dem vor 1933 in Deutsch¬ 
land das Ende der Weimarer Republik 
inszeniert wurde. Die Rolle des Militärs 
zwischen schweigender Zustimmung 



Einer der führenden Köpfe der Putschisten war General Stylianos Pattakos. Mit 
Georgios Papadopoulos und Nikolaos Makarezos bildete er das Triumvirat, das 
die Regierung stürzte. Während der Zeit der Diktatur war er Innenminister. Die 
Haltung des in der Wolle gefärbten Faschisten wird in einer Ansprache deutlich, 
die er 1968 hielt: „Junge Menschen von Griechenland, Ihr habt Griechenland in 
Eure Arme geschlossen und euer Credo hat die Bedeutung eines Opfers ... Die 
heutige Zeremonie ist... ein Ausdruck des nationalen Glaubens, dass die Rasse 
der Griechen die größte und beste unter der Sonne ist.“ 

Im Juli 1974 wurde Pattakos verhaftet und wegen Hochverrats zum Tode verurteilt. 
Das Urteil wurde in lebenslange Haft umgewandelt.1990 erfolgte seine Entlas¬ 
sung aus der Haft. Am 8. Oktober letzten Jahres starb er 103-jährig. 


land-Solidarität“ Die Obristen der 
Junta schlugen zurück: Wallraff wurde 
eingeknastet. Nachzulesen in „Grie¬ 
chenland gestern - ein Lehrstück für 
morgen“ 

Das war kurz vor Ende der Militär¬ 
diktatur. Begonnen hatte das Drama 
vor ziemlich genau 50 Jahren. Eckart 
Spoo schrieb im „Ossietzky“ (1/2013) 
von einem „Militärputsch“, der das 
Land unter „faschistische Herrschaft“ 
brachte. Spoo nannte auch die Vorlage 
der Drahtzieher: den NATO-General- 
stabsplan „Prometheus“. 

Der Putsch 

Der „Platz der Verfassung“ bot in den 
frühen Morgenstunden des 21. April 
1967 ein Bild, das die Bedeutung sei¬ 
nes Namens auf brutale Weise konter¬ 
karierte. Panzer rollten vor das Par¬ 
lament, besetzten den Platz. Bei den 
Panzern handelte es sich um das US- 
Fabrikat Sherman. 

Demokraten wurden verhaftet, 
interniert, auf KZ-Inseln deportiert. 
Streiks und Wahlen wurden verboten, 
Gewerkschaften sowieso. Insgesamt 
gab es 150 000 Deportationen. 

Der Einstieg des Terrors dauer¬ 
te nach Beobachtungen der „Times“ 
zweieinhalb Stunden. Beteiligt waren 
20 Offiziere, 150 Panzer und 3 000 Sol¬ 
daten. Im Kern neun Generale und Of¬ 
fiziere im Rang eines Obersten. Und 
davon an der Spitze Oberst Geor¬ 
gios Papadopoulos und Oberst Niko¬ 
laos Makarezos, allesamt „fanatische 
Antikommunisten“, so der „Spiegel“ 
1967. Stelios Pattakos hatte sich zwei 
Jahrzehnte zuvor, von März 1946 bis 
September 1949, einen Namen als Be¬ 
fehlshaber in den Kämpfen gegen die 


und aktivem Eingreifen ist sicherlich 
differenzierter zu gewichten. Überein¬ 
stimmung bestand aber darin, dass ein 
Wahlsieg demokratischer Parteien am 
28. Mai verhindert werden musste. Ver¬ 
hindert werden sollte auch am 23. Ap¬ 
ril eine linksgerichtete Demonstration 
in Thessaloniki. Über den Putsch ent¬ 
schieden wurde am 18. April. 

Einen Vorläufer für Planung und 
Entscheidung gab es mit „Prome¬ 
theus“, 1950 in Kooperation mit der 
NATO erstellt: Besetzung öffentlicher 
Plätze, Listen mit Namen und Adres¬ 
sen zur Internierung, Schwarze Liste 
der Geheimpolizei zur Ergreifung spe¬ 
ziell von Kommunisten. 

Papadopoulos stellte 150 Panzer, 
Stelios Pattakos stellte die Militärpo¬ 
lizei und 700 Mann der Spezialein¬ 
heiten, die mit dem grünen Barett der 
US-Truppen. Unter dem Vorwand ei¬ 
ner Nachtübung wurden die Solda¬ 
ten aus den Betten geholt. Alles war 
vorbereitet: 15 Panzer zum Parlament, 
MG-Schützen auf das Parlament, 
Übernahme des Fernmeldeamtes, des 
Flughafens, von Rundfunk, Bahnhöfen, 
Kraftwerken und strategischen Kreu¬ 
zungen. Drei Panzer zum Polizeihaupt¬ 
quartier. Abgeordnete wurden verhaf¬ 
tet, der Ministerpräsident Kanellopou- 
los und Andreas Papandreou jeweils zu 
Hause abgeführt. 

Wahlen gab’s nicht mehr, denn das 
ging nun anders als bei der Reichs¬ 
tagswahl am 5. März 1933 in Deutsch¬ 
land, so, dass die angesetzten Wahlen 
erst gar nicht durchgeführt wurden. 
Andererseits wiederum die Parallele: 
Die Kommunisten, Abgeordnete und 
Kandidaten der KPD, waren schon vor 
der Reichstagswahl verhaftet worden. 


Konsequente Gegner - der Nazis in 
Deutschland und der Junta in Grie¬ 
chenland - waren damit im Frühsta¬ 
dium der Diktatur weitgehend ausge¬ 
schaltet worden. 

Repression, Folter, Mord 

Eine Form der Repression, derer sich 
die Obristen bedienten und die es in 
der Nazi-Diktatur nicht gab, war die 
Verbannung. So landeten viele Opfer 
auf der Insel Makronissos, mit anderen 
auch Mikis Theodorakis, der Dichter 
Jannis Ritsos und der Widerstands¬ 
kämpfer Apostolos Sandas. Sandas war 
zu Weltruhm gekommen, weil er am 
30. Mai 1941, damals 19-jährig, zusam¬ 
men mit Manolis Glezos die Haken¬ 
kreuzfahne von der Akropolis gerissen 
und gegen die griechische Flagge ge¬ 
tauscht hatte. Er wurde dafür ebenso 
wie Glezos von den Nazis in Abwesen¬ 
heit zum Tode verurteilt. 

Die Verhafteten kamen in die 
schwerbewachten Stadien Karaiska- 
ki, Nea Philadelphia und in die Pfer¬ 
dearena Phaliron. Die chilenischen 
Putschisten folgten sechs Jahre später 
diesem Vorbild: In Chile war es das 
Nationalstadion. In Santiago war Pino¬ 
chet der Drahtzieher. In Athen wurde 
König Konstantin vorgeschoben. Der 
habe mit Hilfe des Militärs die Macht 
übernommen. Es war wohl eher um¬ 
gekehrt. Aber der König knickte ein 
und schenkte den Militärs einen neu¬ 
en Ministerpräsidenten, Ex-General- 
staatsanwalt Konstantin Kollias. 

Auf die wasserarme, heute unbe¬ 
wohnte Insel Gyaros (Jaros) wurden 
nach Amnesty-Angaben sechs- bis 
siebentausend Gefangene deportiert, 
schon bei der Verfolgung von Kom¬ 
munisten von 1944 bis 1949 im Bür¬ 
gerkrieg hatte die „Insel des Teufels“ 
als großes Foltergefängnis gedient. 
Erst 1958 wurde das KZ geschlossen, 
die Häftlinge auf andere Gefängnis¬ 
se verteilt. Zwei Jahre später wurde es 
von Ministerpräsident Konstantin Ka- 
ramanlis (Royalist, Antikommunist) 
„reaktiviert“. 

Eine andere Verbannungsinsel: 
Ikaria, benannt nach dem sagenumwo¬ 
benen Ikarus. Er stürzte dem Mythos 
zufolge auf der Flucht vor König Mi¬ 
nos mit den von seinem Vater gebau¬ 
ten Schwingen über Ikaria ab. Seine 
Gemeinsamkeit mit den Verbannten 
aus der Junta-Zeit: Verfolgung durch 
die Obrigkeit. Das war auch so unter 
der osmanischen Besatzung von 1523 
bis 1912. Nach der Befreiung gab es 
dann für ein Jahr den Freistaat Ikaria, 
1913 folgte die Besetzung durch Grie¬ 
chenland. Später Besetzung durch 
Italien und die NS-Reichswehr. Nach 
der erneuten Befreiung wurde Ikaria 
Verbannungsort für Kommunisten. 
Aktuell (2011) wurden 8 423 Einwoh¬ 
ner gezählt. Die Zahl der dorthin de¬ 
portierten Kommunisten betrug etwa 
13 000. Da die Bevölkerung die Exi¬ 
lierten außerordentlich wohlwollend 
aufnahm, was die Nationalisten in 
Athen nicht beabsichtigt hatten, und 
die Häftlinge über die besseren Argu¬ 
mente verfügten, kam es politisch und 
ideologisch auf Ikaria zu einer Wende: 
Das felsige Eiland wurde die „Rote In¬ 
sel“. Die Griechische Kommunistische 
Partei stellte alle drei Bürgermeister in 
den Gemeinden. Hinweis für die Tou¬ 
risten am Hafen von Agios Kirikos: 
das leuchtende KKE-Emblem über 
der Altstadt. 

Eckart Spoo erinnerte daran, dass 
die Junta nicht nur mit den Mitteln 
des Militärs und der Polizei brachial 
zugeschlagen hatte. Ihr Zugriff galt 
ebenso der Kultur. Mit dem Befehl 
Nr. 13 verbot sie „Musik und Lieder 
des Komponisten Mikis Theodorakis“. 
Theodorakis ging in den Untergrund 
zur „Patriotischen Front“ (PAM), die 
von der KKE unterstützt wurde. Der 
Komponist wurde verhaftet, gefoltert, 
ins Bergdorf Zatouna in der Mitte des 
Peloponnes verbannt und im Konzen¬ 
trationslager Oropos, 50 Kilometer 
nördlich von Athen, eingekerkert. Die 
neuen Häftlinge: Kommunisten. 
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Das wiederum erinnert an die Ver¬ 
folgungen unter der chilenischen Jun¬ 
ta, die das Liedgut vieler Sänger ver¬ 
bot, und besonders an den Sänger Vic¬ 
tor Jara. Der wurde am 16. September 
1973, fünf Tage nach dem Putsch, zu¬ 
nächst gefoltert und dann, nachdem er 
die Hymne der Unidad Populär „Ven- 
ceremos“ angestimmt hatte, mit min¬ 
destens 44 Schüssen ermordet. 

Die Profiteure des Putsches 

Es ging beim Putsch in Griechenland - 
wie auch anderswo - darum, die Kraft 
der Arbeiterklasse zu brechen und 
gleichzeitig die Akkumulationsbedin¬ 
gungen des Kapitals ungeheuer zu stei¬ 
gern. Das gab Beifall aus Deutschland 
von CSU und CDU, von SPD-Vertre¬ 
tern, von der Wirtschaftspresse. 

Die Obristen kauften in großen 
Stückzahlen in der BRD bei Rheinme¬ 
tall und Heckler & Koch ein. Auf den 
Bestelllisten: U-Boote, Transportflug¬ 
zeuge, Feuerwaffen. Spoo und Wallraff 
haben eine dezidierte Übersicht gelie¬ 
fert: „Unser Faschismus nebenan - Er¬ 
fahrungen bei NATO-Partnern“. 

Neben den Junta-VerStehern Franz 
Josef Strauß (CSU), Heinrich Lübke 
(CDU), Hans Apel (SPD), Georg Le¬ 
ber (SPD) gab es die Junta-Gegner 
wie den damaligen SPD-Schatzmeis- 
ter Alfred Rau, der finanzielle Hilfe für 
die Opposition in Athen organisierte. 
Ähnlich engagiert war Willy Brandt. 
Umgekehrt wiederum der bayerische 
Wirtschaftsstaatssekretär Franz Sack¬ 
mann (CSU), der den Obristen Staats¬ 
kredite aus München zusagte. Strauß 
nannte die Drachme „die heute sta¬ 
bilste Währung der Welt“ und meinte, 
Griechenland habe durch die Putschis¬ 
ten „Stabilität“ erlangt. 

Die „Stabilität“ der Putschisten ging 
so weit, dass sie nach Angaben der Süd¬ 
deutschen Zeitung sogar Spitzel zu den 
Landsleuten nach Deutschland schick¬ 
ten, die hier als „Gastarbeiter“ beschäf¬ 
tigt waren. Auch umgekehrt waren Ge¬ 
heimdienste aktiv. Die CIA arbeitete 
im Umfeld von König Konstantin. Der 
„Spiegel“ berichtete im Oktober 1974, 
dass Abgeordnete bestochen worden 
seien: „Obwohl CIA und amerikani¬ 
sche Regierung immer wieder jegliche 
enge Verbindung mit der griechischen 
Junta abgeleugnet haben, weiß man 
jetzt, dass Georgios Papadopoulos, der 
Oberst, der den Staatsstreich befehligt 
hatte, seit 1952 in den Besoldungslisten 
der CIA geführt wurde.“ 

Auf andere Weise konsequent wa¬ 
ren die skandinavischen Staaten und 
die Niederlande. Sie verklagten Grie¬ 
chenland vor der Europäischen Kom¬ 
mission für Menschenrechte im Euro¬ 
parat. Die Junta entzog sich der Verur¬ 
teilung, indem Griechenland rechtzeitig 
aus dem Europarat austrat. Dänemark 
und Norwegen forderten den Austritt 
Athens aus der NATO. Großbritannien, 
die USA und die BRD setzten dagegen 
die weitere Mitgliedschaft durch. Nicht 
die Verletzung der Menschenrechte war 
der Maßstab für die Beziehung zu den 
Institutionen in Brüssel. Entscheidend 
war außenpolitisch die militärische und 
politische Festigung des südöstlichen 
Pfeilers der NATO im Kalten Krieg 
gegen die Sowjetunion und innenpoli¬ 
tisch die klassenorientierte Zementie¬ 
rung der Macht der Oligarchen. 50 Jah¬ 
re vergehen wie im Fluge ... 

Der Widerstand 

Selbst in Wikipedia gibt es eine Be¬ 
wertung des Widerstandes: „Die ein¬ 
zigen, die organisatorisch überhaupt in 
der Lage waren, Widerstand zu leisten, 
waren die Kommunisten und einige an¬ 
dere Linke und aus ihren Reihen gin¬ 
gen auch die Widerstandsorganisatio¬ 
nen hervor. Stärkste Gruppe war die 
PAM (Patriotiko Metopo - Patrioti¬ 
sche Front).“ 

Neben Mikis Theodorakis muss ein 
weiterer „Künstler des Widerstandes“ 
genannt werden: Nikos Xylouris, Sän¬ 
ger und Komponist. Geboren wurde 
er am 7. Juli 1936 in dem Widerstands¬ 
dorf Anogia auf Kreta. Er starb am 


8. Februar 1980 in Piräus. Mit seiner 
Musik sägte er am Stuhl der Junta, 
bis das Volk so stark wurde, dass die 
Obristen weichen mussten. In Anogia 
ist Xylouris mit seiner Familie ein lie¬ 
benswerter Bestandteil seines Dorfes. 
Im „Unterdorf“ ist die Verehrung et¬ 
was museal. Da trifft man auch schon 
mal auf Nikos’ Bruder Psarandonis mit 
seiner ganz anderen, wilden Volksmu¬ 
sik. Oder man geht durchs „Oberdorf“, 
vorbei am filigranen Xylouris-Denk- 
mal und dem kleinen Amphitheater, 
in dem noch immer die Lieder des 
Widerstandes gesungen und gefeiert 
werden. Das alljährliche Volksmusik¬ 
festival hat längst einen internationa¬ 


sein „Versteher“ Alexis Tsipras (Sy- 
riza). Savvidis gehört zur Gruppe der 
Pontos-Griechen, die sich im Norden 
des Schwarzen Meeres angesiedelt ha¬ 
ben und ihren Reichtum (Donskoy Ta¬ 
bak) nach dem Sturz der Sowjetunion 
aufgebaut haben. Für Putins „Einiges 
Russland“ saß er sogar im russischen 
Parlament. In Griechenland hält sich 
Savvidis das „Spielzeug“ PAOK Thes¬ 
saloniki. Er kauft aber auch an ande¬ 
rer Stelle in Hellas ein, denn durch die 
Privatisierungswelle gibt es günstige 
Angebote. Im Rahmen des griechi¬ 
schen Wirtschafts-, Finanz- und Steu¬ 
ersystems kann es aber auch zu Fehl¬ 
investitionen kommen. Die Manager 



Der Eingang zum KZ in Kalami bei Chania/Souda auf Kreta war der Zugang zu 
Folter und Hinrichtungen in der Zeit der Junta. 

Foto: Bettina Ohnesorge 


Ein Hinweis für Touristen, die sich auf die Spuren der Junta und des Widerstan¬ 
des begeben wollen: Wer auf Kreta auf der Fernstraße 90 (E 75) von Rethymnon 
nach Chania fährt, kommt kurz vor dem großen Militärhafen von Souda, 14 Ki¬ 
lometer östlich von Chania, an dem kleinen Dorf Kalami vorbei. Um es zu errei¬ 
chen, muss man im spitzen Winkel nach Norden abbiegen. Bei der ersten Kreu¬ 
zung geht’s links zur Paralia (Kalami-Strand), und rechts ab geht's ins Dorf. Eine 
Vororientierung ist auf Streetview möglich. Aber nur bis zur Kreuzung. Von da 
sind es nur wenige Meter bis zum Gefängnis „Kastro ltzentin“,das in Streetview 
nicht zu sehen ist. Der Knast ist eine steinerne Chronik von Unterdrückung und 
Befreiung: 1872 von denTürken gebaut, später geschlossen,1948 erneuteröffnet 
für politische Häftlinge von der Insel Gavdos, bis 1974 von der Juntaais Konzen¬ 
trationslager genutzt. 1972 wurde hier das letzte Todesurteil vollstreckt. Heute 
wird daran gedacht, als Museum für Freiheit und Demokratie umzugestalten. 


len Namen. Am Ende des Dorfes der 
Friedhof. Hier liegen sie begraben, die 
Opfer des Widerstandes gegen die Na¬ 
zis, im Kampf gegen die Reaktion bis 
1949 und auch gegen die Junta von 
1967 bis 1974. Auf großen Marmorta¬ 
feln sind ihre Namen auf der Platia am 
Rathaus dokumentiert. 

Die Legende lebt. Sie muss aber we¬ 
nigstens um ein paar militärische und 
geopolitische Aspekte komplettiert 
werden. Die Invasion der türkischen 
Armee auf Zypern- unter Duldung 
der NATO - kam den Obristen dazwi¬ 
schen. Auf Dauer gesehen war das Mili¬ 
tärregimes in Athen keine Stärkung der 
NATO im vorasiatischen Raum. Heu¬ 
te ist die NATO unter der Regierung 
von Alexis Tsipras (Syriza) und Panos 
Kammenos (ANEL) in Griechenland 
störungsfreier aufgestellt. 

Weder die Regierungen vor der 
Junta, das Regime während der Junta 
noch die Regierungen nach der Junta 
hatten den Willen und die Fähigkeit, 
das Land aus den Fängen der Oligar¬ 
chie zu befreien. Der Sturz der Junta 
durch die Menschen auf der Straße 
hat jedoch gezeigt, dass das Volk in der 
Lage ist, selbst ein faschistoides System 
zu beseitigen. Das hat Opfer gekostet. 
Das hat Anerkennung gebracht. Es ist 
gelungen, ein falsches Stoppschild in 
der Geschichte zu überrennen. 

Der Kampf geht weiter 

Und der Kampf geht weiter - aktuell 
bis in diese Tage. Im Parlament am Syn- 
tagma-Platz ging es um die Frage, wie 
einem Milliardär 38 Millionen Euro 
Steuerschulden erlassen werden kön¬ 
nen. Zwei Akteure sind auf der Büh¬ 
ne: der griechisch-russische Oligarch 
und Putin-Freund Ivan Savvidis und 


der Tabakfabrik SEK AP schmuggelten 
2009 einen Frachter mit Zigaretten aus 
Ägypten. Für diesen „Import“ hätte 
die Firma eigentlich Steuern zahlen 
müssen. Hat sie aber nicht. Die Stra¬ 
fe lautete auf rund 19 Millionen Euro. 
Jetzt sprang Savvidis „uneigennützig“ 
ein und kaufte die Fabrik für nur fünf 
Millionen Euro. Mit dem Kauf hatte 
er aber auch die Steuerschulden und 
Strafe am Hals, die inzwischen nach 
Gerichtsbeschluss auf 38 Millionen 
Euro gestiegen war. Dimitris Dimitri- 
adis von der Syriza brachte die Rettung 
per Gesetz: Straferlass für Savvidis. 
Zahlen sollten die Alteigentümer. Die 
aber sind nach der Pleite nicht greifbar. 
Tsipras verteidigte diese Rechnungsle¬ 
gung. 151 Abgeordnete aus der Regie¬ 
rungskoalition von Syriza und ANEL 
stimmten zu, es gab nur 88 Gegenstim¬ 
men und 16 Enthaltungen. 

Die KKE stimmte gegen diese 
Regelung. Nikos Karathanasopoulos, 
der Sprecher der Parlamentsfraktion, 
erklärte vor der Abstimmung: „Wir 
erlebten eine sehr aufschlussreiche 
Diskussion und einen Meinungsaus¬ 
tausch zwischen dem Premierminister 
und dem Vorsitzenden der Nea Di- 
mokratia. Bei Ihrem Streit geht es um 
die Interessen der Unternehmer und 
wer von Ihnen sie besser vertritt. So¬ 
wohl ND als Regierung als auch Syriza 
heute als Regierung treten die Rech¬ 
te der Arbeiter mit den Füßen. ... Sie 
verfolgen die gleiche Politik, die glei¬ 
che Taktik und parlamentarische Pra¬ 
xis: Eilanträge, gesetzgeberische Prä¬ 
sidentenerlasse, ,maßgeschneiderte 4 
Änderungsanträge. Wie ähnlich sind 
Sie sich denn! Die arbeitenden Men¬ 
schen, die Volksschichten sollen daraus 
ihre Schlussfolgerungen ziehen!“ 
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Wir trauern um unsere Genossin 

Else Schlegel 

Sie starb nach langer Krankheit im Alter von 91 Jahren. 

Unmittelbar nach dem Sieg über Faschismus und Krieg 
entschied sich Else als junge Frau für den Kampf um Frie¬ 
den und Sozialismus. Folgerichtig wurde sie Mitglied der 
KPD und 1968 der DKP. Seit 1951 führte sie diesen Kampf 
gemeinsam mit ihrem Mann, unserem Genossen Kurt. 

Else war aktiv bei großen Friedensaktionen, wie dem 
Kampf gegen Atomtod, gegen die Stationierung der 
amerikanischen Mittelstreckenraketen in Europa, der 
Menschenkette von Stuttgart nach Ulm, bei den Oster¬ 
märschen usw. Ebenso auch bei kleineren Friedensakti¬ 
vitäten. ln der Partei war sie dort wo es aktiv anzupacken 
galt. Auf Else war immer Verlass. 

Auf ihren Wunsch fand die Urnenbeisetzung in aller Stille 
statt. Wir behalten Else als liebenswerte, konsequente, 
hilfsbereite Frau und Genossin in guter Erinnerung. 

Kurt und die Genossinnen aus dem Rems-Murr-Kreis 



Büchel dicht machen! 

22. - 25. Juni 2017 

Die DKP beteiligt sich mit ihren 
Genossinnen aus Belgien, Luxem¬ 
burg und den Niederlanden an der 
20-wöchigen Dauerpräsenz der 
Friedensbewegung „Büchel atom¬ 
waffenfrei - Atomwaffen abschaffen - Modernisierung 
verhindern!" Auf dem Luftwaffenstützpunkt der Bundes¬ 
wehr in Rheinland-Pfalz lagern 20 US-Atomwaffen, die nun 
modernisiert werden sollen. 

Macht mit bei den Blockadeaktionen der DKP vom 
22. - 25. Juni in Büchel. Um Schlafplätze und Versor¬ 
gung organisieren zu können, bitten wir um Anmel¬ 
dung: pv@dkp.de 




Befreiungsfeier 

Nie wieder Faschismus 
und Krieg! 


8. Mai 2017,18 bis 22 Uhr 
Spreewaldplatz, Berlin-Kreuzberg 


Berichte aus dem Donbass * Interaktives 
Fake-News-Quiz * Arbeiterlieder * Erdbeerbowle 


DKP Friedrichshain-Kreuzberg 


Toskana, nah am Meer 

1W■ *U7* 


Ökchof im Olivenhain, 
weit« Blick, Stille- 
große helle Zimmer, 
viele gute Gücher r 
Hau* oder Häuschen; 
Kinderpamdies. 



s -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v_ J 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



NEU im UZSHOP 

Kaffeebecher „Frieden“ 
schwarz, Motiv: weiß/rot, 

Inhalt 300 ml 

7,90 Euro, 

6 er-Pack 42,- Euro 



Kaffeebecher 

„Gespenst des Kommunismus“ 
rot, Motiv: weiß, Inhalt 300 ml 

7,90 Euro, 

6 er-Pack 42,- Euro 



www.uzshop.de 
Tel: 0201 17788923 



SONDERHEFT 

OKTOBERREVOLUTION 


1917-2017 

Was war, was wurde, 
was bleibt 



Mit Beiträgen von Michail Krjukow, Je- Jahresabo 48^00 € 
lena und Alexander Charlamenko (Russland), ermäßigtes Abo 32,00 € 


Sitaram Yechury (Indien), Jose Reinaldo Car¬ 
val ho (Brasilien), Blade Nzimande (Südafri¬ 
ka), Domenico Losurdo (Italien), Jerönimo 
de Sousa (Portugal), Hans Haut mann (Ös¬ 
terreich) und aus der Bundesrepublik: Peter 
Brandt, Gerrit Brüning, Raimund Ernst, Willi 
Gerns, Nina Hager, Lothar Schröter 



Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


“Die Vernichtung des Nazismus 
mit seinen Wurzeln 
ist unsere Losung. 

Der Aufbau einer Welt 
des Friedens und der 
Freiheit ist unser Ziel “ 

Der Antifaschist und Friedenskämpfer 

Günther Bennhardt ist 85 

Herzliche Grüße und gute Wünsche 

DKP Gruppe Dortmund-Ost 
DKP Kreis Dortmund 



Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP (1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglie¬ 
der der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 20./21.5.17 

Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut? 

Referenten: Hans-Peter Brenner, Wera Richter 

Donnerstag - Sonntag, 25. bis 28.5.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 

Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 

Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag/Sonntag, 26./27.8.17 

Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,-€; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP • Am stadtpark 68 
51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 
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MARIUS BECKER/DPA-BILDFUNK 


Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


NAZIS BLOckippcTT 


Am 8. Mai am Kiosk: 8 Seiten extra extra 
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Veranstaltungen 
Mai bis 

Dezember 2017 


STIFTTN 


Planunsjsstarcd April. Zum aktucIlster* Stand siehe 


Wer uns seine eMail-Adresse mitteilt,, wird 
über Änderungen und Ergänzungen informiert. 


FR 1 5, Mai | 19-22 Uhr | Hof 


Erinnerung an Gisela ELsner 

Mit: Dr. Kai Köhler i Berlin) und, Eva Peter mann | Hol j 
ÖRTt Galeriehaus, Am Sophionberg. 28 


SO | 14, Mai j 10*30-17 Uhr | St uttgart 


Clara Zetkin - ein widerständiges Leben 

Mit: Dr. Flerence Herve \Zetkin als marxist. Feministm 
vor 1914). Ma rga Voigt iZetfcins Knegsbnefe I9l4-l9l8] h 
Prof. Heinz Karl 4 Zetkins Wirken in KPD und K0 u^a. 
ORT: tlara^ Zetkin-Haus, Gorch-Föck'Str. 2fi 


SA I 20. Mai I 10.30-17 Uhr | Essen 


Die EU io der Krise 

Mit Jörg Kronauer |Europastrategie des dt. Imperialis¬ 
mus). Lucas Zeise iEU: Geburtsfehler od, Masterplan?) 
u. Dr. Peter Wahl (Wie weitert) 

ORT: DKP’Haus, Hoffnungstr. IS 


Marx-En^els-Stiftung e.V. I GatheSS l 42107 Wuppertal | eMail: Marx-Engels-Stiftungßit-anline.de | Website: www.marK-engels -stiftung.de 


SA j 27. Mat | 11-17 Uhr | Munster 


G. Lukäcs' Beitrag zur philosophischen 
Erneuerung des Marxismus 

mit Claudius Vellay. ORT: ITP, Friedrich■ Ebert-Stf. 6 


SA | 3. Juni | Kölrt 


Marxismus in 45 Minuten 

Referent: Jürgen Lloyd. ORT: Festival der Jugend 


SA | IQ, Juni | 1Q.3Q-17 Uhr J Marburg 


150 Jahre „Das Kapital“ 

Mit: H. Wendt (zum Stellenwert des „Kapital“ 1 in der 
Geschichte der polit. Ökonomie), Prof. Thomas 
Kucrynski (Die Erstausgabe vdn Kapital Band I) Prof. 
Georg Fülberth (zur Wirkungstjeschichtedes „Kapital") 
ORT: DGB-Haus, Bahnhof st r. 6 


FR 30, Juni j SA IJül* | Kassel 


Anlass: documenta 14 

FR: 14-16 Uhr, 17-19 Uhr Führungen mit Klaus Stein, 

SA: 10.30-17 Uhr Vorträge von Mehtap ßaydu a Kassel. 
Prof. Reiner Diederkfo, Ffrti, und Jürgen Meier, Hildes¬ 
heim. ORT: Cafe Euch-Oase, German: astr. 10 


SA I 15. Juli I 11-17 Uhr | Essen 


Die USA unter Trump 


Mit Dr. Erhard Crome. Beate Landefeid j. Klaus 
Warner. ORT: DKP-Haus, Koffnungstr. 18 


50 | 23. Juli | 10.30-14 Uhr | München 


Zum 50. Todestag von Oskar Maria Graf 

Mit Dr, Ulrich Dittmann, Gelati u. Josef Brustmann. 
ORT: CiEwerkschafTshaus, Schwant halerstr. fci 


5A | 15. September | Berlin 


500 Jahre Reformation 

Mit Prof. Gütz Dieckmann, Gerd Wendelborn u.-a. 
ORT: Ladengalerieder „jungen Welt -, h Torstr. 6 


SA | Z3. September | Stuttgart 


Zur Entwicklung der VR China 

ORT: Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fixk-Str. 26 


SA j 30. September | Bremen 


Zur deutschen Kolonialpolitik 

ORT: Villa Uchnn, Goelheplatz 4 


SA | 14. Oktober | 11-17 Uhr | Berlin 


Ist die Volksfrontpolitik gescheitert? 

Beitrage von Prof. Heinz Karl, Hermann Kopp u.a. 


ORT: B Lichtenber^ M Undine ,L , Hagenstr. 57 


SA | 11. November | 11-16 Uhr | Wuppertal 


ZEUS 

Mil Dr. Wolf-Dieter Gud-opp, Ffm, ORT: MEZ, Gallie 55 


SA | 1&. November | 13-17.-30 Uhr | Wuppertal 


Material ist .Philosophie im antiken Indien 

Seminar mit Andrea Schön, Essen ORT MEZ, Galhe SS 


SA | 9 . Dezember | 11-16 Uhr | Berlio 


Das russische Revolutionsjahr 1917 

Seminar mit Dr Gerl Meyer. Marburg. 

ORT: R-Charlettenbur^, MEZ, Spielhggenstr. 13 

Die Marx-EngeLs-Stiftung erhalt keine staatlichen 
Fördermittel. Wir sind angewiesen auf das Engage¬ 
ment unserer Mitglieder, auf Spenden und Mit- 
gliedsbeitrage. 

Werdet Mitglied! 

Beitrag 6G EnroV Jahr, Sturiis IS Euro. Aufnahmen n- 
trag auf unserer Website. Mitgliedsbeiträge und 
Spenden sind steuerlich absetzbar. Spendenkanfcö: 
l&AN: DE17 3305 0000 0000 5170 78; BIG: WUPS 
DE 3 3 
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Mildes Mittel 

„Mutter aller Bomben“, 

UZ vom 28.4„ S. 9 

Bert Brecht schrieb bereits 1952, 
„Lasst uns die Warnungen erneuern, 
und wenn sie schon wie Asche in un¬ 
serem Mund sind! Denn der Mensch¬ 
heit drohen Kriege, gegen welche die 
vergangenen wie armselige Versuche 
sind, und sie werden kommen ohne je¬ 
den Zweifel... “ Für Warnungen vor der 
Menschenverachtung und dem Zynis¬ 
mus der glattgebügelten Wortwahl der 
Boulevardpresse über den Einsatz ei¬ 
ner „MOAB“ erscheint die zugespitzte 
Sprache in dieser Kolumne in der UZ 
fast noch wie ein mildes Mittel. 

Helmut Wo da , Karlsruhe 


Zynismus pur 

„Mutter aller Bomben“, 

UZ vom 28.4„ S. 9 

Einfach nur Irrwitz. Die USA werfen 
eine Megabombe ab und (fast) die ge¬ 
samte deutsche Presse ist verzückt. Voll 
Bewunderung schreiben „Spiegel-on- 
line“, „Focus“, die „Welt“, „Rheinische 
Post“ und andere über die Technik und 
Wirkungsweise dieser Waffe. Riesige 
Druckwellen, tausende Tonnen TNT 
treiben den Autoren Faszination in 
die Augen und Tastaturen. Die „FAZ“ 
schreibt von „psychologischer Kriegs¬ 
führung“. Zynismus pur! „Mother of 
Bombs kills 94“ sendet CNN. Der Bom¬ 
bentyp ist allerdings alles andere als 
neu. Unter dem Namen Blu 82 „Daisy 


Cutter“ wurde eine etwas kleinere Bom¬ 
be von den USA im Vietnamkrieg ein¬ 
gesetzt. Alles was in der Nähe der Ab¬ 
wurfstelle war, wurde völlig verkohlt, 
und im weiteren Umkreis zerfetzte die 
Druckwelle die Lungen der Menschen. 

Gemäß dem Genfer Protokoll über 
Brandwaffen von 1980 ist der Einsatz 
eines solchen Systems in der Nähe von 
ziviler Infrastruktur oder gar Zivilisten 
verboten. 

Stefan Kühner ; Karlsruhe 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst 
nichtlänger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzei¬ 
chen) sein. Die Redaktion behält sich außer¬ 
dem vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Für Frieden und Freiheit des Baskenlandes 



Gernika-Lumo gedachte am 8o. Jahrestag der Vernichtung durch die deutsche Legion Condor und die italienische Luft¬ 
waffe mit zahlreichen Veranstaltungen zum Erinnern und setzte ein Zeichen des Bemühens, in der Welt zu wirken als 
Stadt des Friedens und der Völkerverständigung, auch der Versöhnung und der Kultur. Jedes Jahr wird von Gernika ein 
Land gewürdigt, für dessen Leistungen um den Frieden, in diesem Jahr Kolumbien. In der Stadt sind ab dem Nachmittag 
nach 16 Uhr, des Beginns der damaligen drei Stunden andauenden Bombardierung, fast alle aktiv beteiligt an Straßen¬ 
theater und einer Prozession mit Nelken und Kerzen für Selbstbestimmung und Frieden im Baskenland. 

Foto oben: Kerzen-Prozession durch die Stadt, auf dem Transparent: „Für Frieden und Freiheit des Baskenlandes“ 

Foto unten: Straßentheater, hier eine Szene während der Besetzung der Stadt durch Franquisten. 

Fotos: Gabriele Senft 



Termine 


FR ★ 5. MAI 


Lübeck: „Wohin steuert Deutschland?“ 
Diskussionsabend der SDAJ Lübeck/Süd¬ 
ost-Holstein mit Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP. „Diele“, Mengstraße 41,19.00 Uhr. 

Hof: „Erinnerung an Gisela Elsner“, Veran¬ 
staltung der Marx-Engels-Stiftung. Vortrag 
von Dr. Kai Köhler, Lesung: Eva Petermann. 
Galeriehaus, Am Sophienberg 28, 19.00 
Uhr_ 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP Un- 
terfranken. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1.19.00 Uhr. 


SO ★ 7. MAI 


Nürnberg: Roter Filmabend über die Resis¬ 
tance, Rotes Zentrum, Reichstraße 8,17.00 
Uhr_ 

Hamburg: „Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Flamburg 1939-1945“. Führung 
durch die Dauerausstellung in den letzten 
erhaltenen ehemaligen Zwangsarbeiterba¬ 
racken Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns. 
Veranstalter: Willi-Bredel-Gesellschaft-Ge- 
schichtswerkstatt e. V. Wilhelm-Raabe-Weg 
23, nahe S-Bahn Flughafen, 14.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. Teilnahmebeitrag 2,00 Euro. 

^ _ 

Chemnitz: Gedenkveranstaltung VVN-BdA 
Chemnitz zum Tag der Befreiung vom Fa¬ 
schismus. Sowjetischer Friedhof, Richter¬ 
weg, 16.00 Uhr. 


Dl ★ 9. MAI 


Recklinghausen: Diskussion mit den DKP- 
Landtagskandidaten in den Wahlkreisen 
Recklinghausen I und II. Ladenlokal Keller¬ 
straße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★IO. MAI 


Dortmund: Widerstand statt Helfersyn¬ 
drom!“ Veranstaltung der DKP mit Jan van 
Hagen zur Situation im Gesundheitswesen. 
„Taranta Babu“, Humbodtstraße 44, 19.00 
Uhr. 


DO ★ 11. MAI 


Nürnberg: „Kommunalpolitik“, Grup¬ 
penabend der DKP, Rotes Zentrum, Reich¬ 
straße 8,19.00 Uhr. 


SA ★IS. MAI 


Essen: „Mythos Mutter“, Treffen der Frau¬ 
enkommission der DKP: Hoffnungstraße 18, 
11.00 Uhr: 


SO ★ 14. MAI 


Stuttgart: „Clara Zetl 
diges Leben.“ Veran 
Engels-Stiftung mit G 
in Stuttgart), Florenc 
marxistische Feminist 
Voigt (Zetkins Kriegsbr 
Heinz Karl (Zetkins Wi 
mintern). Clara-Zetkir 
Straße 26,10.30 Uhrt 

<in - ein widerstän- 
istaltung der Marx- 
iünther Klein (Zetkin 
e Herve (Zetkin als 
in vor 1914), Marga 
■iefe 1914-1918) und 
rken in KPD und Ko- 
l-Haus, Gorch-Fock- 
)is 17.00 Uhr. 

Ml ★ 17. MAI 

Schwerin: Bildungsat 
Q, Lückerstraße 180,1 

>end der DKP. Buntes 
19.00 Uhr. 

DO ★18. MAI 


Nürnberg: „Aktueller Bericht aus Kuba“ 
Gruppenabend der DKP, Rotes Zentrum, 
Reinhstr 8,19 00 Uhr 


Esslingen: „Die Ungerührte - die Aufer¬ 
stehung der Gisela Elsner“, Veranstaltung 
der VVN/BdA. In einem Themenabend stellt 
Jens David Leben und Werk Gisela Elsners 
von ihren ersten Erfolgen über ihr „Ver¬ 
schwinden“ bis zu ihrer „Auferstehung“ 
vor. Buchladen Die Zeitgenossen, Stroh¬ 
straße 28, 20.00 Uhr. 

FR ★ 19. MAI 


Hamburg: „ArbeitsUt 
Werner Rügemer zu . 
„Mitbestimmung heu 
Harburg, Kanalplatz f 
19.00 Uhr. 

Jrecht“. Vortrag von 
„Union Busting“ und 
te“. KulturWerkstatt 
3 (am Binnenhafen), 

SA ★ 20. MAI 

Essen: „Grenzen eine: 
- Die EU in der Krise 
Marx-Engels-Stiftung 
Kronauer und Lucas Z( 
nungstraße 18.10.30 

3 Integrationsmodells 
Veranstaltung der 
mit Peter Wahl, Jörg 
Bise. DKP-Haus, Hoff- 
Uhr bis 17.00 Uhr. 

Dl ★ 23. MAI 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Ost. Haus 
Gobrecht, Körner Hellweg 42,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Demonstration zum 8. Wfai 1945 


Nie wieder 


8. Mai 2017 
18.30 Uhr 
DGB-Haus 


Krieg 


Scfrwanihateftfr 

U-Bahn Ther«ienwiete 


Nie wieder 

Faschismus! 


DGB-Jugend 

München 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 

Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 
Damen S-XL 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 
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Drei Schwestern 

Selten genug im TV: Ein Theater¬ 
stück. Das Basler Schauspiel wurde 
eingeladen zum renommierten Berli¬ 
ner Theatertreffen, zu sehen ist in der 
Regie von Simon Stone ein Klassiker 
des 19. Jahrhunderts, Anton Tsche¬ 
chows „Drei Schwestern“. Auch wenn 
Stone das Stück durch den Schnell¬ 
schleudergang jagt, bleibt er ein klu¬ 
ger Umwandler des manchmal etwas 
biederen, gefühligen Textes. Ein Kri¬ 
tiker meinte „ Einmal mehr kapiert 
man, warum Simon Stone derzeit ein 
so begehrter Theatermacher ist. Er sei 
„mit so viel Herzblut am Werk, dass 
er das Beste aus dem herausholt, was 
man Schauspieler-Theater nennt.“ Se¬ 
henswert. 

Sa, 6.5., 20.15 Uhr,3sat 

Polizeiruf no „Nachtdienst“ 

Matthias Brandt in seinem 13. Fall als 
Münchener Kommissar von Meuffels. 
In einem Altenheim liegt ein Toter, 
die Pflegekräfte - überfordert und ge¬ 
stresst - zeigen sich wenig kooperativ, 
die Alten und Kranken verwirrt oder 
bereits dement. Eine lange Nacht für 
den Ermittler, Matthias Brandt spielt 
wie immer in dieser Rolle sehr ge¬ 
duldig, aufmerksam und mit gerin¬ 
ger Empathie. Er, mittlerweile von 
einem vertuschten Mord überzeugt, 
will diese Nacht nutzen, um das Per¬ 
sonal sowie die untergebrachten Se¬ 
nioren im „Johannishof“ zu verneh¬ 
men. Von den Kollegen kann er kei¬ 
ne Unterstützung mehr erwarten, die 
halten sein nächtliches Engagement 
für blanken Irrsinn. Fast ein Kam¬ 
merspiel, und dass die gesellschaft¬ 
liche Katastrophe des Umgangs mit 
alten Menschen auch in krimineller 
Energie mündet, wirkt in diesem Film 
einmal nicht aufgesetzt. 

So, 7.5., 20.15 Uhr, ARD 

Die Abenteuer des Werner Holt 

Spät am Abend, aber immerhin der 
einzige Sendeplatz, der den „Tag der 
Befreiung“ überhaupt zur Kenntnis 
nimmt. Dieter Noll schrieb den Ro¬ 
man 1963, die DEFA verfilmte in der 


Regie von Joachim Kunert 1964. Es 
sind die letzten Tage des Zweiten 
Weltkrieges: Während der junge Sol¬ 
dat Werner Holt im Unterstand ver¬ 
zweifelt versucht, Funkverbindungen 
zu anderen Einheiten herzustellen, 
wird in Rückblenden sein bisheriges 
Leben gezeigt. Die Kindheit und Ju¬ 
gend unter dem Hakenkreuz, schließ¬ 
lich die erschütternden Erfahrungen 
im Krieg, als er in der Slowakei zur 
Niederschlagung eines Partisanenauf¬ 
standes eingesetzt und dabei Zeuge 
unbeschreiblicher SS-Grausamkeiten 
wird. 

Werner Holt ist durch diese Jahre 
ein anderer geworden. Als er schließ¬ 
lich mit den Resten seiner Einheit in 
einem kleinen Ort liegt und nur noch 
einer, nämlich sein Vorgesetzter, für 
den Endsieg kämpft, handelt Holt 
nach seinen neuen Einsichten. In ei¬ 
ner dramatischen Aktion entwaffnet 
er den Offizier und schießt auf die 
eingreifende SS-Mannschaft. Ernüch¬ 
tert und erschöpft tritt Holt den Weg 
in die Gefangenschaft an. 

Mo, 8.5., 23.05 Uhr, MDR 

Konzerne als Retter? 

Die 80-minütige Dokumentation ana¬ 
lysiert die politischen Hintergründe 
öffentlich-privater Partnerschaften 
in der so genannten „Entwicklungs¬ 
zusammenarbeit“. Die beiden Jour¬ 
nalisten und Filmemacher Caroline 
Nokel und Valentin Thurn fragen 
nach Konsequenzen dieser Politik, 
zeigen den Missbrauch staatlicher 
Entwicklungsgelder durch die In¬ 
dustrie auf und machen dadurch auf 
den Grundkonflikt zwischen industri¬ 
eller und kleinbäuerlicher Landwirt¬ 
schaft aufmerksam. Ist es überhaupt 
möglich, eine Win-win-Situation für 
Kleinbauern und Unternehmer her¬ 
zustellen? Und wenn ja: Wie muss die 
Zusammenarbeit von privaten Inves¬ 
toren und Staat aussehen, damit die 
lokale Bevölkerung auch wirklich von 
ihr profitiert? Sieben unterschiedliche 
Modelle werden analysiert und kri¬ 
tisch befragt. 

Di, 9.5., 20.15 Uhr, Arte 
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Plakative Panik 

Großkonzerne und die CDU vor der Ausreise? 



D ramatische Drohungen prangen 
auf den Plakaten der FDP zur 
Landtagswahl in NRW: „Besser 
das Land wechselt die Politik als die 
Unternehmen das Land“ wird dem Spit¬ 
zenmann Christian Lindner in den nur 
selten geschlossenen Mund gelegt. Beim 
Betrachter sollen schaurige Szenarien 
geweckt werden: Auf allen Weltmeeren 
kreuzen die Oligarchen unseres Bundes¬ 
landes, kaum mit dem Nötigsten versehe¬ 
ne Wirtschaftsflüchtlinge, in ihren armse¬ 
ligen Yachten auf der Suche nach einer 
neuen Heimat, Trecks von Porsches, Ma¬ 
seratis etc. strömen an die Landesgren¬ 
zen, nicht mal mit Anhängerkupplungen. 
Ein bitteres Bild. 


Die Frage steht im Raum: Wie 
ist dieser Exodus zu stoppen? Hin¬ 
ter der Drohkulisse muss mehr ste¬ 
cken. Denn die Politik der Landes¬ 
regierungen ist seit Jahrzehnten eine 
Kette von Präsenten an das Kapital, 
jedes Jahr wurde nicht nur zur Weih¬ 
nachtszeit der komplette Wunsch¬ 
zettel bedient, welche Begehrlich¬ 
keiten bleiben da noch offen? Und 
die Heuschrecken wie Nokia, die 
weitergewandert sind, nachdem sie 
ihr Begrüßungsgeld erhalten hatten 
und dann die Schamfrist abgewartet 
haben, kommen doch auch wieder, 
sobald die anderen Wiesen kahlge¬ 
fressen sind. 


Eventuell weiß man in Gelsenkir¬ 
chen mehr, in der Schaltzentrale der 
MLPD. Die Verfechter des „echten“ 
Sozialismus nach DIN 697-8 legitimie¬ 
ren auf ihren Plakaten den Auszug der 
Herrschenden, ihnen wird das „Recht 
auf Flucht“ gewährt. 

Auch die CDU schlägt Panik vor: 
„Ich fühl mich hier nicht mehr sicher!“ 
verkünden ihre Plakate - und keiner 
tut was dagegen. Deutschland kein si¬ 
cheres Herkunftsland mehr? Das wür¬ 
de die Asylverfahren für geflohene Ka¬ 
pitalisten zumindest in den EU-Staa- 
ten erleichtern. Wenn nicht Frankreich 
oder Österreich die Grenzen vorher 
dichtmachen. WSK 




CDU 


„Ich fühl mich hier 
nicht mehr sicher. 

Warum tun die nichts?“ 


Cum \ 

^geM vor. JP 


Uns reicht’s! 

Wir wählcnCDU. 


Die Zukunft ist jetzt 

... und sie ist nicht schön: Die TV-Serie „Incorporated“ 


Es ist das Jahr 2074. Da keine sozialis¬ 
tische Revolution größeren Ausmaßes 
stattgefunden hat, sitzt die Menschheit 
ziemlich in der Scheiße. Das hat die TV- 
Serie „Incorporated“ mit anderen fil¬ 
misch umgesetzten Zukunftsvisionen 
gemein: Eine positive Wendung der Ge¬ 
schichte ist nicht vorstellbar, also denkt 
man das Bestehende weiter. 

In diesem Fall führt uns das fortge¬ 
setzte Elend in die Konkurrenz zweier 
multinationaler Unternehmen, die so 
verfeindet sind, dass noch nicht mal mehr 
eine Regierung den Ausgleich der Kapi¬ 
talinteressen gewährleisten kann. Und 
weil sie nicht gebraucht wird, gibt es auch 
keine: Militär, Sicherheit, Infrastruktur 
und Bildung - alles in Hand der Konzer¬ 
ne. Es ist klar, dass da nur ein kleiner Teil 
der Bevölkerung noch Reproduktions¬ 
bedingungen vorfindet, die eine Repro¬ 
duktion überhaupt ermöglichen. 

Die grenzenlose Freiheit der Kon¬ 
zerne ist für deren Angestellte eine 


ziemlich totalitäre Angelegenheit: 
Angst und Terror herrschen auch in den 
höheren Etagen der Unternehmenszen¬ 
tralen. Wer nicht gebraucht wird, hat so¬ 
wieso keine Exitenzberechtigung und 
lebt in den „Roten Zonen“ in Chaos 
und Elend. Die Glücklichsten unter 
ihnen verdingen sich als Objekte der 
Belustigung - als Prostituierte oder bei 
Schlägereien im „Ultimate Fighter“- 
Format, die ja leider keine Fiktion, son¬ 
dern seit längerem Realität sind. 

Insgesamt ist „Incorporated“ nur in¬ 
soweit kreativ, als die Gegenwart kon¬ 
sequent weitergedacht und bestehende 
Tendenzen konkretisiert werden. Klar, 
das Jahr 2074 ist härter als das, was wir 
heute kennen, zumal sich der nackte 
Überlebenskampf in den „Roten Zo¬ 
nen“ nicht mehr in Afrika oder Asien, 
sondern auf dem Gebiet der früheren 
USA abspielt - das ist selbstverständ¬ 
lich überaus schockierend -, wirklich 
anders ist die beschriebene Zukunft 


aber nicht. Leider ist die Liebesge¬ 
schichte, die Ghetto-Kind und Hauptfi¬ 
gur Ben Larson antreibt, einen der bei¬ 
den Konzerne zu infiltrieren, nicht sehr 
aufregend. Larson hat sich zum Ziel 
gesetzt, seine Freundin aus der Edel¬ 
prostitution zu befreien, und tut dafür 
das unmoralisch Notwendige, um sich 
eine bessere Position im System zu ver¬ 
schaffen. 

Nur der Schluss der Geschichte ist 
richtig gut und wahrscheinlich auch 
endgültig, denn die Serie wurde nach 
einer Staffel bereits wieder abgesetzt. 
Dann müssen sich die Autoren nicht 
noch mehr Elend der sogenannten 
„Dritten Welt“ anschauen, um weite¬ 
ren Stoff für ihre Drehbücher zu sam¬ 
meln. 

Friedhelm Vermeulen 

Incorporated (USA 2016) ab Juni 2017 
Deutschlandpremiere beim Pay-TV- 
Sender„Syfy“. 














